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Stenographischer Bericht
über

die Verhandlungen

der

6. Versammlung des II. Landtags des Freistaats Oldenburg.

Achte Sitzung.

Oldenburg , den 3 . April 1922 , vormittags 9 Uhr.

- > > -- ' - -- —

Tagesordnung : Fortsetzung der Tagesordnung der siebten Sitzung.

Vorsitzender : Präsident Schröder.

Am Regierungstisch : Ministerpräsident Tantzen,
^ Etaatsministcr Or . Driver,  Staatsminister Meyer.

! Präsident : Ich eröffne die Sitzung und bitte den
! Hm» Schriftführer , das Protokoll zu verlesen . (Abg.
' Bartels verliest das Protokoll der 7 . Sitzung .) Sind Ein¬

wendungen gegen das Protokoll zu erheben ? ES ist nicht
der Fall, dann ist eS genehmigt . Ich bitte nunmehr Herrn
Echriftführcr Nieberg , die Eingänge mitzutrilen . — Ge«
Weht. — Der Landtag ist mit den Ueberweisungen ein¬
verstanden. Es ist dann weiter eingegangen eine förmliche
Wage des Herrn Abg . Alb ers folgenden Wortlauts.
(Präsident liest die Anfrage wegen des Reichsortsklassen-
verzeichmsser vor .) Ich setze die förmliche Vorbringung
dieser Anfrage auf die Sitzung , die nach der Erledigung der
Manschläge folgt.

Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein.
1. Gegenstand ist der

Bericht des Finanzausschusses über de« Voranschlag
«n Annahmen und Ausgaben des Laudesteils Oldenburg
M m Jahr 1922 (1. April 1922 bis 31 . März 1923 ) .
l. Lesung. (Anlage 25 .)

Wegen der Einnahmen und der Ausgaben ist je ein
Mderer Bericht deS Ausschusses hergegeben . Ich eröffne
^lenogr . Berichte . II . Landtag , 6 . Versammlung.

die Beratung zu dem Antrag 1 des Ausschusses , zu den
Einnahmen:

Annahme des 8 1 unter Erhöhung der Summe auf
8 855000

zum § 1 der Einnahmen und zu dem Voranschlag der Ein¬
nahmen und Ausgaben für die Landeskasse im allgemeinen
und gebe zunächst das Wort dem Herrn Berichterstatter,
Abg . Müller.

Abg . Müller : Ich habe einige Rechen - und Schreib¬
fehler im Bericht richtigzustellen : Es müssen zu 8 109 der
Ausgaben noch 2000 ^ eingesetzt werden , dann steigt die
Summe der Mehrausgaben auf 10478200 dann
ändert sich nachher die Subtraktion von 16200000
abzüglich 10478200 auf 5 721800 davon 2 Milli¬
onen Mark Gewerbesteuer ab , ergibt als Fehlbetrag , der
verbleibt , 3 721800 Das wollte ich jetzt nur richtig¬
stellen.

Präsident : Herr Minister Driver  hat das Wort.
Minister vr . Driver : Meine Dame und meine Herren!

Als ich im vorigen Jahre zu Beginn der Beratungen des
Voranschlags das Wort an dieser Stelle ergriff , habe ich
zu der damaligen Finanzlage mich dahin geäußert , daß sie
verhältnismäßig günstig sei. Ich konnte dies sagen , weil
derzeit die Einnahmen und Ausgaben bis auf einen Fehl-
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betrag von 2 Millionen Mark ins Gleichgewicht gebracht
wurden . Ich konnte das deshalb auch sagen , weil der Ver¬
gleich mit dem Reich , mit Preußen , mit Bremen und anderen
Ländern unsere Finanzlage als günstig darstellte . Diesen
letzteren Vergleich möchte ich heute nicht mehr ziehen . Denn
es ist schließlich ein zweifelhafter Trost für den Finanz¬
minister , wenn er sich sagt , daß es anderen Ländern noch
schlechter geht als seinem eigenen Lande . Ich will mich
also heute beschränken auf die Beurteilung unserer Finanz¬
lage als solcher . Leider muß ich erklären im Gegensatz zu
dem , was ich im vorigen .Jahre gesagt habe , daß unsere
Finanzlage fetzt ungünstig ist . Ich will zunächst , wie ich
das auch im vorigen Jahre getan habe , mit ein paar Worten
eingehen auf den voraussichtlichen Abschluß des Jahres 1921.
Hier zeigt sich uns ein Lichtblick. Nach den ausgemachten
Berechnungen , die teilweise allerdings aus Schätzungen be¬
ruhen , wird das Rechnungscrgcbnis des Jahres 1921 vor¬
aussichtlich mit einem Ueberschuß von 8 Millionen Mark
abschließen . Der Grund hierfür liegt darin , daß die Ein¬
kommensteuer im Voranschlag 1921 nur eingesetzt war mit
der sogenannten Garantiesumme , nämlich mit 27 Millionen
Mark , daß aber der Einkommensteueranteil des Staates
nach der tatsächlichen Veranlagung , wie sie jetzt vorlicgt,
voraussichtlich 51 Millionen Mark erbringt . Aus dies Mehr
ist der voraussichtlich günstige Abschluß des Rechnungs¬
jahres 1921 zurückzuführen . Vorausgesetzt ist allerdings
dabei , daß diese Einnahmen auch wirklich einkommcn , und
ferner , daß die Ausgaben , die ja jetzt noch auf das Jahr 1921
angewiesen werden , nicht allzusehr steigen werden . Die
Nachzahlungen aus dem Jahre 1920 gehören an sich dem
Jahre 1920 an und hätten dort auch verbucht werden müssen.
Da aber das Jahr 1920 längst vorbei , auch die Rechnungen
längst abgeschlossen sind , blieb nichts anderes übrig , als daß
diese Nachzahlungen im Jahre 1921 zur Verbuchung kommen.
Zeigt sich hier bei dem Jahre 1921 voraussichtlich ein
Lichtblick , so verdüstert das Bild sich aber für das Jahr 1922,
dem ich mich jetzt zuwende.

Wie Sie aus dem Voranschlag ersehen haben , schließt
das Jahr vorauschlagsmäßig mit einem Fehlbeträge von
11 */ » Millionen Mark ab . Der Voranschlag ist aber schon
im Herbst vorigen Jahres ausgestellt . Infolge der sprung¬
haft anhaltenden Teuerung sind die Zahlen des Voranschlags
zum großen Teil längst überholt . Es ist daher von dem
Ausschuß versucht worden , das Ergebnis den wirklichen Ver¬
hältnissen etwas näher , zu bringen . Sie sehen das auf der
ersten Seite des Berichts über die Einnahmen auf Seite 520.
Es sind danach im ganzen an Mehreinnahmen eingestellt
worden 16200000 Unter diesen Einstellungen befindet
sich auch eine Mehreinnahme an Einkommensteuer von
7 Millionen Mark . Angenommen ist im Voranschlag die
Einkommensteuer , die sich für das Jahr 1920 ergeben hat
mit netto 178 Millionen Mark , und hierzu ist für das
Jahr 1922 ein Zuschlag von 30 "/o hinzugesctzt . Das ergibt
als Landesanteil die Summe von 66 Millionen Mark statt
der im Voranschlag enthaltenen 59 Millionen Mark , also
7 Millionen Mark mehr . Ebenso ist die Körperschaftssteuer
erhöht worden ; bei dieser ist eine Mehreinnahme von
1900000 ^ eingestellt worden . Andererseits mußten aber
auch die Ausgaben entsprechend erhöht werden ; das ist auch

auf der Seite 520 geschehen. Es ergeben sich nach h,.
Berichtigung , die der Herr Berichterstatter soeben vM,.
nommen hat , Mehraufwendungen von rund 10 ^ Million,,
Mark ; diese abgezogen von den Mehreinnahmen von 16 UD.
onen Mark ergibt rund 6 Millionen Mark . Wenn ma»
hiervon die Gewerbesteuer mit 2 Millionen Mark in Ab>„
bringt , die ja für dieses Jahr den Gemeinden überwiese,
werden soll , so bleiben rund 4 Millionen Mark , um bj,
sich das Defizit des Voranschlags von 11 ^ 2 Millionen Mail
verringern würde . Es würden also nach der Berechnen¬
des Ausschusses im ganzen etwa 7 bis 8 Millionen Mail
Defizit verbleiben . Es sind aber bei dieser Zusammenstellum
nicht die Mehrausgaben berücksichtigt , und es gibt infolge,
dessen diese Zusammenstellung des Finanzausschusses ei»
falsches Bild über unsere Finanzlage . Unberücksichtigt g,>
blieben sind — und gehen demnach noch hinzu an Mehr¬
ausgaben für Verpflegung in der Hebammenlehranstalt -
in den Gefängnissen und in Wehnen etwa 2 Millionen Mars
ferner an Mehrkosten , die aus der höheren Einstufung da
Orte erwachsen , 1930000 weiter an Mehrkosten, dir
durch die jährliche Erhöhung des Teuerungszuschlages für
die ersten 10 000 ^ des Gehalts und Ortszuschlages m
1. Januar bewilligt sind , 5 315000 und weiter auch
die Mehrausgaben . infolge der neulich im Reich bereits Gesetz
gewordenen Erhöhung der Besoldungen vom 1. April d. U.
an ; diese betragen für den Landesteil Oldenburg im ganze»
33 /̂2 Millionen Mark . (Hört , hört !) Wenn man diese
Mehrausgaben , die ich eben beziffert habe , zu dem Defizit
von 8 Millionen Mark hinzurechnet , so erhöht es sich in,
ganzen auf 51 Millionen Mark ; dabei sind die Einnahme»,
wie ich vorhin schon andeutete , im wesentlichen ausgcscW,
Jedenfalls sind aus den Forsten und aus den Pachten keim
höheren Einnahmen zu erwarten . Es sind hier die tatsäch-
liehen Beträge , die zu erwarten sind , bereits eingestellt
Möglich ist immerhin , daß die Einkommensteuer noch etwas
mehr erbringen wird , aber das wird nicht ganz erheblich za ^
Buch schlagen , weil der Staat immer nur der Einkommen- >
steuer erhält . Die Mehrausgaben , die ich benannt habe,
sind aber nicht vollständig . Unberücksichtigt sind z. B. ge¬
blieben die Geschäftskosten bei allen Behörden . Es ist an-
zunehmen , daß diese Geschäftskosten um ein ganz Erhebliche»
noch steigen werden . Danach ist also wohl mit ziemlicher
Sicherheit zu sagen , daß dies Defizit sich im Laufe deS
Jahres noch wesentlich erhöhen wird , weil die Ausgabe»
noch nicht zum vollen Betrage zum Ansatz gekommens>»b.

Meine Herren ! Nach diesen Angaben kann man am
sagen , daß unsere Finanzlage ungünstig ist . Nicht berliek-
sichtigt ist bei meinen Angaben allerdings der neue Ent» !
des Reichslandessteuergesetzes , der z. Zt . dem Reichstag
vorliegt und vorsieht , daß die Länder außer den bisherig«
Steuerüberweisungen noch 50 °/o der Rennwcttsteuer, der

Gewerbeanschaffungssteuer und der Kraftfahrzcugstcuer Hab«
sollen , und wenn eine allgemeine Fahrzeugsteuer in b« ,
Ländern eingeführt wird , die ganze Kraftfahrzcugsteuer . »
Mehreinnahmen aus diesen Steuern werden indes nicht«'
heblich sein . Die Prozentsätze der Erbschaftssteuer,
kommensteuer , Umsatzsteuer sind in dem Entwurf des Lander«
steuergesetzes so geblieben wie bisher . Es wird allerdnig
versucht werden , von der Einkommen - und UmMeiie
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Mere Ueberweisungsbeträge für die Länder und die Ge¬
binden zu bekommen . Auf einer Finanzministerkonferenz

Anfang voriger Woche , an der ich teilgenommen habe,
« man allseitig der Ansicht , daß aus der Umsatzsteuer
de» Ländern und auch den Gemeinden höhere Prozentsätze
vom Reich überwiesen werden müßten . Es wurde auch
Eveat und soll beim Reich beantragt werden , daß den

Ländern und Gemeinden nicht 2/3 der Einkommensteuer über-
n,iescn werden soll , sondern /̂t . Es wurde weiter angeregt,
daß die Grunderwerbssteuer vollständig den Gemeinden und
de» Ländern überwiesen werden soll. Und endlich wurde
auch hervorgehoben, daß den Gemeinden wieder ein aller¬
dings in seiner Höhe beschränktes Zuschlagsrecht zu der Ein¬
kommensteuer gegeben werden müßte . (Bravo !) Aber alles
dies meine Dame und meine Herren , sind bislang nur
Wünsche. Es muß abgewartet werden, welche Stellung das
Reichsfinanzministerium dazu einnehmen wird . Die Finanz¬
lage des Reiches ist, wie Ihnen bekannt, eine durchaus
trostlose. Und ob das Reich angesichts des Drucks , der von
der Entente auf dasselbe jetzt ausgeübt wird, in der Lage
sein wird, den Ländern und Gemeinden noch erhebliche
Mehrbeträge aus den Reichssteuern zufließen zu lassen , ist
immerhin zweifelhaft . Reich , Länder und Gemeinden be¬
finden sich in einer Notgemeinschaft . Eine Finanzreform
vermag hier auch nicht völlig Abhilfe zu schaffen , darüber
müssen wir uns klar sein . Der Grund der allgemeinen
Finanzkalamität liegt in unserm kranken Wirtschaftskörper,
in der Zerrüttung unserer Währung , in dem Arbeiten der
Notenpresse, mit welcher die Löcher der laufenden Ausgaben
immer wieder zugestopft werden . Solange diese ungünstigen
zerrütteten Wirtschaftsverhältnisse vorhanden sind , wird man
niemals die Finanzkalamität im Reich und den Ländern und
Gemeinden vollständig beseitigen können; darüber bestand
auch in der Konferenz der Finanzminister vollständige Ueber-
eiiistimmuiig. Das Reich gibt den Ländern für die erhöhten
Bezüge an Beamtenbesoldungen Vorschüsse ; aber , meine
Dame und meine Herren , das sind Vorschüsse , die zurück¬
bezahlt werden müssen. Das sog. Dotationsprinzip , wie es
in der letzten Zeit zwischen dem Reich und den Ländern
hinsichtlich der Beamtenbesoldungsausgaben geübt worden ist
- wir haben auch solche Vorschüsse vom Reich , für den
Staat und auch für einzelne Gemeinden uns geben lassen — ,
ist an sich falsch, denn durch dasselbe werden die Länder
vollständig zu Kostgängern des Reiches gemacht , und sie
verlieren damit wieder ein Stück , ihrer bisherigen Hoheit.

Wenn ich vorher sagte , daß durch keine Finanzreform
völlige Abhilfe geschaffen werden kann in Bezug auf unsere
günstigen finanziellen Verhältnisse , so müssen wir anderer¬
es nach meiner Ansicht doch alles tun , um unsere Finanzen
möglichst in Ordnung zu halten . Welche Folgerungen müssen
vm denn aus dem , was ich vorgebracht habe , ziehen?

1. Die Einkommensteuer bildet nach wie vor das Rück¬
grat unserer Staatsfinanzen , sie ist ja in diesem Jahre
mit 66 Millionen Mark eingestellt . Daraus folgt
meines Erachtens , daß wir alles tun müssen , um die
Mkommensteuer auch voll in unserm Lande auszu¬
schöpfen. Es muß das wirkliche Einkommen erfaßt
Werden, daran sind Länder und Gemeinden in hohem
-Ratze interessiert . Es geht also nicht an , daß wir

den Reichsfinanzbehörden in Bezug auf die Reichsein¬
kommensteuerveranlagung Hemmungen und Hindernisse
bereiten , damit nicht das wirkliche Einkommen erfaßt
werde . Wenn Ungleichheiten in den Einkommensteuer¬
veranlagungen im Lande und im Verhältnis unseres
Landes zu Preußen vorhanden sind , so muß darauf
hingewirkt werden , diese zu beseitigen . Wir müssen
alles tun , daß das wirkliche Einkommen nicht nur in
unserm Lande , sondern auch in den benachbarten Be¬
zirken erfaßt wird , und das wird geschehen . Ich kann
Ihnen erklären , daß die Ergebnisse der Beratungen,
die derzeit hier im Landtag gepflogen sind , dem Landes¬
finanzamt Hannover zur Kenntnis gebracht sind mit
dem Ersuchen um Abhilfe , und ebenfalls dem Reichs¬
finanzministerium . Ich habe keinen Zweifel daran,
daß hier , wenn auch nicht in diesem Jahre , so doch
jedenfalls im nächsten Jahre Abhilfe geschaffen wird.
Eine Veranlagung der Einkommensteuer unter dem
wirklichen Einkommen ist auch ungesetzlich , und schon
aus diesem Grunde darf man einer Veranlagung unter
dem wirklichen Einkommen nicht das Wort reden.

2 . Es müssen auch die uns verbliebenen Steuern ausge¬
schöpft werden . Es kommt zunächst die Grund - und
Gebäudesteuer in Betracht . Meine Dame und meine
Herren ! Ich will hier ganz offen erklären : Ich halte
es für ganz ausgeschlossen , daß die Grundsteuer nicht
mit dem fünfzehnfachen Betrage und die Gebäudesteuer
nicht mit dem sechsfachen Betrage in diesem Jahre in
den Voranschlag eingestellt bleibt . Der Antrag , der
darauf hinausgeht , die Grund - und Gebäudesteuer mit
einem geringeren Betrage anzusetzen , ist nicht annehmbar,
das geht nicht . Sie werden mir wahrscheinlich ent¬
gegenhalten und haben es im Ausschuß auch schon
getan , daß ich nicht auf die Gewerbesteuer hätte
verzichten sollen . Ich habe mich zu diesem Verzicht
nur mit schweren Bedenken auf Drängen der Städte
und der Vorortsgemeinden und auf Drängen des Mini¬
steriums des Innern als Kommunalaufsichtsbehörde
verstanden , in der Erkenntnis , daß es tatsächlich den
Städten und den Vorortsgemcinden in diesem Jahre
schlecht geht , daß sie sich in einer Notlage befinden,
und daß ihnen deshalb geholfen werden muß . Ich
sagte vorhin schon , Reich , Länder und Gemeinden be¬
finden sich in einer Notgemeinschast ; vom Reich ist das
zur Genüge bekannt . Die Gemeinden haben ihre Not¬
lage kräftig in die Oesfentlichkeit hineingerufen ; auf
ihren Versammlungen haben Städtcvertreter entsprechende
Beschlüsse gefaßt , aber diese Notlage besteht für den
Landesteil Oldenburg , dessen Vertretung bislang noch
wenig darüber nach außen hin Verlautbart hat , in eben¬
solchem Maße , das kann man aus dem Defizit , das
ich Ihnen eben errechnet habe , ersehen . Ich erkläre
aber nochmals : Ich habe auf die Gewerbesteuer nur
für das eine Jahr verzichtet . Von den Ueberweisungen,
die Länder und Gemeinden nach dem Reichslar .des-
steuergesetz demnächst erhalten werden , muß abhängig
gemacht werden , ob der Staat weiterhin auf die Ge¬
werbesteuer verzichten kann . Einstweilen wiederhole ich
meine Erklärung dahin , daß der Verzicht nur für ein
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Jahr in Anbetracht der jetzigen ungünstigen Verhältnisse
der Stadtgemeinden und Vorortsgemeinden ausge¬
sprochen ist.
Es ist mir in einer der Sitzungen der letzten Wochen

vom Herrn Berichterstatter, Abg. Müller,  zugerufen, es
müßten neue Steuerquellen  erschlossen werden; ja,
meine Dame und meine Herren, das ist leicht gesagt. Ich
weiß nicht, welche neuen Steuerquellen noch erschlossen werden
können(Sehr richtig!), ich weiß keine. Wenn aber der
Landtag mir solche Angaben machen kann, dann bin ich gern
bereit, die Vorschläge zu prüfen.

Endlich bleibt uns noch übrig, daß wir uns spar¬
samer einrichten.  Der Herr Reichskanzler hat in seiner
programmatischen Rede am vorigen Montag gesagt, daß
äußerste Sparsamkeit geübt werden müsse im Reich und in
den Ländern. Der Reichskanzler hat wörtlich gesagt:

.Ich setze mich im Namen der Reichsregierung und
als Reichskanzler dafür ein: Es muß bis zum äußersten
gespart werden, das ist unsere Pflicht, und wir wollen
sie weiter üben. Unsere Verwaltung müssen wir immer
noch weiter verbessern und wirksamer, straffer und schneller
arbeiten lassen; auch für die Länder gilt das gleiche." usw.

Der Herr Reichskanzler hätte hinzufügen können: „DaS
gleiche gilt auch für die Gemeinden", denn auch in den
Gemeinden muß ebenso gespart werden wie im Reich und
bei den Ländern. (Sehr richtig!) Aeußerste Sparsamkeit
ist durch unsere Finanzlage, wie ich sie Ihnen eben geschildert
habe, geboten; es muß alles getan werden, sie auch in die
Tat umzusetzen. Worte sind bislang genug gefallen. (Sehr
richtig!) Taten habe ich bis jetzt nicht gesehen. (Sehr
richtig!) Man hat schon viel von Sparsamkeit geredet, aber
von Taten habe ich nichts gemerkt. (Bravo!) Meine Dame
und meine Herren! Wir dürfen uns nach der Lage unserer
Staatsfinanzen der Einsicht nicht verschließen, daß wir wirk¬
lich in Bezug auf Sparsamkeit zu Taten übergehen müssen,
denn ich fürchte, es können sonst unsere Ausgaben so an¬
schwellen, daß wir ihrer schließlich nicht mehr Herr werden
können. (Abg. Raschle:  Dann schluckt Preußen un§ über!)

Ich will noch eins zürn Schluffe sagen: Ich hoffe, daß
dies Bild, das ich Ihnen hier entrollt habe, sich noch
günstiger gestalten wird, indem aus der Einkommensteuer
im Jahre 1922 mehr stießen wird, als wir angesetzt haben,
ich hoffe das,  weiß es aber nicht. Ich hoffe weiter, daß
wir aus den Ueberweisungen des Reiches, namentlich aus
der Umsatzsteuer erhebliche Mehrbeträge bekommen werden.
Aber, meine Dame und meine Herren, darüber müssen wir
uns klar sein, daß diese Mehrbeträge an Einkommensteuer
und aus den Steuerüberweisungen des Reiches niemals so
hoch sein werden, daß sie das Defizit von wenigstens
51 Millionen Mark in unserm Staatshaushalt ganz be¬
seitigen werden, und darum sage ich noch einmal: Wir
müssen neben den anderen kleinen Mitteln, die ich Ihnen
genannt habe, zur Uebung äußerster Sparsamkeit übergehen,
die Not wird uns dazu zwingen; je eher wir dazu über¬
gehen, desto besser wird es für uns sein. (Bravo!)

Präsident : Herr Abg. Müller  hat das Wort.
Abg. Müller : Meine Dame und meine Herren! Die

Ausführungen de» Herrn Finanzministers bieten ja ein sehr

trauriges Bild unserer demnächstigen Finanzlage. Atz»,.
Bericht des Ausschusses herauskam, war nicht alles zu
sehen, was eben mitgeteilt ist. Vor allen Dingen könnt,»'
wir nicht wissen, daß die Beamtenbesoldung ein Mehr h,»
33^2 Millionen erfordern würde, und auch die übck,»

Zahlen, die er genannt hat für die Höhereinstufung^
Orte, erhöhte Verpflegungskosten usw., konnten wirM
mit verwenden, weil derartige Anträge in Präziser Fom,
nicht Vorlagen. Der Finanzausschuß konnte nur die ZM,
aufnebmen, für die Anträge Vorlagen, und danach stellt !
der Voranschlag bedeutend günstiger, als er erst auÄch
Hätten wir die Gewerbesteuer behalten, wäre 5 Million,« -
Mark Defizit geblieben, das wahrscheinlichdurch die Ein- i
kommensteuer und durch andere günstige Umstände weM. s
fallen wäre. Leider ist die Gewerbesteuer vom Staat ans- t
gegeben worden, wenn auch nur für ein Jahr, ich füH,
aber, daß es länger dauert. Ich glaube kaum, daß es zn
verantworten ist, eine solche Steuer aus der Hand zu gebe« ^
um so mehr, als der Herr Finanzminister erklärt, dieG !
meinden sollten dadurch entschädigt werden, daß das Mchs
an Umsatzsteuer ihnen überlassen würde; darauf wollte da !
Staat verzichten. (Minister Driver:  Das fällt weg!! !
Jedenfalls war es bedenklich, diesen Schritt zu tun. Ich
glaube, die Regierung muß dafür sorgen, daß die Ausgabmi
gedeckt werden; wie das zu machen ist, ist natürlich außer- !
ordentlich schwierig zu sagen; der Herr Finanzministcr meint,
man müßte sparsam sein. Wir haben den Voranschlag!
durchgenommen von Position zu Position und haben geprüft, '
wo abgcsetzt werden konnte, und der Erfolg ist gewesen,
Kfi/s Millionen Mehrausgaben und 100000 ^ Streichung;
das sind die Ergebnisse der Bemühungen des Finauzaus-
schusses, zu sparen. Sie sehen daraus, daß es ganz un¬
möglich ist, demnächst sparsamer zu wirtschaften, denn wie
wissen, das Geld wird immer mehr entwertet. Es ist un¬
denkbar, Abstriche zu machen, wenn man die notwendigen
Bedürfnisse erfüllen soll. Die Hauptausgaben liegen fest;
das sind die Gehälter und Geschäftskosten in den Behörden,
daran kann man nicht streichen.

Dann hat der Herr Minister gesagt, man möchte ihns
Objekte anzeigen, um Mehreinnahmen zu erzielen. Ich will
da einige Vorschläge machen, selbst auf die Gefahr hin, all
Ketzer oder noch schlimmer verschrieen zu werden. Zunächst
will ich darauf Hinweisen, daß es möglich wäre, das Schul¬
geld  wieder einzuführen in den Volksschulen. AlsM
die Volksschulen auf die Gemeinde übergingen, habe ich den
Antrag gestellt, man möchte das Schulgeld wieder einsiihreu,
und zwar gestaffelt nach den Einkommen der Eltern. (M>>
nister Driver:  Reichsverfassung!) Ja , die Verfassung kann
ja geändert werden. Die Einführung des Schulgeldes nach
dem Einkommen bildet absolut keine übermäßige Belastung
der Eltern. Wenn wir schon früher das Schulgeld gestaffelt
hätten, würde man nie auf die Idee gekommen sein, es aus¬
zuheben, aber eine gleichmäßige Erhebung von sämtlich«
Eltern ließ sich nicht rechtfertigen. Wir haben die Tatsache- ,
daß auf dem Lande die reichen Leute ihre Kinder inm
Volksschule schicken müssen, weil keine höheren Schulen
sind, da könnte man ruhig ein Schulgeld von ihnen hedeu>
Dann könnte man das Chausseegeld  wieder einführ«>
Ich will natürlich keine Chausseebäume wieder aufrecht«-
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M man könnte eine Befahrungssteuer erheben von jedem
^hrMg > was da ist , auch von Fahrrädern und Kraft-

das wird jedenfalls verschiedene Millionen bringen
Me »' (Abg. Raschkc: „Eine Steuer auf neue Gesetze
Manch noch!") (Heiterkeit .) Ja , die mag HerrRaschke
bWtrageii! Meine Herren ! Die Lage ist also eine hoff-
uMslose, wenn wir nicht durch Mehrerträge der Ein-

i ^ mensteucr und eine erhebliche Beteiligung der Länder
; daran zu einem besseren Ergebnis kommen.

! Präsident : Herr Abg . Hug hat das Wort.

Abg. Hug : Meine Damen und meine Herren!
fröhliche Ostern sind es nicht für daS deutsche Volk , in-
dm wir im Freistaat Oldenburg unseren Haushalt in Ord¬
nung bringen wollen . Ob und welchen Einfluß das Diktat

^ dir ReparationSkommission auf die Haushaltspläne der
Staaten Deutschlands und also auch unseren ausübt , das

j Men wir noch nicht . Wir wissen nicht , welchen Einfluß
l das Valutaelcnd auf die Ausgaben für Gehälter , Löhne

und Geschäftskosten bringen wird . Die Ausführungen des
i Herrn Ministers haben unS insofern alle überrascht , als wir
! dei der Festsetzung des Berichts noch nicht ahnen konnten,

daß anstelle des Defizits von 11 Millionen ein solches von
! bl Millionen Mark vorhanden sein würde . Ich begreife
§ darum, daß er sehr düster in die Zukunft sicht und bemüht
! ist, Quellen zu finden , und dem Landtag empfiehlt , solche
> zu nennen, aus denen er neue Mittel , schöpft , um das
! Defizit zu decken. Ich meine aber , so trostlos , wie es auS
i dm Ausführungen des Herrn Ministers lauten könnte , ist

die Lage nun nicht. Wir werden nachgerade gewöhnt , daß
don Jahr zu Jahr die Unsicherheit in der Feststellung der
Boianschläge zunimmt . (Sehr richtig !) Damit muß man
natürlich rechnen; daran muß man sich gewöhnen . Man
darf dabei aber gerade in Oldenburg nicht außer Acht
lassen, daß das Staatsvermögen ein außerordentlich gut
fundiertes und großes ist , und daß gerade in dieser Zeit
die Wertsteigerung des Staatsguts , das wir haben , kommt

s und dabei in Rechnung gestellt werden muß . Ich will
! damit nicht sagen, daß man von der Vermögenssubstanz

leben soll. Ich bin nun allerdings der Meinung , daß aus
der Einkommensteuer und aus der Körperschaftssteuer hätte
mehr eingestellt werden können . Ich gebe zu , ich kann
Ihnen nicht den Nachweis führen , daß es so sein wird.
Aber andererseits wird die Möglichkeit nicht abgestritten
Verde» können. Meine Hypothese erhält Begründung durch
die Ausführungen des Herrn Ministers , indem er darauf
Wweisi, daß, wenn die Ordnung in den Finanzen wieder
hergestcllt werden soll und da mit Reformen außerordentlich
Mer geholfen werden kann , einige notwendige Maßnahmen
Moffen werden müssen . Zunächst müßte die Ein-
loninieiistcuer besser auSgeschöpft werden . Wir wissen
m aus Erfahrung , daß das wirkliche Einkommen sowohl
E'" Freistaat  der Provinz Oldenburg als in der Nach-
arschaft Preußen nicht voll zur Steuer herangezogen wird,
ab Hemmungen und Hindernisse bestehen . Das heißt mit

>>z ^ W°Acn, daß eine reelle ehrliche Angabe , wie groß
Kommen ist, daß dies sehr mangelhaft ist . Also

Quelle nun voll ausgeschöpft werden muß , daran
b der Regierung nun ganz ernstlich liegen . Und wir

sind sicher ganz damit einverstanden , wenn alles getan
wird , moralisch und durch Gesetz, daß den Finanzämtern
das Leben , um dem Staat gerecht zu werden , nicht schwer
gemacht wird , sondern daß es möglich wird , daß die Fi¬
nanzämter zu ihrem Recht kommen . Es zeigt aber auch,
daß man annehmen kann , daß , wenn ordnungsmäßig die
Einkommen angegeben worden wären , die Ueberweisungen
dom Reich größer wären und wir kein 51 -Millionendefizit
haben würden.

Meine Damen und meine Herren ! Man hat dann
darauf hingewiesen , daß es unmöglich ist , daß der Antrag,
der gestellt worden ist , den 15 - bezw. löfachen Betrag der
Grund - und Gebäudesteuer  zu ermäßigen auf daS 2-
und 4fache , daß der angenommen werden könnte . Hoffent¬
lich wird dieser Gedanke durchdringen und wird der Antrag
keine Annahme finden . Ich komme später noch darauf
zurück . Hoffentlich , sage ich, wird der Gedanke zum Durch¬
bruch kommen , daß auch die Verabschiedung unseres Etats
von allgemein politischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten
betrachtet werden muß und daß , wenn man aufbauen will,
ein Haupterfordernis ist , daß alle , die Opfer bringen können,
ohne ihre Existenz zu beeinträchtigen , Opfer bringen müssen;
daß sie geben , wo sie geben können , und daß sie sich nicht
des Steuerzahlens entziehen , wie die Klagen so außer¬
ordentlich sind.

Der Herr Finanzminister hat dann vom Sparen  ge¬
sprochen . Gewiß muß gespart werden . Und ich bin fest
überzeugt , daß wir noch mehr sparen müssen , als wir heute
gespart haben . Da wir wahrscheinlich erst anfangen müssen
zu sparen , wenn das Schlimmste eintritt , was wir befürchten
können . Aber ich bin der Ansicht , daß , solange wir es
möglich machen können , die notwendigen Kulturaufgaben
zu erfüllen , wir sie eben erfüllen müssen . Solange wir
es machen können , müssen wir auch werbende Arbeiten
liefern , um aufzubauen , müssen wir Industrie entwickeln,
Handel entwickeln und Verkehr entwickeln . Solange wir
das können , müssen wir das trotz der schlechten Aus¬
sichten tun . Wenn wir es nicht mehr können durch ge¬
waltige Eingriffe in die Existenz des deutschen Volkes , ist
es eine andere Sache , dann ^können wir eben unsere
Pflicht nicht mehr erfüllen.

Der Herr Finanzminister hat darauf hingewiesen , daß
Versuche gemacht worden sind , zu sparen , daß man viel
vom Sparen redet , aber daß nicht gespart werde . Ja.
meine Herren , ich habe bedauert und nicht verstanden , daß
man innerhalb des Hauses und außerhalb deS Hauses von
einem Mangel an Sparsamkeit redet , ja , daß man sogar
in den letzten Monaten den Bankrott des Landes an die
Wand gemalt hat . Wenn das so fort geht von den Herren,
die hauptsächlich vom Sparen reden , kann man gespannt
sein , was dabei her 'auskommt . Bis jetzt ist nichts dabei
herausgekommen . Herr Abg . Müller  hat nachgewiesen,
daß nicht viel bei der Beratung des Voranschlags im Aus¬
schuß herausgekommen ist (Leider !), und wenn Sie diese
Sparsamkeit fortentwickeln , dann kommen Konsequenzen , die
ich Ihnen nach und nach mal vorführen werde.

Meine Dame und meine Herren ! Abstriche sind ge¬
macht worden : Bei Z 16 Volkshochschulen 20000 ^ , beim
Werkhause Zuschuß für das WerkhauS , Z 69 70000
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bei § 121 Leibesübungen 61000 Die sind begründet
worden mit ver Notwendigkeit des Sparens und mit dem
Einschlagen eines langsameren Tempos . (Ministerpräsident
Tantzen : Ist ja nicht gestrichen ; ist nur ein Antrag der
Minderheit !) Ich habe mich doch gegen die Tendenz zu wenden.
Meine Herren ! Was durch den Krieg kaput geschlagen worden
ist an ethischen und moralischen Werten , das brauche ich
nicht deS näheren zu demonstrieren . Und daß das Volkse
Hochschulwesen die Einrichtung ist , die Reparationen — die
Bildung , die Moral — bringen soll , darüber sind wir
einig . Und im vorigen Jahre sind 80000 ^ eingesetzt
worden , jetzt 100000 davon für Vortragswesen
50000 Ja , eine Erhöhung um 20000 entspricht
nicht einmal der Erhöhung der Preise für alle möglichen
Dinge zum notwendigen Lebensunterhalt . Dasselbe gilt für die
Leibesübungen . Ja , meine Herren , nachdem 4 Jahre lang
die Jugend durch die Unterernährung außerordentlich ge¬
litten hat , "nachdem jetzt Teurungswelle über Teurungswclle
kommt , die Ernährung auch noch nicht in Ordnung ge¬
bracht ist , sollte man doch dem Streben , das im Volk sitzt,
die Leibesübungen zu Pflegen , Rechnung tragen und nichts
abstreichen . Dann die Rücksichtnahme auf die Kosten der
Aufbauschulen , wo man heillose Angst hat , daß die uns
umbringen . Dann kommt noch der Antrag auf Streichung
der Kosten der Einrichtung des Landcsmuseums um etwa
Ifl/s Millionen Mark . Also bei dem Etat von 160 Milli¬
onen Mark 1? /4 Millionen abstreichen , das ist eine Spar¬
samkeit , auf die man nicht besonders stolz sein braucht.
Meine Herren ! Wenn Sie da weiter fortfahren wollen,
müssen Sie anders zufassen . Sie brauchen sich nicht zu
wundern . Ich habe die verwunderten Gesichter im Finanz¬
ausschuß gesehen , als jemand sagte : Wie wäre es denn,
wenn man bei den Zuwendungen für die Landwirtschaft
und für die Kammern ansinge zu sparen ? Meine Herren!
Für das Landesökonomiewesen : Landwirtschaftskammer
50000 landwirtschaftliche Winterschulen 422000
Förderung der Pferdezucht 100000 Förderung der
Rindvieh - und Schweinezucht 81000 Das sind im
ganzen schon 653 000 Ja , meine Damen und meine
Herren , wir wissen sehr gut , daß die Gebiete der Landwirt¬
schaft die Hauptquellen sind für unsere Staatswirtschaft.
Wir wissen sehr gut , welche Bedeutung die Landwirtschaft
in unserm Lande hat . Wir wissen sehr gut , daß es recht
und billig ist , wenn man diesen Haupterwerbszweig fördert
durch Staatsmittel , wenn es notwendig ist . Genau so, wie
man früher Industrien gefördert hat durch Schutzzölle und
durch direkte Zuwendungen , um sie zu erziehen und hochzu¬
bringen . Aber wenn man sich auf den Standpunkt der
Sparsamkeit stellt , dann kann man heute nicht mehr sagen,
daß die oldenburgische Landwirtschaft der Staatsuntcrstützung
bedürfe durch solche Zuwendungen . Wenn ein Hengsthalter
einen Hengst verkauft für 200 000 hat er unter Um¬
ständen 100 OOO ^ verdient , genau soviel , wie der Staat
der Landwirtschaft für die Förderung der Pferdezucht be¬
zahlt . So geht es auf allen Gebieten , so ist es auch bei
der Handelskammer . Sie können bei den Kammern auch
sparen . Ich will eins sagen — es ist nicht meine Sache,
kleinliche Kritik zu üben — aber es ist notwendig , auf
Dinge aufmerksam zu machen , und gerade heute , die leider

übersehen werden . Wir lesen ja , daß heute der Hektar^
mit 50000 ^ bezahlt wird , daß trotzdem ein Landbui,/
vorhanden ist . Wir lesen nichts mehr von Zwangsvnkäul!»
Also ein Zeichen , daß trotz dieser ungesunden Entwickl!,,.
es doch noch möglich ist , bei solchen Bodenpreisen ein E,.
schüft zu machen . Und die kleinen Leute im Lande ha,,-
noch , sie können kein Land kriegen , es sei außerordentlich
schwer , dem Gedanken der Siedlung Durchbruch zu »n. ,
schaffen . Ja , meine Herren , das zeigt eben , daß die DM,
wie sie sich jetzt entwickelt haben , trotz dieser hohen Grund!
und Bodenpreise der Landwirtschaft noch hohe Einnahme,
sichern und daß zu den Einnahmen durch vermehrte Bich ^
Haltung die Werte ganz außerordentlich vermehrt werde, l
Anstatt Papier Rinder und Pferde . Das ist ganz richL st
Aber dann , wenn das der Fall ist , kann man sagen, dm '
kann die Landwirtschaft die Zuwendungen selbst aufbringe», ^
die ihr vom Staat gegeben werden . Sonst bewahrheit,! i
sich hier das Sprichwort : „Es erben sich Gesetz und Rech, !
wie eine ewge Krankheit fort, " oder : Wer da hat . demiviid
noch gegegeben.

Meine Herren ! So liegt cs auch bei den ander,»
Kammern . Wenn man sparen will , kann man auch d,i
Handelskammer und der Handwerkskammer das Opfer ans.
erlegen , die 34000 die 20000 ^ und die 75000F
selbst aufzubringen . Das will ich aber gar nicht t„».
Aber auch daS muß heute gesagt werden : WaS haben dich
Kammern in der schweren Zeit für den Aufbau der Voll-.
Wirtschaft getan ? Wenig oder gar nichts . Was au Auf¬
bauarbeit geleistet worden ist , ist mehr oder weniger allein
von der Regierung ausgegangcn , von der Regierung, die ?
von vielen Vertretern dieser Kammern aufs schmählichste
angegriffen wird , offen und versteckt, weil sie die Regierung
einer Republik ist . Ich verstehe sehr gut , wenn eine Steuer, -
wie die Gewerbesteuer , kommt , daß die Berufsberatung
sich damit befaßt und prüft , ob sie möglich zu ertragen ist
Es muß darum festgestellt werden , und wir wissen das und
ich wiederhole es heute wieder , daß die oldenburgische Re¬
gierung nie zu einer Gewerbesteuer gekommen wäre, wen»
nicht die elenden Zustände und der Zusammenbruch duz»
gedrängt hätten . Daß wir von der . sozialdemokratischen
Partei nie unsere Stimme zu der Gewerbesteuer gegeben
hätten , das muß Ihnen hinreichend bekannt sein, und darum
muß es hier getadelt werden , aufs schärfste , daß die Propa-
ganda , die Protestaktion gegen die Gewerbesteuer in einer
nach meiner Auffassung taktlosen unerhörten Art und Weise
gegen die Regierung gerichtet worden ist . Ich kenne die
Notlage , die der Krieg und seine Folgen in allen Kreise»
gebracht hat , sehr wohl . Ich weiß sehr wohl , daß es Be¬
amtenkreise gibt , die schwer unter der Not leiden, daß e§
Arbeiterkreise gibt , daß es kleine Handwerker gibt, Schuster-
Schneider usw ., die noch nicht das Einkommen erringe»
können , das ein Arbeiter bekommt . Die sind es aber mchk-
die schreien . Sie sind es nicht , die gegen notwendige E>»°
nahmen aus Steuern Front machen , sondern es sind ge'
rade solche, die sich mehr oder weniger nicht nur durch-
ringen , sondern die bei der Spekulation , die durch das
Valutaelend kommt , außerordentliche Gewinne niachr»-
Aus dem Valutaelend hat sich eine Spekulation eniiuim-
wo alle , die eS können , daraus zu gewinnen suchen,
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-Nnndwirte, seien es Fabrikanten, Händler oder Hand¬
ln (Zuruf: Oder Arbeiter!) Wenn sie es können,

lü siee« auch. Ich will nicht verallgemeinern, aber ich
!-bc in letzter Zeit so viele Dinge erlebt. Ich habe im
Mber für eine Anstalt Kartoffeln einbuddeln lassen, habe
«säumt mit dem Mann abzumachen, was sie im März
losten Men. Ich habe jetzt angefragt, was sie jetzt kosten
Men. Er schrieb: „Ich nehme natürlich nur den Tages-So wird die Wirkung der Spekulation ausgenutzt.
Da« n zu wirken, das wäre Aufgabe der Kammern,

i M haben sie aber nicht getan. Ich empfinde es als eine
Taltlosigkeit, wenn Beamte von den Berufskammern, die
Wusse vom Staat bekommen, in der von mir gekenn-
Mneten Weise gegen die republikanische Regierung und
ihre Träger losziehcn, herumziehen im Lande und nicht mit
Wahrhaftigkeit, sondern mit abgedroschenen Phrasen, mit
Wichtigkeiten die Handwerker und Geschäststreibendenund

i Landleute cinzunehmen suchen gegen die Möglichkeit der Re-
j qierung, ihre Finanzen in Ordnung zu bringen. (Abg.
i Lannemann: Die Beamten der Kammern sind doch nicht
? sär die Regierung allein da!) Wenn es jemand gibt, der
> die Schimpffrciheit ertragen kann, so bin ich es, die Rede-
j smheit und die Meinungsfreiheit. Aber es gibt etwas, waS
! mn politisches Taktgefühl nennt, und das verbietet, dies
l adrr jenes zu sagen, wenn er in einer gewissen Stellung ist.
j Wer ganz frei ist, kann seinen Schnabel gehen lassen, wie
! er will. Aber wer in gewissen Verhältnissen ist, hat auch

einen gewissen Takt aufzubringen. Meine Damen und meine
Herren! Wenn wir sparsame Wirtschaftspolitik treiben
«allen, kommen wir dazu, daß alle diese Zuschüsse gestrichen
«erden, wenn wir sie fortführen wollen, kommen wir dazu,
die Zuschüsse für die höheren Schulen, die Zuschüsse für
die Privatschulen zu streichen, kurzum ein Zurückdrängen
der wirtschaftlichen Entwicklung, der Kultur; ein Nicht-

' nsüllcn der kulturellen Aufgaben. Und das kann natürlich
- Mt gewollt sein. Meine Damen und meine Herren!

A will im Anschluß daran sagen, es muß selbstverständlich
geprüft werden, was gespart werden kann. Und wenn wir

j es nicht mehr können, müssen natürlich auch die Kultur-
; schabe» darunter leiden. Aber so lange wir das können,
! mssen wir die Kulturaufgaben erfüllen. Es ist unmöglich,
^ dah der Finanzminister eine Finanzpolitik auf lange Sicht
j mchen kann. Er muß von Tag zu Tag und von Jahr

MJahr leben. Im nächsten Jahre können sich die Ver-
, Rnisse ändern. Er kann im nächsten Jahre wieder ein
! Mndliches Gesicht machen, wie er heute ein trübseliges

Ncht macht. Meine Herren! Die Ernährungsfrage be-
I drückt uns außerordentlich. Und ich habe immerzu den Ein-

dru«, daß gerade die, die darin eine produktive Rolle
Men, cs nicht überschauen, nicht das nötige Verständnis
Wr haben. Der Umstand, der durch die freie Wirtschaft
Morgcrufen worden ist, die Spekulation und die furchtbaren
kukrurigswellen, die gekommen sind, wirken ganz außerordent-

Mmederdrückcnd auf alle BcvölkerungSkreise, die Tag für
A , jpftn müssen um die Aufrechterhaltung ihrer Existenz.
k.?l"lls ist es furchtbar für sie, alle paar Monate die

! « ^ Behälter und Löhne um das Existenzminimum
k ö" erhöhen, auf daß sie in die Lage kommen,
llsselbc Quantum Lebensmittel zu kaufen, wie sie es

vorher kaufen konnten. Es ist darum die Aufgabe der¬
jenigen, die hier sparen wollen und die Einfluß haben auf
die Produktion, mitzuhelfen und dafür zu sorgen, daß die
Wirkung dieser Spekulation sich nicht so entwickelt, wie ich
es vorhin geschildert habe. Die Revolution ist noch nicht
zu Ende. ES ist eine soziale Revolution. Wir stehen noch
mitten darin. Wie lange sie dauert, wissen wir nicht.
Daß sie sich friedlich entwickelt und zum Stillstand kommt,
das liegt bei denen, die cs in der Hand haben, das Volk
zu ernähren. Wer das begriffen hat, der muß mit dafür
sorgen, daß diese Schattenseiten, die wir auch hier in un-
serm Etat finden, der Mangel an Opfcrwilligkeit, der
Mangel an dem Pflichtgefühl, seine Steuern zu bezahlen,
beseitigt wird.

Ich schließe damit, indem ich sage: Die 51 Millionen
Mark Defizit, die hier mitgeteilt sind, können möglicherweise
im nächsten Jahre ihre Deckung gefunden haben, wenn die
vom Herrn Finanzminister mitgeteiltcn Rcichssteuern durch¬
geführt sind, das ReichslandcSsteuergcsetz durchgeführt ist,
sofern nicht von den Mächten, die uns bedrücken, das un¬
möglich gemacht wird. Dann würden diese Dinge ja noch
viel schlimmer. Ich bin also der Ansicht, daß viel mehr
nicht zu sparen ist, daß aber auch in den Gemeinden, auf
die der Herr Finanzminister hingewiesen hat, auch nicht
viel zu sparen ist. (Sehr richtig!) Die Gemeinden, die
einen hohen Etat haben, haben auch hohe Verpflichtungen.
Es sind die paar Städte , die wir haben. Sie wissen ebenso
gut wie ich, wie die eine so die andere belastet ist.
Rüstringen z. B . ist stark belastet. Es ist notwendig, hier
anzuführen, daß es die Nachteile der großartigen Ent¬
wickelung vor dem Kriege behalten hat und die Vorteile
sind verschwunden. Die Erwerbsquellen sind zusammen¬
geschrumpft und die sozialen Belastungen sind uns geblieben.
Ich will darum au dieser Stelle der Regierung sagen, daß
sie mit allen Mitteln dafür zu sorgen hat, daß wir uns
so entwickeln können, um nicht auf Almosen angewiesen zu
sein. Ich werde darum auch beantragen, bei § 279 f. die
eingestellte Summe von lOOOOO^ für den Küstenkanal
auf 150000 ^ zu erhöhen. Daß sie schon heute ver¬
wandt wird, ist nicht nötig, aber es müssen die Kreise, die
Willens sind und strebsam sind, das zerschlagene Geschäfts-
leden zu heben, die müssen eine Unterstützung erfahren da¬
durch, daß die Regierung etwas tun will, und daß nicht
das bloß ein Gerede ist, um die Leute an der Stange zu
halten für den anderen Kanal . Wenn das nicht geschieht,
meine Herren, dann sind Städte wie Rüstringen, die so
stark zerschlagen sind, durch die Entwicklung der Dinge ge¬
nötigt, für ihre sozialen Aufwendungen die Hilfe des
Staates zu verlangen. Das Defizit von 51 Millionen istdas kleinere Übel.

Meine Herren! Zum Schluß sei nochmals gesagt:
Wo gespart werden kann, muß gespart werden. Aber am
Unrechten Ende darf nicht gespart werden. Vielmehr ist
Gewicht darauf zu legen, daß alle herangezogen werden
müssen, für die Besserung der Staatsfinanzen beizutragen,
die dazu in der Lage sind. Dann wird es auch möglich
sein, das Gleichgewicht wieder herzustellen.

Präsident : Herr Abg. Feige ! hat das Wort.
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Abg. Feigel : Meine Dame und meine Herren ! Nach
den längeren Ausführungen des Finanzministers und nach
den Reden, die meine Herren Vorredner hier gehalten haben,
erübrigt es sich für mich, auch meinerseits mich in längere
Ausführungen zu ergehen. Ich kann mich der denkbar
größten Kürze befleißigen, das umsomehr, als ich gehalten
bin, in dieselbe Kerbe zu schlagen, in welche meine Vor¬
redner gehauen haben. Ich kann daher hier und da nicht
umhin, bereits Gesagtes zu wiederholen. Meine Dame und
meine Herren! Als wir Abgeordnete des Oldcnburgischen
Landtages im Dezember vorigen Jahres von der Regierung
die Vorlage 25 zugestellt erhielten, den Voranschlag für
1922 enthaltend, da haben wir es versucht, uns zu Hause
ein Bild von der Finanzlage des Landes zu machen, und
dieses Bild konnte schon nach den damaligen Verhältnissen
keineswegs günstig für die Finanzlage ausfallen. Dennoch
sagten wir uns, namentlich wenn wir einen Vergleich zogen
mit dem, was wir über die finanziellen Verhältnisse anderer
Staaten gehört hatten, daß wir einigermaßen zufrieden sein
könnten, denn ein Defizit von 114/s Millionen Mark würde
uns vielleicht das Genick noch nicht brechen. Wir standen
nicht so unmittelbar vor dem Chaos, wie viele Staaten.
Dieses Bild hat sich aber leider immer mehr in dieser Zeit
nach der ungünstigen Seite verschoben, und selbst seit dem
Zeitpunkt, wo der Finanzausschuß sich eingehend damit be¬
schäftigte, sind die Verhältnisse schlechter geworden. Selbst¬
redend war es Aufgabe des Finanzausschusses, zu versuchen,
dem Ganzen ein günstiges äußeres Bild zu geben. Er
hat es versucht und mit dem Erfolg, wie Ihnen schon
seitens des Herrn Finanzministers auseinandergesetzt ist,
daß er den Einnahmen reichlich6 Millionen hat zuschlagen
können, andererseits auch bei den Ausgaben einige Reduk¬
tionen hat vornehmen können, die sich allerdings in der
Hauptsache auf die Hinausschiebung von Neubauten er¬
strecken, deren Beträge überhaupt schon durch Anleihe ge¬
deckt werden mußten. Was die Erhöhung der Einnahmen
angeht, meine Dame und meine Herren, so glaubten wir
im Ausschuß, bei den Forsten unbeschadet und ohne Vogel-
Strauß -Politik zu treiben, lediglich auf Grund der steigen¬
den Holzkonjunktur eine wesentlich höhere Einnahme ein-
setzen zu können und fanden auch die Zustimmung der
Regierung. Auch die Einnahmen aus den Domänen haben
zugenommen, sodaß der erste Paragraph mit 4 Millionen
Mark und der zweite mit 2 Millionen Mark mehr zu Buch
steht. Einen sehr unangenehmen Paragraphen hatten wir,
ich glaube es war der § 15, in dem die Einsetzung der
Grund- und Gebäudesteuer mit dem 15fachen Normalbetrage
erstrebt wird. Dieser Paragraph hat im Ausschuß zu ver¬
schiedenen Meinungsäußerungen geführt und daher auch zu
verschiedenen Stellungnahmen infolge der verschiedenen Mei¬
nungen. Ich muß nun als Mitglied der Minderheit des
Ausschusses, welche dafür war, die Summe von 15 Millionen
Mark auf 10 Millionen Mark zu reduzieren und die Grund-
und Gebüudesteuer entsprechend zu ermäßigen, meine Stellung¬
nahme insofern revidieren, als ich nach den heutigen Aus¬
führungen des Herrn Finanzministers nicht mehr in der
Lage bin, für eine Reduktion eintreten zu können. Ich
stehe grundsätzlich nach wie vor auf dem Boden, daß es
falsch ist, eine Steuer , die heute notorisch mit solchen Män¬

geln und Fehlern behaftet ist wie Grundsteuer, mit so hch»
Beträgen in dem Staatsctat zur Deckung der StaMW.
gaben heranzuziehen. Ich betrachte die Vergangenheit i»
der selbst die Staatsregierung bezüglich der Grundst»
eine Stellung eingenommen hat, daß sie sich bemühe„ch
bestrebt war, von Jahr zu Jahr sie immer mehr als SiMz.
einnahmen auszuschalten und sie lediglich den Gemeind,»
zu überlassen. Diesen grundsätzlichen Standpunkt teile iL
heute noch, aber ich muß der Not gehorchen, denn bei dm
schrecklichen Gespenst von 51 Millionen Defizit, ^
Herren, da hören Gründe auf, die sonst durchschlagend sei,
müssen, und so werde ich mit meinen Parteifreunden ß,
die Grundsteuer in diesem Jahre stimmen, behalte mir nbn
selbstverständlich meine grundsätzliche Stellungnahme vor
und wir werden im nächsten Jahr ja zu anderen Ergeb¬
nissen kommen müssen. Ich verstehe aber von der StaolS-
regierung nicht, wie sie bei einem solch traurigen Bild in
demselben Augenblick ihr Einverständnis geben kann die
Erträgnisse der Gewerbesteuer einfach den Gemeinden z»
überlassen. Die Gemeinden haben nach dem Steuergesetz
das Recht, bis zu einem gewissen Maße ihrerseits Gemeick-
zuschläge zu erheben, und wenn ich auch keineswegs die
Notlage gerade der Gemeinden und größeren Städte dei
Landes, in erster Linie in Rüstringen und Delmenhorst,
verkennen will, so muß ich sagen, der Staat als notorisch
armer Mann hat keine Ursache, Wohltaten zu spenden de«
Leuten, die nicht ärmer sind, denn ein Teil der Getverbi-
steuer geht in Form von Zuschüssen auch an die Gemein¬
den, und zum großen Teil sind diese in einer günstigeren
Lage als der Staat . Meine Herren, die erhöhte Einnahme
von 6 Millionen Mark, die an und für sich imposant er¬
scheint, wird, Gott seis geklagt, nach den Ausführungen dei>
Herrn Finanzministers zum guten Teil nicht nur, sonder» >
mehr als das, wett gemacht durch die Erhöhung der Ans- t
gaben, welche unbedingt zu machen sind. Wenn ich diej
Ziffern, die der Herr Finanzminister uns genannt hat, mir!
recht ausgeschrieben habe, dann betragen die Mehrausgaben'
für die jetzt zum 1. April in Kraft tretenden Erhöhungen
der Beamtengehälter für Oldenburg 33 500 000 Er
hat gesagt, Laß Wehnen 2 Millionen Mark mehr braucht
als es bisher gebraucht hat. Die Beamtengehälterdurch-
Aenderung der Ortsklassen erfordern 1 930 000 AiÄ-
dem war noch ein Posten in Ausgabe zu stellen. Wen»
wir dann hinzusetzen die nach den Ausführungen und»ach
dem Bericht des Herrn Berichterstatters vorhandene» ll>
Millionen Mehrausgabe , dann kommt ein GesanitdM
von 51 Millionen Mark zu Tage. Ich vermisse in dieju
Aufstellung die Mehrausgabe für Vechta, von der es ,
hießen hat, daß sie mindestens eine Million betragen>mck.
(Stehen drin.) Jedenfalls , meine Herren, gibt das»»)
Veranlassung, jetzt mit ganz anderen Augen in dieZ»M
zu sehen, wie wir das bisher und auch noch bei AufstellW
dieses Voranschlags getan haben. Nun ertönt bekamM
alle Tage durch die Blätter der Ruf nach Sparsam!»,
und dieser Ruf hat auch in diesem Hause einen grW
Wiederhall gefunden. Man kann niemals die VeM»-
lungen einer politischen Versammlung lesen, ohne daß"» s
Redner im Verlauf der Rede nicht einen warmenW
an seine Zuhörer gerichtet hätte, doch die Tugend
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smsamkeit mehr zu üben . So geht es überall seit Jahr
^ Taa in Deutschland , und die Folge , meine Herren , ist
"tlit erhöhte Sparsamkeit gewesen , ich glaube , das Gegen-
N üt erreicht worden . Man hat die schöne Sparsamkeit
- r Mrase degradiert . Was nützen mir die schönen Worte,
sic sind nichts als tönende Phrasen , und von diesem Ge-

. Mpmiktc hätte ich erwartet , daß meine Herren Kollegen
ni Nnanzausschub bei jeder Gelegenheit die Hand dazu
«boten hätten , wenn wir ihnen Veranlassung geben wollten.
W Tugend praktisch zu üben . Wenn Sie den Bericht des
Ausschusses verfolgen , werden Sie einen schüchternen Ver¬
such sehen, den Hebel der Sparsamkeit anzusetzen und tät¬
lich einige Hunderttausend Mark zu sparen . Die Haupt-
äuschränkung ist , wie ich gesagt habe , auf dem Gebiete der

! Einschränkung der Neubauten erfolgt . Auf dem andern
! Mete , ans dem Gebiete der laufenden Ausgaben ist nichts
! passiert.' Ich muß sagen , daß der Voranschlag Wohl inner¬

halb des Staatsministeriums einer ziemlich eingehenden
Prüfung unterzogen ist , und daß er in verschiedenen Punkten
da schon seine wesentlich sparsame Gestaltung erfahren hat.
Zch bin aber an die Beratung mit ganz anderen Hoffnungen
hcrangetreten, als sie sich erfüllt haben . Ich habe nicht
Maubt , daß wir mit einem so kläglichen Ergebnis heraus-
iounnen würden . Darum möchte ich aber doch immer und
immer wieder betonen , daß die Sparsamkeit kein leerer
Schall bleiben darf , sondern daß sie in Wirklichkeit geübt
«den muß . Ich habe mir erlaubt , vor 1 /̂a Jahren einen
Antrag zu stellen , der ja auch die Zustimmung deS Land-

i mgs gefunden hat, und auf Grund dessen eine Kommission
i iiugcsetzt wurde , um auf allen Gebieten der Staatsverwal-
j luug nachzuforschen , ob nicht eine Vereinfachung und Ver-
j billiguug der Verwaltung eintreten könnte . Es war ein
j jämmerliches Gebilde , was herausgekommen ist , und die
' M Wechsel, die unS von der Negierung gegeben wurden,
H Loren Wechsel auf die Zukunft . Aber , meine Herren , wir
j müssen doch dieses im Auge behalten , und ich kann diese
s Gelegenheit nicht vorübergehen lassen ohne an den Landtag
l mid die StaatSregierung das Ersuchen zu richten , bei jeder
s Gelegenheit darauf zu sehen , ob nicht eine Vereinfachung
» md Verbilligung der Staatsmaschinerie eintreten kann , dann
!- mH dieses, wenn auch erst im Laufe der Jahre , geschehen.

Sv mie dgz Ergebnis war , war es nicht des Schweißes
: dir Kommission wert , und wir sind noch dazu dem Fluch
l dn Lächerlichkeit verfallen . Meinen Kollegen Hug be-
! »lindere ich in seinem Optimismus , den er an den Tag
j ächzt hat. Er hat uns noch nicht jede Aussicht auf bessere

Zälen genommen . Ich bedaure , ihm nicht folgen zu können.
» die Finanzminister der Länder in Berlin gemacht

z haben und von dem uns der Finanzminister erzählt hat,
j nach meinem Dafürhalten eine ziemlich ungesunde Finanz-
j Mil . Wir kommen vom Regen in die Traufe , wenn wir
, dm Einzelstaaten helfen wollen und dem Reich die Ein-
j "Men beschneiden . Ich weiß nicht , was das beste ist,

daß Mst das Reich oder die Länder versagen . Jedenfalls
M>nt es mir das einzig Wahre , was ich an dieser Sache

^e > Zu sein , daß man versuchen muß , durch er»
! , ^ uimensteuer zu bessern , daß man den Ländern

? Gemeinden das Zuschlagsrecht zur Einkommensteuer zu
l ^ versucht, um so die Einnahmen zu erhöhen . Das

^kuvgr , Berichte . H . Landtag , 6 . Versammlung¬

wäre ein Weg , der auf gerechter Weise zu erhöhten Ein¬
nahmen führen kann . Darin gebe ich Herrn Hug recht,
die Einkommensteuer ist das Rückgrat aller Länder , es ist
die Steuer , die der Gerechtigkeit entspricht . Dann , meine
Herren , ist auch wieder die Einschätzung in Oldenburg zur
Einkommensteuer vom Herrn Finanzminister berührt wor¬
den , und er hat zugesagt , daß seitens unserer Negierung
alle Schritte getan seien , um endlich diese Nachbarungleich¬
heiten , welche im Landtage evident speziell durch meine
Freunde erwiesen sind , aus der Welt zu schaffen , und hat
uns in Aussicht gestellt , daß in der Zukunft derartige Un¬
gleichheiten nicht passieren sollen . Ich bin darüber erfreut
und dem Herrn Minister dankbar , möchte aber bitten , diese
Ungleichheiten möglichst rasch aus der Welt zu schaffen und
sie für 1922 nicht mehr zu dulden . — Meine Herren , der
Herr Abg . Schmidt hat eine Anfrage eingebracht , wonach
in Lübeck sich die Loslösungsbestrebungen von Oldenburg
kürzlich mehr bemerkbar gemacht haben sollen . Ich habe
sofort dabei gedacht : Kommen wir nicht namentlich durch
eine nachbarungleiche Einschätzung in Oldenburg dahin , daß
Stimmen , welche von Oldenburg los wollen , immer mehr
Gehör finden ? Ich glaube , wir waren bisher gute und
überzeugte Oldenburger , die sich unter Oldenburg wohl
gefühlt haben und nicht sehnsüchtig schielten nach Preußen.
Aber , meine Herren , diesen - Oldenburger Patriotismus
lassen Sie uns nicht untergraben dadurch , daß wir dar
Oldenburger Volk an seiner kitzlichsten Stelle angreifen,
nämlich bei der Steuer . Darum kann ich die Regierung
nicht dringend genug ersuchen , diesen unhaltbaren , für uns
sehr ungünstigen Zustand nicht nur in ferner Zukunft , son¬
dern in den nächsten Zeiten zu beseitigen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Hartong
(Delmenhorst ) .

Abg . Hartong : Ich hatte nicht die Absicht , zu sprechen,
einige Ausführungen des Herrn Hug zwingen mich aber
dazu . Ich bedaure . bei einem Teil seiner Ausführungen
die Objektivität vermissen zu müssen , die ich sonst vielfach
gern bei ihm bemerkt habe . Er hat viel von Aufbautätigkeit
gesprochen und hat dabei anderen Kreisen Vorwürfe gemacht
über Mangel an Gefühl für Aufbautätigkeit . Ich glaube,
es gibt überall , in allen Ständen Sünder , und wenn man
anderen Vorwürfe über Sünden gegen die Aufbautätigkeit
Vorhalten will , dann sollten eben auch gerade die Herren
von der Sozialdemokratie auS Gründen der Objektivität
anerkennen , daß bei ihren Anhängern auch vielleicht gegen
die Aufbautätigkeit gesündigt wird . Man treibt meines
Erachtens keine Aufbautätigkeit , wenn man einseitig der
Landwirtschaft vorwirft , daß sie Mangel an Pflichtgefühl
bezüglich Steuerzahlung , bezüglich Produktion usw . hätte.
Ich glaube, wir sind alle darauf angewiesen, an einem
Strange zu ziehen , und insbesondere die Landwirtschaft —
bei der Wichtigkeit , die sie in unserem nationalen Leben hat
— sollte man nicht unnötig vor den Kopf stoßen . Man
sollte sich nicht aus Grundideen über Produktionswirtschaft
und Wirtschaftspolitik und den sich ergebenden verschiedenen
Auffassungen Hinreißen lassen , einseitig gegen den Stand
ungerechtfertigte Vorwürfe zu erheben . Herr Hug hat dann
mit besonderer Schärfe gegen die Kammern Stellung ge-
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nommen ; ich habe ihn darin überhaupt nicht verstanden.
Es scheint , daß einzelne Personen ihm besonders auf die
Nerven gefallen sind , und daß das der Anlaß gewesen ist,
in dieser Weise gegen die Kammern zu Felde zu ziehen.
HerrHug weiß ganz genau , daß in erheblichem Maße von
den Kammern Aufbautätigkeit getrieben ist , und welches Maß
von Arbeit z. B . die Landwirtschaftskammer bei der Hebung
der Produktion nicht nur jetzt, sondern auch während des
Krieges — die Handwerkskammer , um ihren Handwerkern
Beschäftigung zu geben — geleistet hat , und daß auch die
Handelskammer zu ihrem Teil an den Pflichten , die ihr die
Allgemeinheit auferlegte , teilgenommen hat . Daß die Kam¬
mern Interessenvertretungen sind , ist selbstverständlich ; es
ist ihre Aufgabe , die Auffassungen der Beteiligten zum
Ansdruck zu bringen , um auf die Weise der Regierung
Unterlagen für ihre gesetzlichen Maßnahmen zu geben . Und
daß Jnteressenvertreter nicht immer mit der Regierung einer
Meinung sind , ist ebenfalls selbstverständlich vor allen
Dingen , weil bei den gesetzlichen Maßnahmen der letzten Zeit
doch vielfach Meinungsverschiedenheiten über die Wirtschafts¬
politik als solche in die Erscheinung treten mußten . Daß
die Kammern grundsätzlich für möglichst freie Entfaltung
der Privatwirtschaft eintraten und eintreten mußten im
Interesse des Aufbaus , ist wiederum ganz selbstverständlich.
Vielleicht ist diese verschiedene Auffassung über die Wirt¬
schaftspolitik auch eine Ursache mit , daß Herr Abg . Hug
in dieser ungerechtfertigten Weise gegen die Kammern zu
Felde gezogen ist ; ich bedaure , daß er so summarisch — ich
bin das sonst von ihm nicht gewohnt — über die Kammern
daS Urteil gefällt hat.

Dann noch ein paar Worte zu dem Voranschlag : Es
wird viel von Erhöhung der Einnahmen gesprochen . Ich
möchte den Herrn Finanzministcr bitten , zu prüfen , ob nicht
dir Gebührensätze bei den Verwaltungsbehörden und bei den
Gerichten , und ferner die Verpflegungssätze in den Anstalten
angemessen erhöht werden können . Der Ausschußbericht hat
sich schon darüber ausgesprochen ; er ist bei den Gebühren¬
sätzen zu dem Resultat gekommen , daß eine Erhöhung vor¬
läufig nicht am Platze sei, weil Preußen nicht vorgegangen
sei. Ich halte es nicht für richtig , daß man so lange wartet,
weil ein anderer Staat zu lange zögert . Die Gebühren
sind nicht entsprechend den Geldentwertungsvcrhältnissen
erhöht . — Es wird auch zweckmäßig sein , daß bei den Be¬
hörden , insbesondere bei den Verwaltungsbehörden nach¬
geprüft wird , ob die Sporteln und Gebühren in ordnungs¬
mäßiger Weise gebucht und cingezogen werden ; ich glaube,
da liegt manches im Argen . — Die Verpflegungssätze in
den Anstalten sind vom Ausschuß nicht erhöht worden.
Man hat z. B . bei Blankenburg sich darauf berufen , daß
die Gemeinden , die dort Pfleglinge hätten , bei einer Er¬
höhung zu sehr belastet würden ; ich halte das nicht für
richtig . Die Pflegesätze müssen angemessen erhöht werden:
In Wehnen werden in der ersten Klasse 40 in Blanken¬
burg pro Jahr 5200 ^ gehoben ; daS geht nicht , die Sätze
sind viel zu niedrig . Es muß darauf hingewirkt werden,
daß die Anstalten in großem Umfange sich selbst erhalten.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Hollmann.
Abg . Hollmanu : Meine Dame und meine Herren!

Der Herr Finanzminister hat uns ja die Finanzlage als

eine sehr schlechte geschildert . Um so mehr versiehe iib
nickt , daß er die Gewerbesteuer an die Gemeinden G
weisen will und sie der Staatskasse nimmt . Ob sie2 M
onen sein wird , oder ob sie höher ausfallen würde n/r
will ich dahingestellt sein lassen ; immerhin ist es ein Bella«

den der Herr Finanzminister — wenn er die Finanz^
als eine so schlechte ansicht — nicht preisgeben dürfte.
er sagt , unter keinen Umständen darf die Grund - und
bäudesteuer ermäßigt werden , so will ich ihm sagen, d»i
Herr Feige ! die Mängel ganz richtig geschildert hat/ W
den großen Mängeln , die der Grundsteuer anhaften, M
es eine gewisse Grenze , die nicht überschritten werden dch
und die ist mit dem 15fachen überschritten . Bedenken Sü
die weitere Belastung , die für den Grundbesitz entsteht, nm,
wir das lOfache nehmen ; es kommen die Beiträge zur Las.
Wirtschaftskammer mit dem Zfachen , die Beiträge für di»
Wohnungsbau , die umgerechnet auf die Grund , und G,.
bäudesteuer das 17fache machen . Rechnen Sic die Säm
für die Gemeinden hinzu , so bekommen wir das 35pch,,
schon dann , wenn für den Staat nur das lOfache gehok
wird . Daß bei diesen Mängeln das 35fache schon eigentlich
das Zulässige überschreitet , ist meine feste UcberzeuWg.
Wenn wir schon mit einem Defizit von 51 Millionen Mail
unseren Voranschlag abschließen werden , wie der Herr Finanz-
minister ausführte , so kommt es nicht darauf an, hier ein,
Härte auszugleichen , die 3 — 4 Millionen ausmacht. 8
muß ein Weg gefunden werden für neue Steuern , und oi
da 3 oder 4 Millionen mehr oder weniger in Frage kommen,
spielt keine Rolle . Wir nehmen so dem verschuldeten Grund¬
besitz daS Betriebskapital , und die Produktion wird geringer
Aus diesen Gründen bin und bleibe ich dabei , daß für den
Staat eine höhere Steuer als das lOfache nicht erhoben
werden darf.

Präsident : DaS Wort hat Herr Abg. Schmidt.
Abg . Schmidt : Meine Dame und meine Herren! Ter

Herr Finanzminister hat das Defizit für den LandeSteil
Oldenburg für 1922 auf 51 Millionen Mark errechnet
Es kommen ganz sicher noch einige Millionen hinzu. Ich
verweise nur auf die stark vermehrten Geschäftskosten beim
Ministerium , dem Landtage und den Behörden.

Andererseits bin ich der Meinung , daß die Mehrein¬
nahmen auch ganz erheblich sind und über den Rahmen
dessen hinausgehen , was der Finanzausschuß bei den Einzel¬
positionen der Einnahmen hinzugesetzt hat . Ich sehe dam
ab , das anzuführen , was der Herr Finanzminister erhoffe
von dem neuen Reichslandessteuergesetz . Ich glaube auch
daß ohne dieses die Mehreinnahmen steigen werden , insonder¬
heit bei der Einkommensteuer , und da nicht allein, sondern
auch bei den direkten Steuern des Landes , bei den direkten
Einnahmen des Landes . Wenn man hört , welche Prefi
bei den Holzverkäufen erzielt sind , so muß ich flür
Person , da ich im Bilde zu sein glaube , annehmcn, daß dar,
was der Ausschuß dieser Position hinzugesctzt hat, n«ch
längst nicht der Wirklichkeit entspricht , daß die Mehreinnahmen
höher sein werden . Aehnlich wird es gehen bei de» Ein¬
nahmen für Zeitpachten von den staatlichen Ländereien,

Aber , meine Herren , immerhin wird ein Defizit""
zwar ein erhebliches Defizit bleiben , und darum versteheV
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« daß ein Teil des Ausschusses doch angesichts der starken
Mrbilanz erhebliche Abstriche gemacht hat bei den Ein-
t>nien und zwar insonderheit oder allein bei der Grund«

Md Gcbäudestcuer. Eingesetzt ist bekanntlich das ISfache
d-rGrundsteuer und das 6fache der Gebäudesteuer. Meine
smrenl Ich will nicht sagen, daß diese Abgabe als eine
«ringe anzusprechen ist, andererseits entspricht sie — das

! L ME volle Ucberzeugung— durchaus der Leistungs-
l «E der Landwirtschaft. Und, meine Herren, ich ver-

Uise darauf, daß daS — der Voranschlag kam Anfang
k Januar an den Landtag—, was damals das ISfache war,

kick nach dem Stande der Geldentwertung und nach dem
Emde der Preise für Produkte vielleicht nur das 8fache ist.

! DaS muh betrachtet und gewürdigt werden, und ich freue
mich, daß die Herren vom Zentrum ihre zweifelhafte Stel-

! lang verlassen haben und jetzt stimmen werden für die Re-
Mugsvorlage, nämlich für daS ISfache der Grundsteuer.
Ich glaube auch, daß dieser Satz, den die Regierung in
Vorschlag bringt, durchaus der Parität entspricht in Bezug
auf die andern Berufe.

Meine Herren! Dann komme ich zu dem Kapitel,
«S heute schon vielfach berührt ist, zu dem der Sparsamkeit.
Der Herr Finanzminister hat dringend Sparsamkeit empfohlen,
und insonderheit auch die Gemeinden aufgefordert, sparsam
ihren Etat einzurichten und zu handhaben. Ich bin durch-

' auS seiner Meinung und glaube auch, daß die Gemeinden
! von selbst dazu kommen werden, bei den beschränkten Ein-
' »ahmen ihre Ausgaben so zu gestalten, daß der Etat ins
^ Gleichgewicht kommt, aber immerhin kann eS nicht schaden,

wenn darauf hingewiesen wird, daß in den Gemeinden
sparsam gewirtschaftct werden muß. Allgemein wird mit

. demWorte Sparsamkeit viel Unfug getrieben; es ist vielfach
j rin Schlagwort. Meine Herren! Ich gestatte mir, darauf

zu verweisen, daß der Etat des Landcsteils Oldenburg vor
dem Kriege abschloß mit kaum 15 Millionen Mark; heute
sind cs 161 Millionen Mark; das ist daS llfache. Wenn
Ei; damit die Geldentwertung vergleichen, dann muß man

! sage», daß der Etat deS Landesteils Oldenburg auf das
f sparsamste eingerichtet ist, und ich bin der Ueberzeugung,
: daß der Herr Finanzminister auf diesem Wege weiterschreiten

»iid. Ich will noch zum Ausdruck bringen, daß er das
Attribut, was einem Finanzminister geziemt— das der
Sparsamkeit—, voll verdient; hoffentlich bleibt er dabei.
Also, meine Herren, diese Reden von dem Gcldwegwerfen
MStaat, die sind nicht stichhaltig, und sehr anfechtbar.
Diese paar Zahlen, die Ausgaben von 1914 gegenüber 1922,
Wir Ihnen, daß man mit Erfolg tätig gewesen ist, den

, A sparsam aufzuziehen.
Präsident: Das Wort hat Herr Minister vr . Driver.
Minister Or. Driver : Meine Herren! Meine AuS-

WWir, daß bei den Einkvmmensteuerschätzungen das wirk-
A Einkommen erfaßt werden müsse, sollten sich haupt-
Wch auf das Verhältnis zwischen Oldenburg und Preußen
kjtthen. Ich HM vom Landessinanzamt die Erklärung
i«, n ' ^ ^ Veranlagung für 1920 hier in Oldenburg

Mgeniemen zutreffeud gewesen ist, daß also daS wirkliche
- kommen im allgemeinen hier erfaßt worden ist; so muß

M auch weiter sein. Das habe ich sagen wollen. Was

nun die Einstellumg der Grundsteuer zum 15fachen Betrage
anlangt, so bin ich ganz der Auffassung, die Herr Schmidt
hier eben zum Ausdruck gebracht hat. Wenn man die Geld¬
entwertung berücksichtigt, die zwischen der Friedensgrund¬
steuer und der jetzigen Grundsteuer liegt, dann muß man
zu dem Ergebnis kommen, daß das Ibfache der Grundsteuer
nicht zu hoch ist, und daß es getragen werden kann von
dem Grundbesitzer. Tatsache ist, daß in vielen Gemeinden
Beschlüsse gefaßt sind, zur Abtragung der Chausseebauschulden
die Grundsteuer in Höhe des 25fachen, ja des 50fachen und
noch mehr zu erheben. Das Landessinanzamt hat keinen
Einspruch dagegen erhoben, wenn die Gemeinden bis zum
25fachen Betrag gegangen sind, und eine ganze Reihe von
Gemeinden ist bis zum 25fachen Betrag gegangen. DaS
ist doch ein Beweis dafür, daß es in den Landgemeinden
dem Grundbesitzer nicht schlecht geht, daß er vielmehr diese
Steuer noch zu tragen vermag. — Herr Abg. Schmidt
hat gemeint, daß die Einnahmen noch wesentlich höher aus-
fallen werden. Ich habe vorhin bereits erklärt, in Bezug
auf die Einkommensteuer weiß man es nicht, ich hoffe es
aber. Was die Forsten anlangt, so teilt mir der Herr
Oberforstmeister soeben mit, daß sie voraussichtlich2 Milli¬
onen Mark mehr bringen würden. Ich habe das bislang
nicht gewußt. Aber, meine Dame und meine Herren, was
bedeuten diese Mehreinnahmen gegenüber dem Defizit?
Angenommen, di: Einkommensteuer würden wir mit einem
Zuschlag von nicht 30 °/o, sondern 50 °/o einsetzen, so würden
wir 13 Millionen Mark Einkommensteuer mehr für den
Landesteil Oldenburg erhalten. Damit ist das Defizit aber
nicht zu beseitigen. Wir müssen erwarten, daß auS den
UebcrweisungSsteuern des Reichs uns erheblich mehr zufließt,
und da hoffe ich, wie ich vorhin erklärt habe, besonders auf
Mehrüberweisungen aus der Umsatzsteuer. Ob aber das
Reich bei dem Druck, der seitens der Entente auSgeübt wird,
in der Lage ist, den Anträgen der Länder stattzugeben, ist
zweifelhaft. Wenn ich von sparen gesprochen habe, so habe
ich nicht daran gedacht, daß der Finanzausschuß noch erheb¬
liche Abstriche machen könnte, der Ansicht bin ich nicht.
Das Sparprinzip muß schon einsetzen bei der Aufstellung
des Voranschlags. Ich bin der Ansicht, daß bei Aufstellung
des Voranschlags noch viel mehr Gewicht darauf gelegt
werden muß, daß nur die Lebensnotwendigkeiten Berücksichti¬
gung finden können, daß nützliche Ausgaben, die wir an sich
alle gern machen möchten, bis auf bessere Zeiten zurück¬
gestellt werden müssen.

Präsident : Das Wort hat der Herr Abg. Raschke.
Abg. Raschke: Meine Dame und meine Herren! Ich

bin in der Beurteilung unserer Gesamtlage nicht ganz ohne
Hoffnung, wenn vielleicht auch manche Zeichen der Zeit uns
bedenklich erscheinen müssen. Erfreulich ist aber doch für
den Landcstcil Oldenburg, daß wir in Handwerk, in Ge¬
werbe, Handel und Industrie fast voll beschäftigt sind. Ich
glaube, wir haben in Rüstringen nur einen Arbeitslosen und
in Wilhelmshaven drei. An anderen Jndustrieplätzen un¬
seres Landes wird es ebenso aussehcn. (Zuruf: In Berlin
sind es 150 /g!) Für unseren Landesteil find die Ver¬
hältnisse auf diesem Gebiet doch wesentlich besser. Das ist
ein Zeichen dafür, daß unser̂wirtschaftliches Leben im Gange
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ist , und solange wir es im Gange behalten , kann man für
die Staatsfinanzen noch mit Hoffnung in die Zukunft
schauen . Ich bin auch der Meinung , daß wir keine Vogel
Strauß -Politik treiben dürfen . Alle führenden Männer des
Wirtschaftslebens , des Handels und der Industrie haben
stets ihre warnende Stimme erhoben , uns durch die Flut
des Papiergeldes , über den Scheinreichtum nicht täuschen zu
lassen , und wer die Dinge objektiv beobachtet , der muß sagen,
daß diese Männer in ihren Urteilen das richtige getroffen
haben . Je mehr Gehälter und Löhne sich nach Papiermark
erhöht haben , desto höher ist doch die Not auf der anderen
Seite gestiegen . Auch wir sollten uns heute in dem Streben
nach kostspieligen Neuerungen des größten Maßhaltens be¬
fleißigen . Während des Krieges ist es genau so gewesen.
Nach 1916 zeigte sich in großen Umrissen das Bild der
Niederlage ; trotzdem wurde auS jeder Kriegsanleihe noch
genommen und große Hallen und große Truppenübungsplätze
gekauft und gebaut , die wir heute wieder abbrechen müssen,
weil ihre Unterhaltung nicht zu bezahlen ist . Hüten wir
uns davor , dieselbe Politik zu treiben ; hüten wir uns davor,
neue Baulichkeiten auszuführcn , die wir letzten Endes wieder
abbrechen müssen , weil die Unterhaltung nicht zu bezahlen ist.
Ich habe voriges Mal bei der Debatte über die Aufbau¬
schule schon meine Bedenken geäußert und bin auch in dieser
Beziehung jetzt noch nicht ohne Sorge , wenn wir sehen , daß
in einer Stadt eine einzige höhere Schule schon einen Zu¬
schuß von 1,6 Millionen Mark erfordert bei rückgehenoer
Zahl der Schüler ; dabei sind die Schulutensilieu so teuer,
daß sie einfach vom Mittelstände und viel weniger vom
Arbeiterstande aufgebracht werden können . Heute muß uns
die Entwicklung mit ernster Sorge erfüllen , und deshalb sage
ich, alle Liebhaberei — um nicht zu sagen , alle Schwär¬
merei — für höhere Bildung darf uns den Sinn nicht
trüben für die rauhe Wirklichkeit des Lebens . Wir haben
seit 100 Jahren die ganze Welt versorgt mit philosophischen
Systemcn und sind doch letzten Endes elendig unter die
Näder gekommen . Alle Kultur baut sich auf auf dem Ertrag
aus Arbeit , und dauernde Kulturwerke lassen sich nur dort
schaffen , wo . die Wirtschaft wirklich aktiv ist . Heute ist
unsere Wirtschaft leider noch passiv auf der ganzen Linie,
und wenn es uns bei dieser Passivität gelingt , das bisher
Geschaffene zu erhalten , dann sollten wir unserem Schöpfer
dankbar sein und uns fernhalten von allen kostspieligen
Neuerungen . Kleinere Aufbesscrungsarbeiten müssen vor¬
genommen werden , aber Neuerungen , die Milliarden Auf¬
wendungen zur Folge haben , von denen muß man sich heute
grundsätzlich fernhalten , und es wäre sehr dankbar anzuer¬
kennen , wenn unsere Regierung in Berlin diese Frage an-
schnitte und zur Sprache brächte , ob es nicht möglich ist,
eine Einschränkung unseres Kulturprogramms vorzunehmen.
Es sind in unserer Reichsverfasfung viele theoretische For¬
derungen hineingeschrieben worden ; ihre grundsätzliche Be¬
rechtigung will ich nicht verneinen , aber ich sage , die heutige
Zeit kann die Mittel , die dazu erforderlich sind , nicht auf¬
dringen , und deshalb müssen wir , weil der kluge Mann
rechtzeitig vorbaut , die Dinge früh genug zur Diskussion
stellen , damit nicht das neu Geschaffene wieder zusammenbricht
und durch diesen Zusammenbruch auch das bisher Bestandene
mit in den Abgrund hineingezogen wird . Es ist nicht etwa

Kulturrückständigkeit oder reaktionäre Gesinnung , dic
veranlaßt , die Stimme zu erheben , sondern die ernste
um die Aufrechtcrhaltung des bisher Erreichten . — ?

unserem Staatshaushalt irgendwie große Ersparnisse
machen sind , glaube ich im Augenblick nicht . Die Beratung
des Finanzausschusses haben sich ausgezeichnet ebeiM
durch ihre Länge wie durch ihre Gründlichkeit , und ^
das der Fall ist , dann glaube ich, können wir uns
Urteil derjenigen Abgeordneten , die im FinanzauM
gesessen haben , hier anschließen und werden auch die
gefaßten Anträge vor dem Lande nnt gutem Gewiss«,
verantworten können . — Aber eins möchte ich bei dich,
Gelegenheit noch sagen , weil der Herr Finanz,ninister !
führte , er wüßte keinen Weg , und ihm sei keiner Mt
worden , wo gespart werden könnte . Wir haben zwei ständig!
Vertreter in Berlin , und wenn man nach Berlin ko«
dann findet man dort in Berlin einen ganzen Schwarm dm
Vertretern aus allen Bundesstaaren des ganzen Reich,;,
und darunter sehr viele Gesichter , die man auch in Old,»-'
burg zu sehen bekommt . Da kommt mir die Frage, wem
wir schon zwei Vertreter haben , ob es darüber hinaus „och
notwendig ist , daß aus jedem Ministerium dauernd Vertrete,
nach Berlin eilen und von Berlin zurückkommen . Es ninch
doch möglich sein , durch die ständige Vertretung in Berlin
die Interessen des Landes so wahrzunehmen , daß das Landes,
interesse dabei keinen Schaden nimmt . — Dann noch einige
Worte zu den Ausführungen des Herrn Hug:  Er bedauerte,
daß die Kammern , die doch immerhin aus den Mitteln is
Staates wesentliche Zuschüsse bekämen , oft in so schache,
Gegensätze ständen zur Regierung und gar zur Staatsfom.
Das Erste ist vielleicht der Fall ; daß das Zweite in diese, -
Allgemeinheit zutrifft , glaube ich bestreiten zu können, Zch
bin aber mit Herrn Hug der Ansicht , daß , wenn solche
Gegensätze auf die Spitze getrieben werden , dieses durch»,,«
nicht im Interesse derjenigen Kreise liegen kann, die durch
die Kammern vertreten werden . Unser alter Windhoist
hat früher gesagt : . Aus dem Zustande eines dauernd,»
Gegensatzes kann unmöglich für beide Teile etwas Frucht¬
bringendes herauskommen " , und deshalb würde ich auch ei»,
solche Politik als Handwerker auf keinen Fall billigen; m
natürlich Kritik am Platze ist , da muß man den Kamm
das Recht einräumen . Das wird auch Herr Hug als seldst- ^
verständlich betrachten , denn er hat früher , als dcrSmts-
wagen noch unter anderer Bespannung lief, ausgiebige» ;
Gebrauch davon gemacht . (Zuruf Hug:  Heute noch!
Wenn aber gesagt wird , daß besonders die Agitation gW s
die Gewerbesteuer vielfach in demagogischer Weise geD ;
sei, so muß ich dieses bestreiten . In einzelnen Füllen mg r
das vorgekommen sein von Leuten , dic nicht in verantwort- s
lichen Stellen stehen , aber im allgemeinen haben die sch !
rendcn Männer in allen drei Kammern sich von M
demagogischen Steuerhetze freigehalten , vor allen Dingenm -
Steuersyudikus Or . Metasch,  der auf den HandMiw
tagungen und auf den Zusammenkünften des Handels">
umfangreicher Weise über die Steuergesetze rcserjerl P>
Herr Ör . Metasch  hat die Steuerfragen behandelt nil
einer Sachlichkeit , daß wir uns sagten : Wenn vor e !
Kriege jede Maßnahme der Negierung auch von den Her» s
Parteisekretären mit solcher Sachlichkeit behandelt W ;
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. dann hätten sich breite Arbeitermassen in ihrer Stel-
l na rum Staate anders verbalten. Die Zeiten ändern sich,
nd es ist erfreulich, daß Herr Hug heute namens seiner

-Wilde zum Ausdruck bringt, daß sie derartige Methoden
«rteilen. Damit ist auch gleichzeitig ein Verdammungs-
nlteil gesprochen über die Methode, die vor dem Kriege
Mach angcwendet wurde. Bebel sagte: „Wir müssen

' « nichts des Zolltarifs nicht nur die Aufklärung, sondern
auch die Aufregung", und ich scheue mich nicht, es zu sagen:
die Aufhetzung unter die Masse tragen, und wenn es bei
de,, Gewerbestcuergesetzen scharf zugeht, so sage ich: Schlechte
Miele haben gute Sitten verdorben. Wir sind bereit,
für miscr Teil dahin zu wirken, daß die Agitation für oder
men eine Steuer nicht ins Wilde geht, und soweit der
Einfluß der Handwerksvertretergeht, die, hier im Hause
sitzen, wird dafür jede Garantie übernommen werden können.
Wenn immer die Gegensätze in so vornehmer Art vorgetragen
würden auch ans der Gegenseite, wie Herr Hug das zu tun
Mahnt ist, dann würde auf der andern Seite manche
Spitze unterbleiben. Man kann nicht die Schuld allein bei
der Gegenseite suchen, sondern muß feststellen, daß es aus
im Walde so herausschallt, wie man hineingerufen hat.

Im übrigen glaube ich, sagen zu können, daß es uns
durch alle Klippen hindurch gelingen wird, unsere olden-
bmgische Selbständigkeit aufrecht zu erhalten. Es wird im
Laude sehr viel angezweifelt, und es wäre ja vielleicht zu
dkgrützen, wenn die StaatSregicrung auch in dieser Beziehung
liuc Erklärung abgeben könnte, die als eine Beruhigung
für das Land zu dienen imstande wäre. Die Neugliederung
drsReiches wird einmal kommen müssen; es fragt sich nur,
ob man ein Interesse daran hat, sie heute zu fördern. Die

^ vom Feiudbuud geforderte Finanzkontrolle würde, wenn sie
durchgehen sollte, wesentlich einfachere Arbeit haben, wenn
sie cs mit einem zentral regierten Einheitsstaat zu tun Hütte,
und solange wir unter dem Druck des Feindbundes stehen,
solange wäre es unklug, wenn man nun unitaristischen Gc-
duulengäiigen nachgehcn wollte. Unser cinzelstaatlichcs Dasein
gibt uns doch auch die Möglichkeit, viele Dinge der Einsicht
des Feindbundes zu entziehen, und schon aus diesem Grunde

- sollten wir bemüht sein, unsere Selbständigkeit zu retten
> auch durch die trübe Zeit der Gegenwart hindurch.

Präsident: Der Herr Ministerpräsident hat das Wort.
Ministerpräsident Tantzen : Meine Dame und meine

Herren! Herr Abg. Raschle  hat im letzten Teil seiner
Ausführungen die Meinung vertreten, daß im Lande einzelne
Zweifel darüber bestünden, ob die staatliche Selbständigkeit

. m Landes Oldenburg zu erhalten sei, und den Wunsch
! »vSgesprochcn, daß die Negierung dazu eine Erklärung ab-

gsben möge. Ich will das gern tun. Einmal ist die
vtaatsregierung der Ueberzeuguug, daß ebenso wie bisher
Wdem Zusammenbruch auch heute angesichts der etwas
Mgünstig erscheinenden Finanzlage gar keine Bedenken de¬
ichen, daß die staatliche Selbständigkeit gegenüber den um¬
legenden Staaten aufrecht zu erhalten ist, und zwar nicht
M aus dem Grunde, weil tatsächlich die finanziellen Ver-

i Mmpe der umliegenden Länder wesentlich schlechter sind
ü> reigenen,  sondern besonders deshalb, weil die
Mastliche soziale Lage in unscrm Lande eine so günstige

ist, daß wir auf die Dauer immer noch besser werden be¬
stehen können, bei vernünftiger Wirtschaft als irgend ein
anderes uns umgebendes Land. Ich kann hinzufügen, daß
im Reich in keiner Weise die Absicht oder die Meinung
besteht, daß man an Oldenburgs Selbständigkeit rühren
möchte, weder bei der Rcichsregierung noch im Reichstag
bei irgend einem Vertreter eines einzelnen Landes. Wir
sind also mit allen Instanzen des Reiches übereinstimmend
der Meinung, daß wir gar keinen Zweifel darüber zu haben
brauchen, daß wir über die schlechte Zeit hinweg unsere
Selbständigkeitwerden erhalten können, so wie wir und
die Mehrheit des Volkes cs wollen. (Bravo !)

Dann hat Herr Abg. Raschle  zu Beginn seiner Aus¬
führungen als eine Beobachtung festgestellt, eine Beobachtung,
die, wie ich annehme, er selbst gemacht haben will, daß
neben den beiden ständigen Vertretern, die wir in Berlin
haben, wie Herr Raschle  wörtlich sagt, „dauernd Ver¬
treter der einzelnen Ministerien in Berlin anwesend sind".
Ich nehme an, daß dies „dauernd" auch von Herrn
Raschle  wohl etwas eingeschränkt werden soll. Es ist ja
möglich, daß in Berlin Vertreter unserer Einzelministerien
anwesend gewesen sind, wenn sie zufällig da waren. Aber
dauernd sind in Berlin Vertreter aus den einzelnen Mini¬
sterien nicht anwesend. Soweit, wie Vertreter aus einzelnen
Ministerien für einzelne Gegenstände nach Berlin gesandt
werden, ist das dringend notwendig. Es gibt Spezial¬
gebiete, die wir nicht bearbeiten lassen können von den
beiden ständigen Vertretern in Berlin. Ich will nur er¬
wähnen, daß das erforderlich ist bei allen Beamtenbcsoldungs-
fragen, bei der Grnppenglicderung für die Beamten, wo
allerdings lange Wochen Vertreter des oldenburgischen Fi¬
nanzministeriums in Berlin anwesend gewesen sind. Das
sind die längsten Reisen von Vertretern einzelner Ministerien
gewesen. Daneben aber ist es notwendig, daß wir, wenn
wir unsere Pachtschutz und Siedlungsgesetzgebung so gestalten
wollen, wie das Ministerium es für richtig hält, daß wir
dann unsere Spezialkenntnissedort zur Wirkung gelangen
lassen. Und deshalb sind auch in dieser Frage wiederholt
Vertreter des oldenburgischen Ministeriums in Berlin an¬
wesend gewesen. Ebenso ist cs notwendig, daß wir in
Ordnungspolizei- und Gendarmeriesachen unsere besonderen
Verhältnisse nicht durch die ständigen Vertreter in Berlin
sondern durch den Spezialrcferenten vertreten lassen. Das
kommt auch noch in anderen Füllen vor. Aber immer
wird das Ministerium bemüht sein, nur dann Vertreter
nach Berlin zu schicken, wenn es im Staatsinteresse tat¬
sächlich notwendig ist. Und in keinem Fall kann dem
Ministerium nachgewiesen werden, daß irgend ein Vertreter
eine Reise gemacht hat, was nicht im Staatsintercsse ge¬
legen hätte.

Präsident : Herr Abg. Zimmermann  hat das Wort.
Abg. Zimmermann : Meine Dame und meine Herren!

Auch ich möchte einige Worte zum diesjährigen Voranschlag
sagen. Ich staune allerdings, daß nunmehr das Defizit
unseres Haushaltsplans auf 51 Millionen Mark gestiegen ist.
Aber den Optimismus, dem Herr Abg. Hug huldigt, kann
ich nicht teilen, daß vielleicht unsere Finanzlage im nächsten
Jahre besser sein könnte. Nach dem, was wir heute er-
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leben, dürfen wir im nächsten Jahre noch vielleicht mit
einem weit größeren Defizit rechnen muffen, wenn nicht
vorher durchgreifende Maßnahmen ergriffen werden, indem
jegliches Einkommen, war irgend erreichbar ist, auch zur
Steuer herangezogen wird, was heute in verschiedenen
Kreisen bedauerlicherweisenoch nicht der Fall ist. Ich erinnere
nur an die Einschätzungen der Landwirtschaft. Wir er¬
lebten noch in den letzten Tagen Demonstrationen der Land¬
wirtschaft, um auch den letzten Rest der Zwangswirtschaft,
das sogenannte Umlageverfahren, zu beseitigen. Diese eventl.
Beseitigung würde nicht nur zu einer weiteren Verelendung
der Arbeiterschaft, sondern überhaupt der gesamten Bevölke¬
rung beitragen. Ob die Aufhebung der Zwangswirtschaft
und die dadurch bedingten Nieseneinnahmen in der Land¬
wirtschaft Mehreinnahmen für den Staat waren, ist na¬
türlich eine andere Sache. Der Herr Finanzminister er¬
klärte unter anderem, daß nicht nur beim Reich und bei
den Ländern die größte Sparsamkeit stattfinden müsse,
sondern auch bei den Gemeinden. Die meisten Gemeinden
leiden heute vielleicht wesentlich mehr unter diesen Verhält¬
nissen, als das beim Staat und beim Reich der Fall ist.
Ich habe vor kurzem in einer Zeitschrift gelesen, daß in
einer Gemeinde im Preußischen man schon dazu über¬
gegangen ist — wenigstens der Beschluß ist gefaßt —, daß
Fenster, Türen und Balkons versteuert werden sollten, um
aus den Finanznöten zu kommen. Wir sehen hier die
Schrecknisse und die Folgen des Krieges. Wir sehen aber
auch gleichzeitig, wie wenig die Gemeinden in der Lage sind,
Steuern aufbringen zu können, um Einnahmen und Aus¬
gaben des Haushaltsplanes ins rechte Gleichgewichtzu
bringen. Nun kam Herr Abg. Feigel darauf zurück, daß
seinerzeit der Antrag eingebracht sei auf Vereinfachung und
Verbilligung der Staatsverwaltung . Diesen Weg haben die
Gemeinden schon lange beschritten. Die Gemeinden wurden
durch die Verhältnisse gezwungen, überall dort abzubauen,
wo ein Abbau überhaupt nur möglich ist. Leider haben
wir beim Reich und bei der Staatsregierung in dieser Be¬
ziehung noch nichts gemerkt. Denn die Verwaltung ist
nicht verbilligt und vereinfacht worden, sondern das Gegen¬
teil ist der Fall gewesen. (Sehr richtig!) Ich will nicht
weiter darauf eingehen. Aber fest steht, daß seit der Be¬
handlung des Antrages Direktorenstellen geschaffen wurden,
von deren Notwendigkeit nur wenige überzeugt sind. Und
ich wage zu behaupten, daß diese Vereinfachung und Ver¬
billigung dem Gedanken und Willen des Landtags von
damals widersprach. Positive Vorschläge auf Ersparnisse
oder Mehreinnahmen sind heute noch nicht gemacht worden.
Herr Abg. Müller erkläre, man möchte doch dazu über¬
gehen, auch bei den Volksschulen in Zukunft Schulgeld
zu erheben. Dies ist nun nach der Verfassung glücklicher¬
weise nicht gut möglich, denn der Artikel 145 der Reichs-
Verfassung wird etwas Derartiges nicht zulaffen. Der Weg
wäre u. E. auch vollständig verfehlt und gar nicht zu ver¬
antworten. Aber, meine Herren, ich möchte ihnen einige
andere Vorschläge machen. Es ist ja vorhin schon erklärt
worden, daß man im Forstwesen weitere2 Millionen Mark
in diesem Jahre verdienen würde. Also die Einnahmen
würden dann rund 11 Millionen Mark sein. Gerade
diese Summe, die wir im Forstwesen erhalten, gibt ein

deutliches Bild unserer Verelendung des Volkes. K,.
man die Gesamtsumme des Forstwesens in die StaaMi"
fließen lassen würde, wäre cs verständlich. Aber daduiL

daß sich ein großer Teil der Forsten auch im Oldenburg
Lande noch in Privathänden befindet, zeigt sich dxM
welche Unsummen dem einzelnen Waldbesitzer zufliki^
ohne daß er erheblich zu diesen Einkünften beiträgt. M
besitzenz. B . in Oldenburg 66840 Hektar Forsten. ^
sind Staats - und Gemeindcforsten 35520 Hektar undN
vatforsten 31320 Hektar. Wenn man betrachtet, welch
wattige Summen würde der Staat einnehmen, wenn di,
Wälder der Allgemeinheit gehörten, Summen, welche heul,
in die Taschen von Privatleuten fließen, da sie im AM
der Waldungen sind. Diese Einnahmen gleichen cinm
Barometer und sind eine Ursache für die Verelendung des
Volkes mit. Je größer die Gewinne auf der einen, dch
größer die Einschränkung auf der anderen Seite, und d«
cs sich um Urstoffe handelt, welche das Volk nottvcndizi
braucht, sehen wir hier den Widersinn der privatkapitalistisch,»
Wirtschaftsweise.

Es sind aber auch Vorschläge zur Sparsamkeit im Fi¬
nanzausschuß gemacht worden. Z . B . in der Bereitstellung
der Mittel zur „Bekämpfung der Säuglingssterblichkeit'
glaubt man, am ersten sparen zu können, indem die Aus¬
gaben für die Kinderwohlfahrt, welche ein Teil der Aus¬
schusses verdoppelt wissen wollte, dieser Betrag ermäßigt
wurde. Seitens der Regierung waren 40000 ^ ein¬
gestellt. Im Ausschuß wurde ein Antrag gestellt, diese Summ
zu verdoppeln. Leider müssen wir hier erwähnen, daß der
größte Teil des Ausschusses anderer Auffassung gewesen ist.
Sie gingen nicht ein auf eine Verdoppelung, sondern sie
glaubten, daß 60000 ^ für § 40 genügen würden„zur Be¬
kämpfung der Säuglingssterblichkeitund für Säuglings-und!
Kleinkindcrfürsorge". Hier hatte der Ausschuß keine Mehr- s
heit, um 80000 also weitere 40000 bereitzustelleu. !
Hier war man bestrebt, sparsam zu sein. Ich habe nichts
dagegen, wenn man sparsam ist, ob dieses Kapitel aber ge- i
rade daS rechte ist, zu sparen, das wage ich ganz entschied!»
zu bestreiten. Denn was sind 40000 Selbst wenn,
auch dieser Betrag verdoppelt worden wäre, so Hütte im s
auch dann nur das Allernotwendigste leisten können. Aber
wenn wir in den Ausgaben eine Seite weiter kommen und
sehen die Ausgaben für die Körungskommission, für die
Pferdezucht, für Rindviehzucht und Schweinezucht, so geht
es in die Hunderttausende. Da haben sich diese Befür¬
worter der „Sparsamkeit" nicht wiedergefunden, hier Hütten
sie sparsam sein können, wenn sie es wollten, und hier nrtz
ich unterstreichen, was Herr Abg. Hug schon erklärte- dH
in diesem Kapitel hätte sehr viel gespart werden können.
Denn die Landwirtschaft wäre sehr wohl imstande, M
die Kosten zu tragen. Vor 8 Tagen fand ich eine
in der hiesigen Presse, daß für eine Frau , welche im BO
von 11 Kindern ist und das 12. Kind erwartet wird-
öffentlich aufgerufen wurde, für diese Frau ein Inlett oder
sonstigen Stoff zur Herstellung eines Bettchens zu samt»'
Durch die Presse wurde an die Einwohner hcrangetnteo-
daß diejenigen, welche etwas übrig haben, es dieserN
geben sollten. Wohin soll das führen? Hier spiegeltW
das ganze Elend wieder. In dieser Notiz war vernier
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^ man die Würdigkeit" der Familie geprüft habe,
«rden also die Eltern . unwürdig" sein, die Gaben anderer
-mnknnaen, so würde das Kind, also der Unschuldigste, der
«raqende in erster Linie sein. Und das sind doch Zu-
ilünde diee zu beseitigen die Allgemeinheit das größte Inter¬
ne haben müßte. Wenn das Elend ein so großes ist, soll

MN doch seine Hand dazu bieten, auf diesem Gebiet etwas
tun. Man könnte sich vielleicht noch an anderen Stellen

-Mränken. In erster Linie an der der Ordnungspolizei,
di! uns in diesem Jahre 1700000 ^ kostet. M. E. ist
ist die Opo vollständig überflüssig. Nun bezahlen wir nur
i/i gibt daS Reich. Aber es besteht die Möglich-
I:i! daß das Reich vielleicht einmal diese nicht mehr be-
Men wird, und daß wir dann dieseV» auch aufbringen
Men. Es ist heute morgen schon erklärt worden, daß
die Entente einen Eingriff in die Steuerhoheit des Reiches
beabsichtigt. Und cs ist sehr leicht möglich, daß dann ge-
rade auf diesem Gebiete gespart werden muß. Und nun
sagte heute Herr Abg. Raschle : Solange wir den Einheits¬
staat nicht besitzen, besteht ja vielleicht die Möglichkeit, daß
mn nicht alle Ausgaben dort vorzulegen braucht. Hierzu
möchte ich nur bemerken, daß eine evcntl. Finanzkontrolle
der Entente nicht an den Grenzpfählen der Länder Halt
machen wird. Daß heute die Opo noch notwendig sein soll,
sehen wir nicht ein. Von wo erwarten Sie einen Putsch?
Von rechts? Die Rechte bekommt ja alles, was sie haben
M. Von links? Nun, kein Mensch glaubt noch ernsthaft,
daß ein derartiger Putsch eintritt. Aber die Opo brauchte
nicht da zu sein, um Putsche niederzuschlagcn, wenn wir die
Ursachen der Unruhen von vornherein beseitigen, indem wir
die Mittel aufwenden zur Verbilligung der Lebensmittel.
Denn es geht im Deutschen Reiche in die Milliarden. waS
hierfür ausgegebcn wird. Und gerade hier in unserm Olden¬
burger Lande haben wir den Beweis, daß nichts mehr zu
Putschen führt, als die Verwendung der Opo am unrichtigen
Ort. Was waren die Ursachen der Unruhen? Lebens-
mttklmangcl und Teuerung! Hätte früh genug die Opo
eiuWiffen, um dort, wo die Uranfänge von Unruhen zu
finden waren, nämlich in der Preistreiberei, diese zu bc-
seitigen, dann hätte man diese Vorkommnisse nicht gehabt.
Man hätte sie aufs Land schicken müssen, um dafür zu
sorgen, daß renitente Landwirte unter der Zwangswirtschaft
ihm Lieserungspflicht Nachkommen. Dann wäre manches
i»Deutschland vermieden worden. Ein anderer Weg zu
Mn Einnahmen ist die Erhöhung der Jagdkartengebühr.
Wir haben uns schon einmal darüber unterhalten. Die
^gdlartengebühr könnte wesentlich erhöht werden, es sind
»och Jagden verpachtet worden pro Hektar 30 bis 50
Po Jahr. Das ist entschieden zu wenig und keineswegs

^kldentwertung Rechnung tragend. Die Jagdkartcnge-
W ist durch Gesetz auf das Sechsfache erhöht worden,
m Antrag auf das Zehnfache wurde abgelchnt.

Meine Herren! Auch bei den Kirchen uud Schulen
gespart werden. Wir lehnen die Mittel für die höheren

etwa, daß wir Gegner von höheren
" wären, sondern weil es nicht jedem Kinde gleich

^/!.^ ĝ ung möglich ist, besonders nicht den Kindern
g .E ^ rschaft, von dem Besuch der höheren Schulen
brauch zu machen. Aus diesem Grunde lehnen wir sie

ab, zumal die Allgemeinheit zu den Schullasten der höheren
Schulen wesentlich viel mehr beiträgt als die gesamten
Lasten der Volksschule es überhaupt sind. Daß wir auch
die Mittel für Privatschulen ablehnen ist selbstverständlich.
Aber einen weiteren Vorschlag, das ist die Sparsamkeit bei
den Religionsgesellschaften. Man sollte endlich einmal dem
Landtag eine Vorlage unterbreiten, in welcher die Trennung
der Kirche von dem Staate gefordert wird, indem alle Re-
ligionsgesellschaften ihre Angelegenheiten selbständig regeln
und verwalten müssen, um sich nicht auf die Dauer auf
Kosten der Allgemeinheit durchhalten oder durchschleppen
zu lassen. Selbst Leute, die aus der Kirche ausgetreten
sind, müssen heute noch auf Umwegen Steuern für die
Kirche bezahlen. Also die Kirche hat überall ihre Fäden,
um sich aufrecht zu erhalten, weil cs ein Gebilde ist, das,
wenn man cs selbständig macht, cs sich anders einstellen
muß oder zusammenbrechen würde. (Stimmt nicht!) Wenn
es nicht stimmt, sollten Sie um so eher mit dazu beitragen,
daß die Trennung zwischen Staat und Kirche erfolgt. In
Frankreich ist seit 1905 die Kirche vom Staat getrennt, in
Amerika bereits seit dem 18. Jahrhundert. Ebenso ist es
in verschiedenen anderen Staaten. Dagegen ist in Deutsch¬
land nur ein einziger Staat, und das ist Sachsen-Meiningen,
wo die Kirche vom Staat getrennt worden ist. Wenn Sic
glauben, daß die Kirche ohne die Mittel des Staates fertig
werden könnte, nun, dann um so erfreulicher, also bitte,
probieren Sie es, machen Sie es. Aber heute ist es nicht
der Fall, daß Sie es versuchen, weil Sie ganz genau
wissen, daß der Kreis der Gläubigen, wenn eS ans Zählen
geht, recht zusammenschrumpfen wird. (Widerspruch.) Meine
Herren! In der Begründung bei der Anforderung von
Mittel, welche vom Kiichcnvorstand in Lübeck gekommen ist,
und man sich nicht getraute, in den Kirchensteuern höher
zu gehen, liegt doch der beste Beweis dafür. Dort ist sinn-
gemäß gesagt: „Gehen wir höher mit den Kirchensteuern,
dann müssen wir gegenwärtig sein, daß so und so viele der
Kirche den Rücken kehren." Das gilt für jede einzelne
staatlich unterhaltene Religionsgesellschaft. Fast jede Re¬
ligionsgemeinschaft steht auf eigenen Füßen — und wir be¬
sitzen derer recht unzählig viele — mit Ausnahme des
Katholizismus und der Protestanten. Die jüdische Religions¬
gesellschaft erhält allerdings auch einen Zuschuß. Sie er¬
klären bei all diesen Verhandlungen, daß die Sittlichkeit
und die Moral gefährdet sei, sobald die Selbständigkeit der
Kirche geschaffen werden soll. Das stimmt nicht. Dann
müßte doch in denjenigen Staaten, wo die Kirche vom
Staat getrennt ist, die Moral und Sittlichkeit sehr tief
stehen; und das stimmt doch auch nicht. Dann müßte ja
in Sachsen-Meiningen die Kriminalität stärker sein als
anderswo. Aber das ist nicht der Fall. Das Gegenteil
ist bewiesen.

Felix Linke brachte einen Artikel im „Freien Wort"
vom Februar 1919. Dieser ist den Kirchengläubigen schon
sehr unangenehm geworden, denn dort sagt er, daß bei der
Verteilung der Kriminalität auf die Konfessionen folgendes
Verhältnis besteht: Verteilung der Konfessionen Protestanten
61,6°/o, Verteilung der Kriminalität 56,7°/». Bei den
Katholiken Verteilung der Konfessionen 36,7°/„ und Ver¬
teilung der Kriminalität 41,8°/o, also wesentlich höher als
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bei den Protestanten. Der höchste Prozentsatz ist Raub und
räuberische Erpressung mit 53,3 gegenüber 36,7°/o. Sie
sehen, dies ist statistisches Material. Und nun behauptet
man immer ganz besonders bei den Katholiken, daß die
Katholische Kirche die alleinseligmachendesei. Stellen diese
Zahlen dem Einfluß der Kirche und der Religion auf die
Sittlichkeit nicht ein überaus trauriges und trostloses Zeugnis
aus? Ja , man könnte hiernach behaupten, der Einfluß der
Kirche ist in diesem Fall ein verderblicher gewesen. Auch
diese Bildungsfeindlichkeit, die heute Herr Abg. Raschke
hier vortrug, finden wir immer in denselben Kreisen. Die
Zahlen über das Schulwesen ergeben die Ueberfüllungder
Schulkassen, und zwar in evangelischen Volksschulen bei
70 bis 80 Schülern, dagegen bei katholischen Volksschulen
bei 107 Schülern in einer Klasse. (Abg. Raschke: „Weil
sie mehr Kinder haben." Heiterkeit.) Ist das auch ein
Zeichen von Fortschritt und Kultur? Wenn Sie mehr
Kinder haben, wäre eS auch Ihre Pflicht gewesen, dafür
zu sorgen, daß ihnen eine angemessene Bildung zuteil wird,
und daß Sie dafür Sorge tragen, daß Sie mindestens den
Verpflichtungen den Kindern gegenüber Nachkommen. Be¬
sonders arg ist auch noch die Einwirkung der Kirche in den
Schulen. Auch hier fordern wir. daß die Trennung der
Kirche von der Schule erfolgt und erfolgen muß. Meine
Herren! Ich will nicht weiter darauf eingehen. Aber das
sind Wege neuer Einnahmen und der Sparsamkeit. Denn
Sie können es den Leuten nicht zumuten, welche nicht der
Kirche angehören, zur Unterhaltung der Kirche beizutragen,
trotzdem die Kirche in jeder Weise diese Leute bekämpft,
welche ihr den Rücken gekehrt haben.

Ich möchte Sie also bitten, auf diesem Gebiete zu
sparen, indem Sie unsere Anträge annehmen. Lehnen
Sie den Zuschuß für die Privatschulen ab! Lehnen Sie
den Zuschuß für die Kirche ab! Lehnen Sie den Zuschuß
für die höheren Schulen ab, indem Sie mit unS gemeirsam
für eine Einheitsschule eintreten, eine Einheitsschule im
Interesse des gesamten Volkes. Lehnen Sie aber auch gleich¬
zeitig die Mittel für die Sicherheitspolizei ab, und wenden
Sie diese Mittel auf, indem Sie arme Leute, die bedürftig
sind, unterstützen, damit wir im Oldenburger Lande nicht
derartige Zeitungsartikel lesen müssen, daß man öffentlich
an die Bevölkerung herantritt, weil man nicht imstande ist,
die eigenen Kinder ernähren zu können.

Präsident : Herr Abg. Kalkkuhl hat das Wort.
Abg. Kalkkuhl : Nachdem von sachkundiger Seite zum

Etat geredet worden ist, würde es sich erübrigen, noch dies
und jenes hierzu weiter beizutragen. Es ist aber wiederholt
vom Herrn Finanzminister darauf hingewirsen worden, daß
ganz enge Bande zwischen Gemeinden, Ländern und Reich
bestehen, und das trifft ohne Frage zu. Zu den einzelnen
Positionen im Voranschlag wird noch Stellung zu nehmen
sein; aber heute morgen erlaube ich mir, auf die Finanz¬
nöten der Gemeinden ein wenig hinzuweisen. Nachdem man
im Reichstag zwei Tage sich mit den Finanznöten der Ge¬
meinden befaßt hat — im preußischen Landtag 1 /̂, Tag —,
dürfte es angebracht sein, auch hier in Oldenburg die tat¬
sächliche Finanznot der Gemeinden ein wenig klarzulegen.
Der Finanzausschuß hat in dankenswerter Weise die Eingabe

der Gemeindevorsteherbei den Positionen 215 und 2ig
Voranschlags geprüft und gewürdigt; er kommt p,
Ergebnis, das mich persönlich unbefriedigt läßt. Lasst»ir"
mich einige Ausführungen zur Finanzuot der Gc>mindl
machen.

Durch die Verfassung von Weimar wird nach Artikeliz;
die Selbstverwaltung der Gemeinden ausdrücklich gewährlM,,
Die Selbstverwaltungspflicht des Reiches hat zu sch^
Eingriffen in die Selbstverwaltung der Gemeinden
die weitere Gesetzgebung hat die in der Verfassung»ni
ankerte Selbstverwaltung aufs schwerste beschränkt.

Die Finanzen der Gemeinden hatten ihr Rückgrat i»
der Einkommensteuer, die nicht nur die ertragreichste Ne»!,
der Gemeinde war, sondern vor allem dir Mvglichkch bv,
den Bedarf der einzelnen Gemeinden örtlichen und zeitig
Verschiedenheitenanzupasscn. Das RcichseinkommenstMi-
gesetz hat dieses System vollständig vernichtet und lM dir
Gemeinden zu Kostgängern des Reichs bezw. der Läiidir
nach Maßgabe eines festen Tarifs und fester Anteile gemacht,
Es hat sich in weiten Kreisen heute schon die Ansicht g,-
bildet, daß es zweckmäßiger gewesen wäre, wenn nicht da-
Reich, sondern die Gemeinden Träger der Einkomnmistem
geblieben wären. Die Gemeinden hatten eine bewährteu«d
umfassende Organisation zur Bewirtschaftung der Einkomi»
steuer. Das Reich hat es bis jetzt zu einer solchen Leistung
fähigkeit noch nicht bringen können, und Millionen sied
infolge des Mangels dieser Organisation dem Reich, de»
Ländern und Gemeinden verloren gegangen.

Darüber herrscht kein Zweifel, daß die ReiWem-
gesetze auf der einen Seite eine bedeutende Vermiiidcrmg
und eine unsichere Gestaltung der Gemeiudefinanzen verschuld!!
und andererseits fortgesetzt für Vermehrung der Ausgck»
in immer steigendem Maße sorgt. Schon während des Kriegs
und in der unmittelbaren Nachkriegszeit hat das Reich dni
Gemeinden immer neue Aufgaben aufcrlegt, ohne dah dm
Gemeinden, dabei eine entsprechende Deckungsmöglichkeit er¬
öffnet wurde. Die großen Aufwendungen der Gemeinde
auf dem Gebiete der Kriegswirtschaft und der KriegsMhl-
fahrtspflege sind den Gemeinden durchZ 59 des Lands
steuergesctzes nur außerordentlich unzureichend cibgeuomm
worden; wohl aber sind neue Aufgaben mit uugehem
Lasten ihnen neu auferlegt worden, so das ArbeitsnachnikS
wesen, die Erwerbsloscnfürsorge, die Kriegsbeschädigten^'
sorge, zuletzt die Fürsorge für die Sozialrentner. Als wkiterc
starke Bclastungsmowentewerden jetzt kommen die Bw
sorgungsbeiträge für die Kleinrentner. Weiter wird hiv
kommen, was das Neichsjugendwohlfahrtsgesctz, zu dch"
Durchführung das Reich 100 Millionen zur Verfügung grM
hat, von den Gemeinden verlangen wird.

Ganz unübersehbar sind die finanziellen Lasten, du
den Gemeinden durch die weitere Entwicklung de! SP'
Wesens entstehen. Auch die Durchführung des GrundsP'
gesetzes wird m. E. von vielen Gemeinden Zuschüsse erfordern.
Und wenn der Entwurf des Neichsschulgesetzcs AnnaPt
finden sollte, dann werden viele Gemeinden durch die dar»
eintretende Differenzierung zwischen Bekenntnisschule,^ '
lichcr Schule und Weltanschauungsschuleeine enorme vwg,
rung ihrer Schullasten zu verzeichnen haben. Auch
Berufsschulgesetz und das Gesetz über Umgestaltung
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Merbildung werden die Belastung der Gemeinden vermehren.
Me diese Belastungen aber entstehen den Gemeinden in
Durchführung des Kulturprogramms der Reichsverfassung.

Die Reihe der vom Reich den Gemeinden gegenüber
.Menden Belastungen ist damit nicht erschöpft. Die

Mewebung über Wohnungsbau und über Mieterschutz
«ordert von den Gemeinden weitere bedeutende Zuschüsse,
Md die Höhe dieser Zuschüsse wird sich beim Ausbau dieser
MWbung immer mehr steigern.

Hieraus erklärte sich, daß die Gemeinden, die in ihrer
^mnznot völlig im Stich gelassen werden, in ihrem Selbst-
Miungstrieb sich genötigt sehen, zu Maßnahmen zu schreiten,
die auf die Dauer von verhängnisvollster Wirkung für das
wirtschaftliche und soziale Leben sein müssen. Die wenigen
deu Gemeinden verbliebenen Steuern werden dann in einer
Weise angespannt, die an das Mark der dadurch betroffenen
Wirtschaftskreise greift (Gewerbesteuer). Die Gemeinden
müssen Mittel ausbringen und bringen sie auf durch Er¬
höhung ihrer Realsteuern.

Die finanziellen Schwierigkeiten der Gemeinden sind
der Reichsregierung und den Landesregierungen seit langem
ein Gegenstand ernster und dauernder Aufmerksamkeit; so
hat der Reichsfinanzminister im Reichstage sich geäußert.

Mit allem Recht hat Or . Scholz im Reichstage ge¬
fordert: Es darf dem Staat nicht allein darauf ankommen,
Gesetze zu machen, die den Staat befriedigen, sondern der
Etaai hat die Pflicht und Schuldigkeit, auch diejenigen
Träger öffentlicher Gewalten, auf die er schließlich aufge¬
baut ist, leben zu lassen.

Wird die Finanznot der Gemeinden anerkannt, so ist
!? Pflicht und Selbsterhaltung des Staates , den Gemeinden
aus der Not zu helfen, soweit die Möglichkeit sich bietet.
Tatsächlich wird die Finanznot der Gemeinden in Zukunft
sich noch bedeutend steigern. Meine Dame und meine
Herren, da konnte angenommen werden, daß die Regierung
die Eingabe dgr Gemeindevorsteher freudig begrüßt hätte,
die fordert, daß den Gemeinden die Hebung von Landes-
stmern, Abgaben und Umlagen übertragen würden. Der
Ausschuß hat die Eingabe beraten und wäre ein Teil für
Berücksichtigung gewesen, wenn von der Regierung nicht
hervorgehoben worden sei, daß im Reichswirtschaftsrat em¬
pfohlen worden sei, alle Hebung von Steuern den Landes-
ksscn zu übertragen. Meine Dame, meine Herren, im
Reichswirtschaftsratist schon manches und vieles empfohlen
worden. Ich gehe wohl nicht fehl, wenn ich annehme, daß
hin im Hause keiner ist, der glaubt, daß die Finanzämter,
die mit soviel Ach und Weh, mit so ungeheurem Kosten-
ouswand errichtet worden sind, bald wieder verschwinden
lönnen und werden.

Solche Empfehlungen sind m. E. nicht allzu ernst zu
nchmen. Mit diesen Empfehlungen geht es Wohl so, wie
« bisher mit der Forderung, die Hebung der Landessteuern
. Gemeinden zu übertragen, bei der oldenburgischen Re-

Mung, es mit dem Prüfen und Berücksichtigen gegangen
W. Es wird geprüft, eS wird berücksichtigt, und alles,
Mi wirklich alles bleibt beim alten.
, . , M dem Voranschläge der Brandkasse für 1922 be-
.A d>eHcbungsgebühr der Amtseinnehmer 215 000,—
E waren cs 21310,93 ^ und 1920 : 60 553,84
Tteuogr. Berichte. II . Landtag, S. Versammlung.

Welche finanzielle Stütze würde eine solche Einnahme für
die Gemeinden bedeuten:

Es muß festgestellt werden, daß seit längeren Jahren
Anträge auf Uebertragung der Hebung von der Regierung
abgelehnt wurden und haben Eingaben an den Landtag,
trotzdem dieselben der Regierung zur Berücksichtigung über¬
wiesen worden sind, keinen Erfolg gehabt. ES wird hin-
gewirsen auf die Verhandlungen im Landtage, eine Eingabe
von Osternburg, 1913 ; ferner auf den Bericht des Finanz¬
ausschusses, der Anlage 27, vom 27. 11. 1917, betr. Er¬
höhung der Geschäftsrostenvergütung an die Amtseinnehmer.
Es heißt in demselben wörtlich: Der oft im Finanzausschuß
und im Landtage bekannte Wunsch, die Hebung aller Staats¬
steuern und -abgaben, wie auch in anderen Bundesstaaten
üblich, den Gemeinden zu übertragen, ist bislang noch nicht
zum Austrag gekommen. Der Finanzausschuß gibt der
Erwartung Ausdruck, daß die Staatsregierung nach dem
Kriege diese Angelegenheit weiter verfolgt und dem Landtage
eine entsprechende Vorlage macht.

Durch Uebergang des Schulrechnungswesens an die
Gemeinden hat die Arbeit und Bedeutung des Gemeinde¬
rechnungswesens erheblich zugenommen und liegt es im
Interesse der Gemeinden, volle Beschäftigung für die Ge¬
meinderechnungsführer zu bekommen und einen tüchtigen
Mann engagieren und besolden zu können.

Bei den heutigen vielseitigen hohen Abgaben behält das
Volk ein Recht darauf, zu beanspruchen, daß demselben das
Zahlen von Abgaben tunlichst erleichtert wird, indem solche
beim Gemeinderechnungsführergemacht werden können, da
gerade heute mit Zeitverlust, Reisen zur Amtseinnehmerstelle
und Kosten gerechnet werden muß. Welche große Zahl von
Anmahnungen erfolgen jedes Jahr durch Amtseinnehmer!
Wenn nun auch Hebungstage in einzelnen Gemeinden an¬
gesetzt werden, so genügen dieselben in keiner Weise, da an
den wenigen Tagen häufig der Andrang so groß ist, daß
manche Steuerzahler rinen halben Tag lang warten müssen,
andere die Hebungstage nickt erfahren haben oder so plötz¬
lich nicht die Mittel flüssig haben, den Tag vergessen haben,
häufig durch dringende Wirtschaftsarbeiten verhindert sind
usw., wogegen der Gemeinderechnungsführer jeden Tag zur
Verfügung steht.

Die Einwände der Regierung auf bisher gestellte An¬
träge als zweifelhafte Sicherheit, ob Hebung, Rechnungs¬
führung und Beitreibung stets in ordnungsmäßiger Weise
gehandhabt würden usw., sind wohl unbegründet, da die
Gemeinden für alles aufzukommen haben und selbst ein
großes Interesse an einer ordnungsmäßigen Geschäftsführung
ihres Gcmcinderechnungswesens haben. Eine Kontrolle der
Kaffen, ähnlich wie bislang bei den Einnehmern, wird den
Gemeinden nur erwünscht sein. Nicht unerwähnt soll bleiben,
daß durch Uebertragung der Hebung der staatlichen Abgaben
die Amtseinnehmerstellen erheblich eingeschränkt und Neid
und Mißgunst anderer Beamten wegen erheblicher Neben-
cinnahmen (Brandkasse usw.) verringert werden würde.

Zum Schluß soll noch Bezug genommen werden auf
das Gesetz vom 27. 1. 1912, nachdem der Regierung die
Ermächtigung zur Uebertragung der Hebungen gegeben ist.

Meine Herren ! Es ist unverständlich, daß man gerade
dieser Seite so wenig Aufmerksamkeit geschenkt hat. Es ist
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doch klar, daß, wenn wir sparen wollen, wir dann im
eigenen Hauswesen anzufangen haben, hieran kann gespart
werden, es ist so, meine Herren. Ich möchte doch der Re¬
gierung und auch dem Landtag aufs dringendste anheimgeben,
diese Eingabe der Gemeindevorsteher, in der gefordert wird,
die Hebung der Landessteuern den Gemeinden zu übertragen,
nochmals ernstlich nachprüfen zu wollen. Ich bin sicher,
dadurch würden Sie der Finanznot der Gemeinden wesent¬
lich abhelfen, und Sie würden dazu beitragen, daß die ein¬
zelnen Steuerzahler es leichter haben. Sie haben stets
Gelegenheit, zum Gemeinderechnungsführer kommen zu können,
aber nicht den weiten Weg zum Amtseinnehmer zu machen.
Ich bitte, nehmen Sie meinen Verbesserungsantrag an, der
dahin geht, diese Eingabe der Regierung zur Berücksichtigung
zu empfehlen. Ich bitte, unterstützen Sie diesen Vcrbesse-
rungsantrag , und ich bin sicher, Sie tun es im Dienste der
Gemeinden und des Staates . (Bravo !)

Präsident : Herr Abg. Hug hat das Wort.
Abg. Hug : Meine Dame und meine Herren! Herr

Abg. Hartong  hat mir den Mangel an Objektivität vor-
gcworfen wegen meiner Kritik über die Tätigkeit der Kam¬
mern. Es ist nun immer so. Wenn man Kritik erfährt
von jemand, die unangenehm ist, dann wird man ihm immer
den Vorwurf wachen: Du bist nicht objektiv. Und so geht
es auch hier. Herrn Abg. Hartong,  der sich auch be¬
fleißigt, objektiv zu sein, dem kann cs auch passieren, daß
man ihm das Gegenteil Vorhalten kann. Z . B . in der vor¬
letzten Sitzung wurde über den Antrag auf Anstellung von
zwei Baukontrolleuren verhandelt. Da sagte er etwa: Die
Anstellung dieser zwei Leute soll auch anderen Zwecken
dienen, als dem Schutze von Leben und Gesundheit der
Bauarbeiter. Das ist auch nicht objektiv. Sie haben dafür
absolut keine Beweise. Das war unsachlich, nicht objektiv.
M . H. ! Die Personen, die Vertreter der Kammern, die ich
so scharf kritisiert habe, werden und sind von den Kammern
gedeckt worden. Wenn die Art ihrer Agitation nicht von
den Kammern gutgcheißen und gedeckt worden wäre, dann
würde Herr Hartong  recht haben mit der Abwehr meiner
Kritik. Herr Kollege Raschke  hat ja auch die Kammern
in Schutz genommen. Ich will nicht auf die Einzelheiten
eingehen. Aber ich will daran erinnern, daß wir beide vor
nicht langer Zeit so einen Wanderredner im Interesse der
Handwerker genossen haben. Und wir waren beide nicht
erbaut davon, sondern wir waren empört über die Takt¬
losigkeit, die der Mann an den Tag legte bezüglich der
Stellung zur Staatsform sowohl wie zu Wirtschafts- und
Steuerfragen. (Abg. Raschke:  Das war aber ein Aus¬
länder.) Es sind nicht immer Ausländer, die diesen Geist
der Unobjcktivität hineintragen, sondern auch Inländer.
Was mich veranlaßt hat, so scharfe Kritik zu üben, das
ist vor allen Dingen gewesen das Schimpfen auf das
Steuerzahlen. Nur sie werden herangezogen usw. Gewiß
ist es sehr unangenehm, wenn man Steuern zahlen muß.
Aber diejenigen, die bezahlen können, müssen Steuern be¬
zahlen, und diejenigen, die nicht zahlen können, brauchen
sie nicht zu bezahlen. Ich bin gar nicht unfreundlich gegen
die Landwirtschaft. Ich habe immer versucht, objektiv zu
sein. Aber wo Anzeichen zutage treten, die erkennen

lassen, daß es nicht mehr Einzelerscheinungen sind, sM,
daß diese Erscheinungen typisch sind für die ganze Süiich'
hat man nicht nur das Recht, sondern auch die PfljM
dagegen zu wenden. Z . B . will ich Ihnen eins si,?
Herr Kollege Hartong,  was jetzt in dieser Zeit so M,,!
ordentlich zutage tritt . Die Preise der Lebensmittel U,
doch im engen Zusammenhang mit dem Stand der M,"
Und da entsteht die Frage : Hat die Steigerung der Lebens- ^
mittclpreise einen spekulativen oder einen notwendigen
sammenhang? Und da zeigt sich, daß, wenn der DM
hochschnellt im März , auch gleichzeitig die Preise für FW
und Butter hochschnellen. Also wenn am 30. März dn
Dollar Hochstand, und am 25. März das Pfund Lebend¬
gewicht vom Schwein 26 ^ kostete, und am 30?M-
kostet es 30 dann wird man doch nicht sagen wolle»
daß die Kosten der Aufzucht sich vom 26. bis 30. M?
erhöht haben. Sondern der Besitzer deS Schweins Hot de» ^
Nutzen aus dem Steigen des Dollars in die Tasche gM !
(Zuruf : Stimmt nicht! Die Rechnung ist falsch!) Nein
sie ist gar nicht falsch. Auf die Kosten der Aufzucht n«
Rindern und Schweinen hat der Markkurs von MärzW
keinen Einfluß gehabt. Bei der Zwangswirtschaft wird
dieser Spekulationsgewinn beschnitten. Ich habe selbst gi-
glaubt, daß, wenn die Zwangswirtschaft aufgehoben wück,
das freie Spiel der Kräfte die Preise ermäßigen würde
Das ist aber doch nicht eingetrctcn; die freie Wirtschaft k!
das Gegenteil hevorgcrufen. (Zuruf : Warten Sie ob!>
Das wird noch lange dauern. Der freie Handel hat eil- !
gegen unserer Annahme der Spekulation Tür und Tor gi- !
öffnet. Beim Umlagevcrfahren wird dieser Spekulation Ei»- '
halt getan, und es werden die höheren Preise nur zugi-
standen für das, was für die Spekulation freigewordeo ist
Das sind die Gründe, die Erscheinungen, aus denen hero«S
ich die Angriffe erhoben habe. Ich stehe heute auf dm
Standpunkte, daß auch die Organisationen nicht mächtig ge¬
nug sind, alles zu beseitigen. Aber daß sie sich Mühe ge¬
geben haben, Auswüchse zu beseitigen, die beseitigt werde»
können, davon habe ich nichts gesehen. Ich stehe in« i
noch auf dem Standpunkte, daß eine ehrliche, großzügige
Organisation zwischen Produzenten und Konsumenten andere'
Verhältnisse schaffen kann. Dann muß man aber auch es '
nicht immer so hinstellen, als zahlten nur sie Steum
Von den Lohn- und Gehaltsempfängern werden die Steuer»
abgezogen. Und es fängt da an, wo das festgesetzte Existrnj-
minimum zu Ende geht. ES wird ferner nicht darauf Be¬
dacht genommen, daß schon früher und jetzt noch mehr eure
Summe von indirekten Steuern vorhanden sind, diem
der großen konsumierenden Masse hauptsächlich getragen
werden. Ich kritisiere die Anschauungen, die bei dirfa
Agitation zutage treten, als ob nur Handwerker, Ha«
und Landwirtschaft Steuern bezahlen und alle anderen nicht
Die Belastung der Lohnempfänger, der GehältsempfäeO
ist mindestens eine ebenso große, wenn man es gerecht be¬
urteilen will.

Dann , meine Herren, noch ein Wort. Herr KM
Raschke  hat dem Finanzausschuß eine Zensur er»
(Zuruf : Nein, Komplimente gemacht.) Ja , das Kmnplme»
war in Jronismus , feinem Spott , gekleidet. WennW
Hartong  im Finanzausschuß gesessen hätte, würde erd»
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ssvott auch herausgefordert haben. Und ich glaube nicht,
^ er mit demselben feinen Ton Ihnen geantwortet haben
2de. wie ich es jetzt tue. (Heiterkeit.)

M. H-! Dann ist von Herrn Abg. Hartong davon
Moch'en worden, daß die Gebühren der Unterbringung
^ Blankenburg erhöht werden müßten. Ich bin auch der
Meinung. Nur sind die Dinge in Blankenburg weniger
durchsichtig als die in Wehnen. Ich nehme an, Sie sind
M unterrichtet. Die Dinge sind dort ganz anders aufge-
Men. Und ob die Erträgnisse von Ländereien auch hinein
Men, ob das geändert werden kann, weiß ich nicht.
W wird Aufgabe der Regierung sein, es zu prüfen.

Dann hat der Herr Minister in seiner Aufrechnung
2MOOÔ für Erhöhung der Unkosten von Wehnen und
dis HebammcninstitutS und der Gefängnisse angenommen.
Zch darf doch wohl annehmen, daß der Herr Finanzministcr
bemüht sein wird, durch Erhöhung der Pflegegelder das
wieder hineinzubringcn, besonders beim Hebammeninstitut
und Wehnen. Wie weit das bei den Gefängnissen möglich
ist, hängt davon ab, ob die Strafgefangenen Vermögen
Huben. Dann möchte ich aber darauf aufmerksam machen,
das natürlich die Erhöhung, eine außergewöhnliche Erhöhung,
der Wegekosten sowohl in Wehnen und Blankenburg aus
die Gemeinden ganz außerordentlich wirken würde. Wenn
eine Gemeinde eine verhältnismäßig große Anzahl von
Pfleglingen in Blankenburg hat, das schlägt zu Buch. Und
bei den heutigen schlimmen Zeiten ist es natürlich angenehm
sür die Gemeindeverwaltungen, wenn die Kosten nicht so
hoch sind.

Dann möchte ich darauf Hinweisen, daß mir die Ge¬
bühren sür die Prüfung der Automobile doch reichlich niedrig
»scheinen. Ich glaube, die könnten eine Erhöhung erfahren.
Vielleicht lassen sich auf dem Gebiete der Gebühren nach
dieser oder anderer Richtung wahrscheinlich auch noch Ein¬
nahmen erzielen.

Präsident: Herr Abg. Feigel hat das Wort.
Abg. Feigel : Meine Dame und meine Herren ! Der

Herr Abg. Zimmermann hat vorhin seine Etatrede dazu
benutzt, um sich in der von ihm sehr beliebten Weise gegen
die katholische Kirche zu betätigen. Ich glaube, Herr Kollege
Zimmermann, daß hier bei Ihnen weniger die Kenntnis
der von Ihnen vorgebrachten Dinge die Veranlassung ist
M der Wunsch, religiösen Anschauungen, mit denen Sie
hekunntlich nichts zu tun haben, gelegentlich der Behandlung
mLandtage eins auszuwischen, und das gibt mir Veran¬
lassung, auf das hauptsächlichste einzugehen. Zunächst haben

Herr Zimmermann , eine Kriminalstatistik der ein-
Mn Konfessionen in Deutschland oder Preußen hier vor-
Whrt, und Sie haben damit wohl den meisten Herren und
"»r gegenüber etwas Neues nicht gebracht. Es war mir
M den meisten Herren im Landtage längst bekannt, daß
d« einer solchen— nämlich rohen — Statistik, wie Sie
mausgemacht haben, die katholische Kirche in Deutschland
"W gut abschneidet, daß sie an den Kriminalfällen mit

höheren Prozentsatz beteiligt sei wie die evangelische
W . ^ch hüte aber, eine derartige Statistik nicht ohne

zur Unterlage von weitergehenden Betrachtungen zu
Heu, ohne zu erwähnen, welche Umstände diese höhere

prozentuale Beteiligung zu erklären imstande sein könnten.
Da ist es der Umstand, daß wir in der katholischen Kirche
— in Preußen wie in Deutschland — mit allen Galiziern,
Tschechen und anderen Ausländern in der Kriminalität
ziemlich obenan stehen, die zwar katholisch getauft sind, uns
aber ein Gewicht am Bein sind und die Statistik ganz
wesentlich zu unseren Ungunsten beeinträchtigen. Dann bitte
ich, zu berücksichtigen, daß in Deutschland bei uns Katholiken
eine ausgebreitete Diaspora ist, und daß in der Diaspora
hier und da recht viele Leute darunter sind, die mangels
der geordneten Seelsorge überhaupt kein Verständnis für
das haben, was ihnen in der Wiege gesagt ist und was in
der Schule gelehrt ist, und so finden Sie , daß da neben
einer großen Anzahl recht guter und bewußter Katholiken
auch eine ganze Reihe sich findet, die nur noch einen sehr
verkehrten Taufschein übrig behalten haben. Aber wenn Sie
eine Kriminalstatistik aufmachen, möchte ich doch darauf Hin¬
weisen, daß nicht die Zahl der Fälle Eindruck macht auf
die Moralität , sondern daß die Art und die Schwere der
einzelnen Fälle maßgebend ist. Soll diese Statistik, mit der
Sie in ziemlich deplazierter Weise aufgetreten sind, irgend
welchen Wert besitzen, dann bitte ich zu beachten, an welchen
Verbrechen und Vergehen tatsächlich die Katholiken sich be¬
teiligt haben, denn nicht die Quantität macht es, sondern
die Qualität , und ich hätte gebeten, das bei dieser Gelegen¬
heit zu berücksichtigen. (Zuruf : Zimmermann seine Leute
lassen sich nicht erwischen!) Dann haben Sie das bekannte,
allein selig machende Wiederum in Verbindung gebracht mit
der katholischen Kirche. Ich will auf dieses Gebiet nicht
eingehen, weil ich den Landtag nicht für den geeigneten Ort
halte, um darüber zu sprechen. Ich will Sie nur darauf
Hinweisen, wenn Sie diesen Begriff recht auszusprechen ver¬
stehen, er nicht den Beigeschmack hat, den er bei Ihnen hat.
Er hat beispielsweise nicht den Beigeschmack, daß die katho¬
lische Kirche andere von der Seligkeit ausschließt. Im
übrigen sage ich das eine noch: Sehen Sie in einen katho¬
lischen Katechismus, und Sie werden zu anderer Auffassung
kommen. Wenn von Lübeck, oder wie Sie sonst sagten, in
einer Eingabe geschrieben sein soll, daß sie die Steuerschraube
bezüglich der katholischen Bewohner nicht mehr ansetzen
könnten, weil sie eben dann befürchten müßten, daß der
Austritt ein zu großer würde, so kann ich Ihnen gegenüber
sagen, daß wir es erstens mit einer weiten Diaspora zu tun
haben, und daß wir zweitens diesen Grund in Eingaben
von katholischen Leuten niemals vorfinden; ich habe ihn wohl
bei andern Leuten vorgefunden. Bei uns steht durchweg die
Opferbereitschaft für die Kirche höher als die Angst vor
etwas Steuer für diese Zwecke.

Präsident : Das Wort ist nicht weiter verlangt? Ich
schließe die Beratung über die Vorlage im allgemeinen und
zu dem Anträge 1 und zum § 1. Ich bitte die Abgeord¬
neten, die den Antrag 1 annehmen wollen, sich zu erheben.
— Geschieht. — Der Antrag ist angenommen. Ich eröffne
die Beratung zum Anträge 2:

Annahme des Z 2 unter Erhöhung der Summe auf
10000000

Das Wort hat Herr Abg. Behlen.
Abg. Behlen : Meine Dame und meine Herren ! Ge¬

statten Sie mir zu diesem Paragraphen ein paar Worte. Der
29*



186

Ausschuß hat die Summe von 8000000 auf 10000000
hinaufgesetzt. Ich stehe auch auf dem Standpunkte, daß der
Staat aus seinen Ländereien die größten Summen Heraus¬
wirtschaften muß, aber cs muß auch hier mit Vorsicht vor¬
gegangen werden. Die Erhöhung der Pachten ist erst in
den letzten Wochen den betreffenden Pächtern mitgeteilt wor¬
den, und da ist man doch meines Erachtens zum Teil über
das hinausgegangen, was allgemein in den Bezirken als
Satz von den PachteinigungSämtern festgesetzt ist. Die Pacht-
einigungsämter haben für geringwertige Ländereien durch¬
schnittlich das 8fache von früher festgesetzt, für beste Lände¬
reien das 12fache. Die Summen aber, die vom Domänen¬
amt festgesetzt sind, kommen im Durchschnitt auf das 15fache,
dabei handelt es sich nicht um besonders hochwertige Lände¬
reien. Wenn die Erträge auch ganz gut sind, so ist es
doch so, daß sie außerordentlich leicht verloren gehen können,
indem ein großer Teil der Ländereien Wasserinseln sind.
Ich möchte sagen, daß es im allgemeinen sich nicht recht¬
fertigt, mit den Pachtsätzen über das hinauszugehen, was
die Pachteinigungsämter der betreffenden Bezirke festgesetzt
haben. Es wäre richtiger, wenn man noch etwas unter
diesen Sätzen bliebe, weil die Erträge stets in Gefahr sind.
Es ist dabei herausgekommen, daß sämtliche Pächter Protest
eingelegt haben. Dieses Protestverfahren wird sehr lang¬
wierig sein. Es heißt heute, daß die Proteste vom vorigen
Jahre noch nicht erledigt sind, weil vom Ministerium gegen
die Entscheidung der Pachteinigungsämter Einspruch erhoben
ist. Da stellt sich eine eigenartige Tatsache heraus, nämlich
die, daß das Staatsministerium, welches in Pachtschutzsachen
die letzte Instanz ist, hier in eigener Sache zu urteilen hat.
Das wird von den Betreffenden als ein großer Uebelftand
angesehen und wird auch als solcher angesehen werden müssen.
In diesen Kreisen würde man es sehr begrüßen, wenn die
letzte Instanz, wenigstens in diesen Dingen, dem Staals-
ministerium abgenommen und dem Oberverwaltungsgerichr
übertragen würde. Ich möchte also nochmals sagen, daß
es sich meines Erachtens nicht rechtfertigt, inbezug auf die
Pachtpreise über das hinauszugehen, was von den Pacht¬
einigungSämtern festgesetzt ist. — Es wird sodann immer
wieder darüber geklagt, daß die Entscheidung seitens des
Domänenamts so weit hinausgeschobcnwird darüber, ob die
betreffenden Pächter das Land wicderbekommen. Das ist
im vorigen Jahre so gewesen, und in diesem Jahre kommt
es wieder so. Alle paar Tage bekommt man eine Mitteilung,
daß noch nicht die Entscheidung eingegangen ist und die
Bitte : Können Sie nicht darauf hinwirken, daß die Ent¬
scheidung bald getroffen wird? Ich möchte feststellen, daß
die Pächter für dies Jahr noch nicht wissen, ob sie das
Land wiederbekommen. Es ist notwendig, daß das früh¬
zeitiger entschieden wird, denn es gibt Grundbesitzer, die an
dem Lande noch etwas machen wollen, und das kann nicht
geschehen, wenn man nicht weiß, ob man das Land wieder¬
dekommt oder nicht.

Präsident : Das Wort hat der Herr Finanzminister.
Minister Or. Driver : Der Herr Abg. Behlen  ist

meines Erachtens insoweit von der richtigen Ansicht aus¬
gegangen, daß der Staat von seinen Pächtern das fordern
muß, was sie Herauswirtschaften, was sie bezahlen können,

dazu zwingt die Finanzlage. Wir sind nicht in der Le«,
die Pachten niedriger zu halten, als sie in PrivatwirtM.!
vereinbart werden, das können wir nicht machen.
nun die Pachterhöhungen vorgenommen sind, sind von iW.
lichen Pachteinigungsämtern gutachtliche Aeußerungen ei^
gezogen, und an der Hand dieser Aeußerungen sind uinn
Zuziehung des Domänenamts und des Vertreters desW . -
steriums des Innern in einer mündlichen Besprechung dir
Grundsätze über die Pachterhöhung, die von den Doniän»
pächtern getragen werden könne, festgelegt. Wenn im Einzch
falle der eine oder andere sich beschwert fühlt, dann mtz
es ihm überlassen bleiben, das Pachteiniguugsamt und even¬
tuell das Ministerium des Innern anzurufen. Was die
späte Verpachtung der Domänenländercien anlangt, so ^
ich die Sache prüfen lassen. Ich bin der Ansicht wie Hm
Behlen,  daß es nicht angängig ist, daß die Leute kurz vei
Beginn der neuen Periode erst Bescheid bekommen; dm-
muß abgeholfen werden.

Präsident : DaS Wort hat der Herr Ministerpräsidml,
MinisterpräsidentTantzen : Meine Herren! Ich brach

nicht zu betonen, daß es dem Ministerium selbst nicht an¬
genehm ist, gewissermaßen, wie Herr Behlen  sagt, in eigem
Angelegenheit die letzte Entscheidung treffen zu müssen;dar
ist aber mal so, und es geschieht selbstverständlich nach rch
licher Ueberlegung und nach bestem Wissen. Wenn ch
Herr Behlen  glaubt, daß in diesen Sachen die Entscheidung
der Pachteinigungsämtcr nicht beachtet würde, wie sie bei
den Privatpächtern beachtet würde, und zwar begründetn
das damit, daß er sagt, das 8—12fache des FriedcnssaP̂
ist da als Pacht für 1921 als richtig anerkannt—dai
Ministerium geht darüber hinaus, bis zum löfachen ss
liegt das daran, daß man jetzt bei den Domänen nichtm
den für die Domänen gezahlten Friedenspachtpreisen auSgchi
als von unter dem Durchschnitt liegenden Preisen, sondeni
bei den Domänen den Pacht wert  cinsctzt und nicht da,
Pachtpreis. Man will den nachbargleichen Preis IM,
daher kommt der andere Multiplikator. Man nimmt nicht
den Pachtpreis vom Frieden, sondern den Pachtwert»
Frieden, und dann kommt häufig heraus, daß nicht dei
8—12fache, sondern auch das löfache des Friedenspch-
preises als Pachtwert für 1921 als richtig bezeichnet M-
den muß.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Schmidt,
Abg. Schmidt : Ich möchte den Herrn Finanzniniisikl

bitten, doch in Zukunft dafür zu sorgen, daß die PachtpB
— insbesondere für Stückländereien— den PächternM
genug mitgeteilt werden. Vor einigen Tagen ist mirm
interessierter Seite mitgeteilt worden, daß kleinere undk!eB
Besitzer heute noch nicht wissen, welche Pacht sie fürM
bezahlen müssen. Meine Herren! Darin liegt für°>i j
Pächter eine große Schwierigkeit, denn es handelt sichW t
kleinere Leute, die das Geld kaum noch zusammen IM s
und dann liegt die Gefahr vor, daß der Staat bei eivM
solchen Gebühren zu kurz kommt. ^

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Krause,
Abg. Krause : Meine Dame und meine Herren-

ist vielleicht angebracht und bei der Finanzlage des vM
zu begreifen, daß man die Domänenländereien, die versW
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. . drn übrigen Pachtverhältnissenangepaßt hat, aber ich
dock sehr darum bitten, daß man etwas individuell

cht> Es sind z. B . die Außengroden und das Klein-
! Maiid in Händen von sehr kleinen Leuten, Kriegsbeschä-
2n Landarbeitern usw., die tatsächlich nicht in der Lage

W den den veränderten Pachtverhältnissen ent-
Mendm Pachtpreis zu zahlen. Der letzte Sommer, zumal
M seiner Trockenheit, hat cs zuwege gebracht, daß der
kitwg nicht demgemäß gewesen ist, infolgedessen haben sich
llWträglichkeiten ergeben, und die betreffenden Außengroden-
bMcr haben ja auch entsprechend petitioniert und haben
«Ä , eine Ermäßigung der Pacht herbeizuführen. Es
Mc etwas individuell der Pachtpreis bemessen werden.
Mw müßte Grenzen schaffen zwischen denen, die wirklich
aus den Ertrag des bißchen Land angewiesen sind, als eine
Bnlängerung oder als eine Zuhilfenahme für den notwen¬
digen Lebensunterhalt, und Leuten, die vielleicht Handwerks¬
meister sind, die nur diese Pachtstücke gebrauchen wollen,
Wsich vielleicht etwas selbst zu beschaffen, was sie sonst
auch kaufen könnten. Man braucht die Pachterhöhung nicht
so automatisch auf alle zu übertragen. Ich will gern zu-
zeben, daß der Staat nicht zu weil gegangen ist; ich habe
auch nach den Ausführungen des Herrn Ministerpräsidenten
mstanden, daß nicht über das lOfache hinausgegangen ist.
G bleibt aber doch die Festsetzung eine Härte für Leute,
die tatsächlich die kleinen Stücke gepachtet haben, um sich
md ihre Familie vor der größten Not zu schützen. Ich
möchte aber auch bei dieser Gelegenheit noch auf eins Hin¬
mise,Die Verteilung der Ländereien hat vielfach zu An¬
ständen Anlaß gegeben, und meines Erachtens zu berechtigten
Anständen. Die Zusammensetzung der Kommission für die
Anteilung der Ländereien ist jedenfalls nicht nach dem
Grundsatz erfolgt, alle Bevölkerungskreise, und vor allen
Angen die, die außerordentlich auf daS billige Pachtstück
angewiesen sind, zu berücksichtigen. Mir ist bekannt, daß
mn in Burhave bei der Landverteilung die Organisation
der Kriegsbeschädigten und den Landarbeiterverband ganz
einfach aus dem Spiel gelassen hat ; trotzdem Herr Domänen-
ichektor Linnemann erklärt hat und auch Herr Schipper
dm Sicdlungsamt, daß alle Bevölkerungskreise vertreten sein
Men, und daß sie in öffentlicher Versammlung gewählt
«erden sollten, ist uns das bestritten. Jedenfalls ist eine
»ene Zusammensetzung erforderlich überall dort, wo Klagen
lau!werden, daß kleine Leute, die von diesem Land Gebrauch
machen müssen, nicht berücksichtigt sind; da muß ein Mangel
ia der Organisation, der Verteilung vorhanden sein, und
ich möchte bitten, daß das Staatsministerium eventuell noch¬
mals die Zusammensetzung dieser Kommission prüft, ob tät¬
lich die Kreise, die in erster Linie daran interessiert sein
Men, dazu genommen sind. Es ist genau so in den Ge¬
meinden mit den Deichen. Es ist gesagt worden von der
vtwtsregicrung: Da hat der Staat kein Recht zum Ein-
Msen. Aber wo der Staat Gelegenheit hat zum Eingreifen,
msollte er cs tun. Ich möchte fragen, ob es nicht möglich

m eine Prüfung einzutretcn; ob nicht die Pachtprcise
mdAduell festgesetzt werden können, daß eventuell eine Pacht«
"Mäßigung eintritt und überall dort, wo der Staat Land
Wbt und sehr wohl höhere Pachten gezahlt werden können,

M» dort auch die Höchstsätze zur Anwendung bringt.

President : Das Wort hat Herr Abg. Behlen.
Abg. Behlen : Meine Dame und meine Herren! Es

wurde vorhin vom Herrn Minister gesagt, daß die Domänen
früher zu billig verpachtet gewesen seien. Das wird richtig
sein, aber man muß da einen Unterschied machen zwischen
den Domänen im Lande und den außerhalb des Deiches
liegenden Grundstücken. Da muß auf jeden Fall die große
Gefahr, in der sich die Grundstücke immer befinden, mit in
Betracht gezogen werden. Und ich möchte sagen: Wenn man
für die Domänen im Lande das lOfache nimmt, dann ist
es notwendig, daß man für die andern weiter heruntergeht.
Wenn die Ertrüge im allgemeinen auch gut sind, so sind
sie doch immer in Gefahr, und es ist vorgekommen, daß der
zweite Schnitt ganz weggetrieben ist. Nachher war es
schwierig, wenn man eine Ermäßigung haben wollte. Also
ich bitte, die Pachten für die außerhalb liegenden Ländereien
niedriger zu halten.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. FrerichS.
Abg. Frerichs : Meine Herren! Ich bin durchaus

der Meinung, daß die Pachten für Staatsländereien den
Zeitvcrhältnissen angepaßt sein müssen und habe gegen die
vorgesehene Erhöhung nichts einzuwenden. Aber hinsichtlich
der Verteilung, besonders der Grodenländereien, sind auch
in unserer Gegend lebhaft Klagen vorgebracht worden;
inwieweit dieselben berechtigt sind, kann ich nicht sagen, aber
vielleicht wird eine Nachprüfung von seiten des Ministeriums
möglich sein. Es ist darüber geklagt worden, daß kleine
Leute, Arbeiter, die direkt am Deich wohnen, nichts bekommen
haben, während Gewerbetreibende sowie Landwirte, die
stundenweit entfernt sind, bedacht sind. Ich möchte bitten,
doch, wenn möglich, eine Prüfung vorzunehmen, ob dar sich
so verhält, und für Aenderung zu sorgen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Raschle.
Abg. Raschle : Meine Herren! Die Grodenländereien

müßten eigentlich eine andere Behandlung erfahren, als die
Domänen im allgemeinen. Wenn es sich um die Ländereien
handelt, die außerhalb des Deiches liegen, dann sehen wir,
daß denen sehr große Schäden zugefügt werden bei der
Ueberflutung. Bei Rüstersiel ist es passiert, daß der Vor¬
deich vollständig überflutet war ; da wäre es richtiger,
wenn man diese Grodenländereicn meinetwegen in kleinen
Parzellen von 5—10 da an die Leute verkaufen würde.
Die Domänenverwaltung kommt nicht dazu, die Vordeiche
so hochzubringen, daß das Wasser nicht über den Deich geht.
Wenn das Land Eigentum der Leute wäre, dann würden
die sich sehr schnell vereinigen und würden in kurzer Zeit
den niedrigen Deich hochbringen und würden dann ver¬
hindern, daß die Flut diese Gelände unter Wasser setzt.
Dadurch wird die Produktivität sehr gesteigert. Es ist zu
überlegen, ob der Staat dazu übergehen soll, diese Lände¬
reien in kleinen Parzellen zu verkaufen und dem einzelnen
die Verpflichtung aufzuerlegen, die Uferböschung zu unter¬
halten und den Deich hochzubringen, dann kostet das keinen
Pfennig. Wenn dieses heute vom Staat aufgebracht werden
soll, kostet das Hunderttauscnde.

Präsident : Das Wort hat der Herr Ministerpräsident.
Ministerpräsident Tantzen : Die Anregung des Herrn

Raschle  in seinen letzten Ausführungen ist im Siedlungs-
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amt eingehend geprüft; dieses ist zu dem Ergebnis gelangt,
daß neben den Kosten für den Hausbau, für Inventar des
Siedlers , wenn er bestehen will, der Staat seine Rente be¬
halten soll, nicht noch die Kosten übernehmen kann. Man
ist deshalb zu dem Endergebnis gelangt, daß die Außendeichs¬
ländereien unter diesen Verhältnissen nicht zu besiedeln sind,
sondern in der bisherigen Weise zu behandeln sind. Ich
nehme das Wort auch, um zu betonen, daß alle die kleinen
Parzellen ja in Gemeinschaft vom Siedlungsamt und Do¬
mänenamt verpachtet werden; die unterhalten sich zunächst
über die Preise, dann über die Verteilung an die vielen
Nachfragenden, und so wird das bestmögliche Ergebnis zu
erzielen versucht. Eins möchte ich daher noch sagen: Wenn
so wenig Klagen kommen über die Verteilung und die Preise
der Ländereien, dann können Sie versichert sein, daß bei
der ungeheuer großen Nachfrage, die stets vorhanden ist,
im ganzen recht zweckentsprechend und gut gewirtschaftet ist
vom Siedlungsamt und vom Ministerium; denn der Kern¬
punkt ist der, daß man nicht wie früher verpachtet, wo An¬
gebot und Nachfrage sich deckten, diejenigen es bekamen, die
den höchsten Preis zahlten, sondern daß man heute sagt:
Ich muß verteilen unter einer Masse von Nachfragenden,
die viel größer ist als das Material . Daß derjenige, der
nichts bekommt, immer die ausgezeichnetsten Gründe hat, zu
sagen, er müßte eigentlich berücksichtigt werden, ist bekannt.
Ich kann Ihnen sagen, daß wir mit allen Mitteln bestrebt
sind, die kleinen zu berücksichtigen und aufsteigend erst zu
den großen kommen; das fragen Sie bitte bei den größten
Landwirten nach, die auch betonen, sie hätten das Land
nötig für den Betrieb, denen es aber weggenommen wird,
weil gesagt ist: die eine eigene Ackernahrung haben, können
nicht berücksichtigt werden. So geschieht alles, was möglich
ist ; und ich glaube, Sie können überzeugt sein, daß die
beiden in Betracht kommenden Behörden besonders alles das
berücksichtigen, was von Herrn Behlen , Herrn Krause
und von verschiedenen Herren vorgetragen ist, soweit das
überhaupt denkbar ist.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Behlen.
Abg. Behlen : Dazu eine Bemerkung. Der Herr

Ministerpräsidenthat gesagt: Es sind keine Klagen gekommen
über die Preisgestaltung. Da hat er eins nicht beachtet:
Wenn ich richtig im Bilde bin, haben im vorigen Jahre
gegen die Pachterhöhung sämtliche Grodenpächter Protest
erhoben, und das sind Hunderte.

Präsident : Das Wort hat der Herr Ministerpräsident.
MinisterpräsidentTantzen : Ich habe nicht gesagt, daß

keine Klagen gekommen sind, sondern ich habe gesagt: wenn
nicht mehr und nicht begründetere Einsprüche gekommen sind.
Dann ist es doch so, daß aus den Bezirken einzelner Pacht¬
einigungsämter besonders viele Einsprüche kommen, was seine
besonderen Gründe hat, auf die ick nicht näher eingehen
will, während aus dem Bezirk anderer Pachteinigungsämter
keine Beschwerden kommen.

Präsident : Das Wort ist nicht weiter verlangt? Ich
schließe die Beratung zum Anträge 2. Ich bitte die Abge¬
ordneten, die den Antrag 2 annehmen wollen, sich zu er¬
heben. — Geschieht. — Der Antrag ist angenommen.
Antrag 3 lautet:

Annahme des 8 3a, unter Erhöhung der
auf 175 000

Ich eröffne die Beratung zum Anträge 3 und zum8z,
DaS Wort wird nicht verlangt? Wir stimmen ab.
bitte die Abgeordneten, die den Antrag 3 annehmen woll«
sich zu erheben. — Geschieht. — Der Antrag ist ^ -nommen. Antrag 4 lautet:

Die Staatsregierung wolle die Jagd im Bau« -«
vorläufig weiter öffentlich verpachten. ^

Ich eröffne die Beratung hierzu. Das Wort wird dw
nicht verlangt? Ich schließe die Beratung. Wir stimmen«i
Ich bitte die Abgeordneten, die den Antrag 4 annehW
wollen, sich zu erheben. — Geschieht. — Der Antragß
angenommen. Antrag 5:

Annahme der Z8 4—12.
Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge und zn den
88 4—12. Das Wort wird nicht verlangt? Ich eröfii^
die Beratung zum Anträge 6:

Annahme des 8 13, unter Erhöhung der Sin»
auf 380000

und zum 8 13. Ich eröffne weiter die Beratung zm
Anträge 7:

Annahme der 88 14—18
und zu den 88 14—18. Das Wort ist nicht verlangt?
Ich eröffne die Beratung zum Anträge 8:

Annahme des 8 13, unter Erhöhung der Sui«
auf 480000

und zum 8 19. DaS Wort wird nicht verlangt? Ich n-
öffne die Beratung zum Anträge 9:

Annahme der 88 20—27
und zu den 88 20, 21. Das Wort hat Herr Abg. Raschk

Abg. Raschle : Meine Herren! Die Versorgung^
Schmiedegewerbes mit Schmiedekohlen liegt augenblicklich im
Landesteil Oldenburg sehr im Argen, daß unbedingt MS
geschehen muß, um aus dieser Kalamität herauszukonmu.
Wenn wir keine Kohlen haben, ist es ein sehr schwacher
Trost, daß wir wenigstens eine Landeskohlenstelle habe».
Ich möchte daher an die Regierung die dringende Bitte
richten, nun auch die Landeskohlenstellc dahin zu überwach«,
daß sie nicht nur wie ein Mauerblümlein still und verborg«
ihr Dasein führt, sondern daß sie ernstlich darangeht ml»
sich Mühe gibt, um auch Schmirdekohlen heranzuschaM
sonst muß man wünschen, daß auch letzten Endes diese
Schranke der Zwangswirtschaft fällt und wir die Beschaffung
der Kohlen selbst in die Hand nehmen. Wenn wir mS
auf die Bahn setzen und fahren nach Duisburg, ich stf
Ihnen , wir kriegen Kohlen. Vorläufig liegt aber noch die
Sache in den Händen der Landeskohlenstelle, und dieM
dafür sorgen, daß auch Kohlen herangeschafft werden. s

Präsident : Das Wort hat Herr Minister Me her.
Minister Meyer : Herrn Abg. Raschle  scheint er»

Irrtum unterlaufen zu sein. Die Einrichtung der Kohle»-
wirtschaftsstellen sind nicht spezifische Landesemrichtunge»,
sondern Reichseinrichtungen. Weiter unterliegt der Land»
kohlenstelle Oldenburg nicht die Bewirtschaftung der JnduM'
kohle, sondern nur die der Hausbrandkohle. Die Kohle'
wirtschaftsstelle für den Landesteil Oldenburg ist in >
diese nimmt die Landeskohlenstellc Oldenburg für dieö
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.. hex in Frage kommenden Kohlenmengen an die
-lMirie in Anspruch . Und wenn berechtigte Wünsche vor-
,men werden können , daß in besonderen Fällen einzelne

?nkMi« weiae mehr mit Kohlen versorgt werden , so kann
die Landeskohlenstelle Oldenburg sehr wohl viese Wünsche
weiterleiten nach dem Reichskohlenkommissar und sie bei
Mm vertreten; sie ist aber nicht in der Lage , mehr zu
Z eilen als ihr durch den Neichskohlenkommissar zugewiesen
Md- deshalb ist es sehr häufig der Landeskohlenstelle selbst
Ml ' unangenehm, wenn sie nach ihrem Dafürhalten be«
Mimten Wünschen nicht entsprechen kann , weil ihr das
Mötiqte Kontingent an Kohlen nicht zur Verfügung steht.
Lm Abg. Raschkc bemerkte dann weiter , daß es ihm
MlÄ sein würde , wenn er persönlich oder im Austrage
«ner Organisation nach Dortmund oder einem anderen Orte

! des Westens fahren würde , Schmiedekohlen zu bekommen;
s W halte ich für völlig unmöglich . Die Kohlen unterliegen

in öffentlichen Bewirtschaftung , weil uns der Feindbund
„ehr Kohlen abnimmt , als wir entbehren können und der
verbleibende Teil nicht zur restlosen Deckung der Bedürfnisse
Mreicht; deshalb liegt es nicht in der Macht der Landes-
Wenstelle Oldenburg , anders zu verfahren , als sie bisher
Mn hat. Ich will Veranlassung nehmen , erneut die Landes«
johlenstelle zu beauftragen , sich anzustrengen , daß noch mehr
Lchniiedekohlcn als bisher für Oldenburg zugewiesen werden.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg . Kalkkuhl.
Abg. Kalkkuhl : Ich bin beauftragt , bei dieser Ge¬

legenheit zum Ausdruck zu bringen , daß im Amt Westerstede
eine ganze Reihe Schmiedemeister ist , die nur noch für

' S- 14 Tage, höchstens für 3 Wochen Schmiedekohlen hat.
Da ist die Anregung , die der Herr Minister bei der Neichs-
IWenstclle geben will , sehr angebracht . Ich möchte bitten,
ich es nachdrücklich geschehe.

Präsident : Dar Wort ist nicht weiter verlangt ? Ich
Wehe die Beratung zum 8 21 und eröffne sie zu den
^ 22—27. Ich eröffne die Beratung zum Anträge 10:

Annahme des 8 28 , unter Erhöhung der Summe
auf 952 700

md zum § 28 . Das Wort ist nicht verlangt ? Ich eröffne
die Beratung zum Anträge 11:

i Annahme der 88 29 — 291»
' M zu den 88 29 — 29b . Das Wort wird nicht verlangt?
s N schließe die Beratung . Wir stimmen ab über die An«
! träge5 bis einschl. 11 . Ich bitte die Abgeordneten , die
, diese Anträge annehmen wollen , sich zu erheben . — Ge«

Weht. — Die Anträge sind angenommen . Zum 8 30 stellt
M Teil des Ausschusses den Antrag 12:

Annahme des 8 30 , unter Ermäßigung der Summe
auf 9040000 und des § 31 , unter Ermäßigung
der Summe auf 1863 000

M anderer Teil des Ausschusses stellt den Antrag 13:
Annahme der 88 30 und 31.

Ä eröffne die Beratung zu diesen beiden Anträgen und
.s" 88 aO und 31 . Das Wort wird nicht verlangt ? Ich
Mehe die Beratung . Wir stimmen ab . Ich bitte die Ab-

i die den Antrag 12 annehmen wollen , sich zu
bi» "l, ^ .Schicht . — Der Antrag ist abgelehnt. Ich

k W ^ Abgeordneten , die den Antrag 13 annehmen

wollen , sich zu erheben . — Geschieht . — Der Antrag ist
angenommen . Es folgt der Antrag 14:

Annahme des 8 32 , unter Erhöhung der Summe
auf 66000000

Ich eröffne die Beratung zu diesem Anträge und zum 8 32.
Das Wort wird nicht verlangt ? Ich eröffne die Beratung
zum Anträge 15:

Annahme des 8 32a , unter Erhöhung der Summe
auf 3400000 ^ 5.

und zum ß 32a . Auch hier wird das Wort nicht verlangt?
Ich eröffne die Beratung zum Anträge 16:

Annahme der 88 33a — 40
und zu den 88 33a — 40 . Ich eröffne weiter die Beratung
zum Anträge 17:

Annahme der 88 41 und 42
und zu den 88 41 , 42 . Es folgt Antrag 18:

Annahme des 8 42a , unter Erhöhung der Summe
auf 2 730000

und zum 8 42a . Ich eröffne weiter die Beratung zum
Antrag 19:

Annahme der 88 43 — 60
und zu den 88 43 — 60 . Das Wort ist nicht verlangt?
Ich schließe die Beratung . Wir stimmen ab über die An¬
träge 14 — 19 einschl. Ich bitte die Abgeordneten , die diese
Anträge annehmen wollen , sich zu erheben . — Geschieht . —
Die Anträge sind angenommen . DaS Wort hat Herr Abg.
Müller zur Geschäftsordnung.

Abg . Müller : Meine Herren ! ES ist jetzt 1 Uhr,
und es wird sich fragen , ob wir weitersitzen wollen . Ich
möchte empfehlen , daß wir uns jetzt vertagen und um 4 oder
41/2 Uhr wieder zusammentreten.

Präsident : Ich hatte vor, bis 2 Uhr zu sitzen, weil
der Finanzausschuß noch Zusammenkommen muß wegen Fest¬
stellung des Berichts für den Voranschlag für Birkenfeld.
Dann würde ich erwarten , daß wir morgen früh um 9 Uhr
weiterberaten und übermorgen ebenfalls , denn Sie kriegen
eine Vervollständigung der Tagesordnung jetzt und die zweite
liegt bereit . Die sämtlichen Gegenstände müssen in dieser
Woche erledigt werden . Das Wort hat Herr Abg . Müller
zur Geschäftsordnung.

Abg . Müller : Wenn die Sache so liegt , dann müßten
wir erst recht heute nachmittag sitzen. Den Bericht könnten
wir in einer halben Stunde fertig haben.

Präsident : Wenn der Landtag jeden Morgen 4 Stunden
gesessen hat , dann auch noch nachmittags tagen will , so bin
ich gewiß damit einverstanden . Ich möchte aber auch darauf
aufmerksam machen , ob man den Stenographen zumuten
kann , jeden Tag 7 Stunden zu stenographieren . (Nein !)
Ich würde doch Vorschlägen , bis 2 Uhr weiterzutagen und
heute nachmittag den Finanzausschuß tagen zu lassen und
im Plenum morgen um 9 Uhr weiterzuarbeiten . Wider¬
spruch wird nicht erhoben.

Wir kommen nun zum
Bericht über die Ausgaben des Voranschlags für den

Landesteil Oldenburg für das Jahr 1922.
Antrag 1 lautet:

Der Landtag wolle die Eingabe des Oldenburger
Kunstlerbundes der Regierung als Material über¬
weisen.



Antrag 2 lautet:
Annahme der Z§ 1—15 einschl.

Ich eröffne die Beratung zu den Anträgen 1 und 2 und
zu dem8 1 der Ausgaben. Das Wort hat Herr Abg. Lohse.

Abg. Lohse : Ich möchte diese Stelle benutzen, um die
Regierung um Abstellung eines Mißstandes zu ersuchen, der
sich bei der Durchführung des Achtstundentages herausgestellt
hat. Es geht meines Erachtens nicht an, daß, wenn Be¬
triebe um die Erlaubnis einkommen, Ueberarbeit machen zu
dürfen, ihnen schematisch erklärt wird: Es können neue
Arbeitskräfte eingestellt werden! Das ist nicht in allen
Fällen, und sogar in den meisten Fällen nicht angängig,
denn diese Ueberarbeit stellt sich in vielen Betrieben als
notwendig heraus, dann, wenn vorübergehend für kurze Zeit
viel Arbeit da ist, die schnell erledigt werden muß, und man
kann schon deshalb nicht für diese kurze Zeit mehr Arbeits¬
kräfte einstcllen, weil sie unmöglich an den Maschinen Platz
finden. So werden Schwierigkeiten herbeigeführt. Es wird
Klage darüber geführt, daß Arbeitgeber, die mit ihren
Arbeitern einig sind, daß für kurze Zeit Ueberstunden ge¬
leistet werden müssen, abschlägig beschieden werden, und zwar
wird das Landesarbeitsamt als das Hindernis bezeichnet,
das der Bewilligung der Ueberstunden im Wege steht.

Präsident : Das Wort hat Herr Minister Meyer.
Minister Meyer : Meine Dame und meine Herren!

Ich habe nicht geglaubt, daß überhaupt irgend ein Abge¬
ordneter oder irgend ein Industriebetrieb im Oldenburger
Lande Veranlassung gehabt hätte, eine derartige Klage zu
führen, wie sie eben Herr Abg. Lohse vorgetragen hat.
Mit einer Bereitwilligkeit, wie in keinem anderen Lande,
haben das Gewerbeamt, der Demobilmachungskommissar und
das Landesarbeitsamt viele gerechtfertigte Anträge auf Be.
willigung von Ueberstunden befürwortet und genehmigt. Es
chatte manchmals sogar den Anschein, als sei dabei allzuwenig
die wirtschaftliche Lage der großen Zahl der Arbeitslosen,
die wir heute aus Staatsmitteln unterstützen müssen, be¬
rücksichtigt. Das Staatsministerium hat nicht ein einziges
Mal eingegriffen; aber von seiten der Arbeiterschaft sind
sehr häufig Klagen gekommen, daß die von mir genannten
Stellen ohne Prüfung der Frage, ob nicht die erforderlichen
Qualitätsarbeiter unter den Arbeitslosen vorhanden seien,
die Ueberstunden genehmigt haben. Ich bin der Ansicht,
daß man bei der Beurteilung der Frage den Mittelweg ein-
halten muß, und daß, wenn ein Antrag begründet ist, Ueber¬
stunden genehmigt werden sollen; aber es muß hinzugefügt
werden, soweit der Staat dadurch nicht erheblich benachteiligt
wird, indem Erwerbslose, die arbeiten wollen, außer Be¬
schäftigung bleiben und der Staat die Mittel für ihre Unter¬
haltung aufzuwenoen hat. Ich bin sehr gerne bereit, bei
den in Frage kommenden Stellen erneut die sorgfältigste
Prüfung der Anträge zu veranlassen.

Präsident : Das Wort hat Herr Abg. Hug.
Abg. Hug : Meine Damen und meine Herren ! Wir

sind jetzt im vierten Jahre der Republik Oldenburg, und
man liest immer noch an allen möglichen Gebäuden — Mi¬
nisterium, Amtsgericht, Amt, Standesamt usw. — Groß¬
herzogliches. Man wird mir nicht den Vorwurf machen
können, daß ich zu den Bilderstürmern L 1a, Karlstadt ge¬

höre. Nachdem wir aber vier Jahre gewartet haben
auch äußerlich den Freistaat zum Ausdruck zu bringen, iM
es an der Zeit sein, das zu ändern. Der Freistaat
bürg darf meines Erachtens noch weniger als bisb« ck
das Veilchen angesehen werden, das im Verborgenen blw
sondern muß, da es Leute gibt, die offen und versteckt«W
die Republik agitieren, zeigen, daß sie lebt und M t
weiterleben wird. Der Freistaat muß auch nach außen d,»

gekennzeichnet werden. Ich möchte daher die Staatsreaierl.
fragen, ob und in welcher Richtung etwas getan ist ^
erwarte, da wir ja vollkommen überzeugt sind, daßn>,l,a
Staatsregierung echt republikanisch gesinnt ist und die niM,
chischen Abzeichen beseitigt werden. Wir verlangenM !
daß alles, was historisch geworden ist, beseitigt wird' M
was an den zuletzt regierenden Monarchen erinnert,' ms
beseitigt werden. Ich möchte nicht, daß das oldcnburM
Ministerium schließlich vom Reicbsexekuter angewiesenM
nach meiner Anregung zu handeln. Wenn ich recht gelesen
habe, ist neulich im Reichstage eine entsprechende Anfing, ^
gestellt worden; und die Antwort des Herrn Reichskanzlei-
lautete, daß er dafür Sorge tragen werde, daß die Bildei
lebender Fürsten, die zuletzt regiert haben, aus den Amts¬
stuben, Schulen usw. beseitigt werden. Wir dürfenM
nicht auf den Standpunkt der „Lübecker Anzeigen" stell!«,
für die das Jahr 1918 nicht existiert. Die „Lübecker An¬
zeigen" sind kein amtliches Organ , sondern find cin PrlU-
blatt, veröffentlicht allerdings amtliche Bekanntmachungen
für ein gewisses Entgelt. Der Verleger der amtliche»An¬
zeigen für das ehemalige Fürstentum kann sich das ja leiste»,
aber der Freistaat Oldenburg und seine Regierung limn!
diesem Beispiel nicht folgen.

Präsident : Das Wort hat der Herr Ministerpräsidentj
Ministerpräsident Tantze « : Meine Dame, u>e!»e!

Herren! Das Staatsministerium ist der Meinung, daß die
Republik ebenso wie die Monarchie ihre Symbole und!lm
Benennungen braucht. In Verfolg dieser AuffassungP
sie das Oldenburger Staatswappen geändert, dies SiMS«
Wappen in geänderter Form in die oldenburgische Staats¬
flagge eingearbeitet. Sie hat sämtliche Siegel und Steche!
ändern lassen. Nach der Richtung ist alles geschehen, mS
möglich war. Was nun die Inschriften anlangt an den,
öffentlichen Gebäuden, so ist das Staatsministcriuin deri
Meinung, daß mit der Aenderung dieser Inschriften für die
Republik und die Liebe zu ihr nicht allzuviel gewoum-
werden kann. (Sehr richtig!) Trotzdem ist sie bereit, z» .
prüfen, ob nicht an Gebäuden, wo ein künstlerischer Wut-
diesen Inschriften nicht beigemesfen werden kann, uudWi
nicht durch die Veränderung ungewöhnlich hohe Kosten"t- ^
stehen, eine Aenderung der Benennung dem heutigen Stnnt
entsprechend erfolgen kann. Was die Bilderstage aulaH,
so ist bisher in Oldenburg darüber hinweggegangenM«.
Und ich glaube, daß der neue Staat und seine Regier»»-
damit mehr Freunde geworben haben, als mit einemH»'
scharfen Vorgehen. Trotzdem weiß ich auch die Empfmd»G
derjenigen zu würdigen, die Herr Abg. Hug vertritt»
denen er Ausdruck gegeben hat. Aber auch hier»>»
Sie bedenken, daß irgend eine Verletzung andersgem
Empfindungen doch Gegenwirkungen auslöst, die KM
zu Gegenwirkungen führt. Und am letzten Ende nicht



? Interesse der Republik sondern auch das Interesse des
Mcs m MM verletzt. Ueberlasscn Sic das bitte dem
7ak! der Staatsregierung. Sie wissen, daß diese mit der
Mrheit des Volkes fest auf dem Boden der heutigen
^aBsorm steht, nicht nur , weil es geschrieben steht, sondern
M inneren Ueberzeuguug nach. Sie wird verstehen, diese
Kalsform durch geeignete Handlungen auch im Volk be-
Mr zu machen, als sie heute ist.

Präsident: Herr Abg. Lohse hat das Wort.
Abg. Lohse: Ich sollte auch meinen, meine Damen

und Herren, daß die Republik nicht gefährdet ist und daß
diejenigen, die etwa versteckt oder offen die Meinung ver¬
treten, es würden nächstens die früheren Zustände wieder¬
um', außerordentlich dünn gesät sind. ES dürfte auch
vollständig genügen, wenn in den Siegeln und Stempeln
uud in den jetzt erfolgenden amtlichen Erklärungen alles
»Mieden wird, was ein Bekenntnis der betreffenden Be¬
hörde zu der jetzigen Staatsform vermissen läßt . Daß man
Mr mit rauher Hand in den Schmuck öffentlicher Gebäude
«»greift, ist m. E. nicht erforderlich. Ich bin deshalb der
Ansicht, daß der Herr Ministerpräsident mit seiner Stellung-
»ch„e das Richtige getroffen hat.

Präsident : Herr Abg. Fröhle hat das Wort.
Abg. Fröhle : M . H.! Was mich veranlaßt, das Wort

zuergreifen, ist der Umstand, daß Beamte des Gewerbeamtes
tätig gewesen sind in der Gemeinde Löningen und die Hand-
sMetriebe aufgesucht haben, indem sie ihnen gesagt haben,
ft dürfen nicht länger arbeiten als 8 Stunden . Es ist
dodurch eine große Beunruhigung in die Handwerksbetriebe
hmingctragen. Erstens sage ich, die Ausführung des Acht¬
stundentages auf dem Lande ist einfach undurchführbar.
Anken Sie sich mal, wenn auf dem Lande noch einer kommt
noch4 oder5 Uhr und muß sein Pferd beschlagen haben,
so kann der Achtstundentag da doch nicht im Wege stehen.
Zch erinnere mich auch mal, daß hier im Hause gesagt
worden ist von Herrn Abg. Hug,  daß nichts im Wege
iiöndk, wenn sich die Betreffenden darüber einigten, ob eine
Ttnnde länger gearbeitet werden sollte. Man soll diese
Bkamten ruhig in Oldenburg lassen und sie nicht hinaus-
iAen auf das Land.

Präsident: Herr Minister Meyer  hat das Wort.
Staatsminister Meyer : Vielleicht kann ich die Debatte

Erzen. Der Fall, der eben von Herrn Abg. Fröhle
»»getragen worden ist, ist schon einmal dem Ministerium
MKenntnis gebracht worden. Es hat sich herauSgcstellt,
^ die Dinge nicht so liegen, wie sie geschildert wurden.
" "" Mand länger als 8 Stunden arbeiten lassen will
.die  besonderen Verhältnisse es bedingen, dann soll er
">>!» Antrag stellen,bei den zuständigen Stellen , die dazu
WW sind. Das sind das Gewerbeamt und der Demo-
Mlnhungskommissar. Es ist Anweisung erteilt, daß in
S«en, wo es sich. um dringende Reparaturen handelt,

. wenn dringend ein Pferd beschlagen oder ein Reifen
»st uud wieder aufgezogen werden muß, nicht

Erlaubnis zur Ueberarbeit eingeholt werden braucht,
^ »»gr. Berichte. II. Landtag, 6. Bersammlung.

sondern in solchen Fällen selbstverständlich die Reparatur zu
jeder Zeit erledigt werden kann. Weiter werden diese
Gewerbebeamten auch nicht vom Ministerium ins Land
hinausgeschickt, um ausschließlich ihre Tätigkeit dahingehend
auszuüben, ob wohl ein armer Sünder zu erhaschen ist, der
länger als 8 Stunden arbeiten läßt.

Das Gewerbeamt ist eine selbständige Behörde und übt
seine Tätigkeit nach den Bestimmungen der Gewerbeordnung
und den Reichs- und Demobilmachungsverordnungenaus.
Es kommt sehr häufig vor, daß dem Gewcrbeamt von den
Gewerkschaften oder den Betriebsräten Uebertretungen ge¬
meldet werden. Das Gewcrbeamt ist verpflichtet, solchen
Uebertretungen nachzugehen. In solchen Betrieben, die Herr
Abg. Fröhle  im Äuge hat, Schmiedereien und Stell-
machereien, wird vielfach unbegrenzt gearbeitet, ohne daß
dafür die vorgeschriebene Genehmigung eingeholt worden ist.
Wenn dagegen das Gewcrbeamt einschreitet, kann berechtigte
Beschwerde nicht gut geführt werden. Es ist mir auch nur
der von Herrn Abg. Fröhle  vorgetragenc Fall bekannt
und Klage darüber geführt worden, daß ein Beamter des
Gewerbeamtes eine Inspektion vorgenommen und die nicht
beantragte Ueberstundenarbeitals unzulässig bezeichnet hat.
Diese Beschwerde kam aus dem Ort Lohne. Wenn in den
Fällen, wo ohne Genehmigung in Ueberstunden gearbeitet
ist, den Betriebsinhabern von den Beamten des Gewerbe¬
amtes gesagt werden mußte, daß auch für sie die gesetzlichen
Bestimmungen Geltung haben, und die Genehmigung dazu
beantragt werden müsse, so kann dies m. E. doch kaum An¬
laß zu einer Beschwerde bieten. Das Ministerium und die
ihm unterstellten Behörden sind verpflichtet, die Gewerbe¬
ordnung und die Reichsverordnungen zu beachten, und müssen
deshalb verlangen, daß auch die Wirtschaftsunternehmungen
dasselbe tun. Weiter kommt für uns hinzu, daß unsere
wirtschaftliche Lage noch immer sehr ungünstig ist und im
Lande Oldenburg gegenwärtig noch immer ca. 1000 Er¬
werbslose unterstützt werden müssen. Es ist unsere Pflicht,
alles zu tun, um auch diese möglichst in Beschäftigung zu
bringen. (Abg. Dannemann:  Wir können keine Arbeiter
kriegen auf dem Lande.) Soweit die Torfindustrie in Frage
kommt, ist die Probe aufs Exempcl gemacht. Es wurden
zu einem bestimmten Zeitraum 800 Arbeiter beim Landes-
arbeilsamt augefordert. Wir haben die Erklärung abgeben
können, diese 800 Arbeiter unter allen Umständen aus den
beiden Landesteilcn Oldenburg und Lübeck zu stellen. Auf
Anfrage bei den Arbeitsnachweisen des Landes hatte sich
eine Zahl von ca. 1000 Arbeitern für die Torfarbeit bereit
erklärt. Trotzdem ist die Torfindustrie noch mit einem An¬
träge an das Ministerium des Innern herangetreten, zu ge¬
nehmigen, auch ausländische Arbeiter beschäftigen zu dürfen.
Ich nehme an. daß Staatsministerium und Landtag darüber
einig sind, daß, so lange noch deutsche Arbeiter zu haben
und bereit sind, jede Arbeit anzunehmen und zu verrichten,
von einer Beschäftigung von Ausländern unter keinen Um¬
ständen die Rede sein darf. Nachdem das Ministerium der
sozialen Fürsorge von dem Antrag der Torfindustrie Kennt¬
nis erhielt und erneut die Zusicherung unsererseits gegeben
wurde, die angeforderten 800 Arbeiter sofort stellen zu
wollen, erklärte die Torfindustrie: „Wir können von Woche
zu Woche jedesmal nur 20 bis 30 Arbeiter einstelleu." Ich
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frage , wie steht dies in Einklang mit dem Anträge auf Ge¬
nehmigung der Beschäftigung von Ausländern.

Soweit die Anwendung der Bestimmungen der Gewerbe¬
ordnung und der NeichSverordnungen für die Erledigung
von Anträgen auf Ucberarbeit in Frage kommt , ist vom
Ministerium augeordnet , daß weitherzig Verfahren werden
soll , weil wir wissen , daß auf dem Lande unter Berücksich¬
tigung der besonderen Verhältnisse nicht immer die Arbeit
mit 8 Stunden begrenzt werden kann . Auf der andern
Seite ist cs aber auch die Sorge und Pflicht des Ministeriums,
dafür einzutrcten , die noch immer vorhandene Zahl von
Beschäftigungslosen in Beschäftigung zu bringen und deshalb
können nicht ungeprüft in jedem Falle die Anträge auf Ge¬
nehmigung von Ueberstundenarbeit bewilligt werden.

Präsident : Herr Abg. Behrens  hat das Wort.

Abg . Behrens : Wir sind auch nicht der Ansicht , der
Herr Abg . Lohse  Ausdruck gab , daß mit rauher Hand in
den künstlerischen Schmuck der Gebäude eingegriffen werden
soll . Aber wir sind der Ansicht , daß , wo wir nun 3 ^ 2
Jahre die Republik haben , derartige Inschriften , wie sie das
Gebäude des Staatsministeriums trägt , wo immer noch das
„Großherzogliche " Prangt , längst hätte umgewandelt werden
können in „Oldenburgisches Staatsministerium " . Das wäre
eine Kleinigkeit gewesen . Ebenso an dem Hause , in dem
wir jetzt tagen , prangt noch immer das Visum „Landtag
des Großherzogtums " . Auch hier wäre es sehr leicht mög¬
lich, einen „Landtag des Freitaats " daraus zu machen.
Ebenso finden wir in allen Landesbesten noch „ Großherzog¬
liches Amtsgericht " , „Großherzogliches Amt " , auch überall
in fast jeder Gemeinde ein „ Großherzogliches Standesamt " .
Manche haben zwar diese Inschrift geändert . Aber in vielen
Gemeinden ist es noch die alte . Es wäre eine Kleinigkeit,
derartige Aeußerlichkeiten umzuändcrn . Immer noch prangt
am Schloßgarten zu Oldenburg das „ Großherzogliche Kam¬
merherrenamt " . Auch unsere Reichspost hat den Geist der
3 /̂2  Jahre nicht begriffen , denn die Namen lauten immer
noch „Oldenburg i . Gr ., " „Lübeck, Fürstentum " , und „Bir¬
kenfeld , Fürstentum " . (Widerspruch „Birkenfeld , Nahe ") .
Dann muß es vor ganz kurzer Zeit geändert sein . Ich
habe noch auf einem Tclephonzettet gesehen , daß da stand
„nach Birkenfeld , Fürstentum " . Fragen Sie nur in der
Kanzlei an ; der Herr Kanzleirat wird Ihnen sagen , wenn
er ein Telephongespräch anmeldet , muß er „Idar , Birken-
scld , Fürstentum " anmelden , weil die Post immer noch diese
Bezeichnung hat . DaS ist aber ja Reichssache . Wundern
muß man sich darüber , daß die Handelskammer und die
Handwerkskammer sich immer noch nennen : „Handelskammer
für das Herzogtum Oldenburg " und „Handwerkskammer für
daS Herzogtum Oldenburg " . Bei der Landwirtschaftskammer
wird es jetzt geändert . In dem neuen Gesetz , was uns jetzt
vorliegt , da heißt es „Oldenburgischc Landwirtschaftskammer " .
Wenn die Kammern in 8 /̂2  Jahren das noch nicht begriffen
haben , daß sie jetzt im Landesteil Oldenburg wohnen und
sich anders nennen müssen , dann muß ich, um mit Herrn
Abg . Hartong (Delmenhorst ) zu reden , annehmen , daß sie
in den 3Vs Jahren zu sehr „anderweitig beschäftigt ge¬
wesen sind " .

Präsident : Herr Abg. Müller  hat das Wort
Abg . Müller : Ich kann ans Brake einen

Fall mitteilen . Dort erschien ein Beamter des Geioerbk«
und untersuchte die Arbeitszeit in den SpeditionsgejM,
Nun hatten die Unternehmer auf Grund des 'Z ^ ^
Reichsverordnung mit dem Transportarbciterverband
das Abkommen getroffen , daß in dringenden Fällen »ch
als 8 Stunden gearbeitet werden solle , um die rechtst
Entlöschung der für Rechnung des Reichs ankonnnendin E,,»
treidedampfer sicher zu stellen . Wird ein solcher GM,,!
dampfer nicht rechtzeitig entlöscht , so ist ein UeberlikM
zu bezahlen , welches bei den Dampfern von 70gg ttz>
8000 Tons , wie sie jetzt die Regel sind , 200 W . M ^
für ein Tag beträgt , oder nach heutigem Kurse iiU
250000 Solche Verluste kann das Reich nichts
sich nehmen , und daher ist es eine Notwendigkeit , daß nch
gearbeitet wird . Infolgedessen ist auch die eben enW,
Abmachung mit dem Transportarbeitervcrbande getrost
worden . Und trotzdem hat das Gewerbeamt neulich versch,
hindernd einzugreifen . Es ist aber selbstverständlich, ^
wenn beim Dampfer länger gearbeitet wird , daß daun Wch
im Büro länger gearbeitet werden muß . Ich möchte d„
Herrn Minister bitten , dafür eintreten zu wollen, daß di,
berechtigte Abmachung , die in Brake auf Grund des § 1!
der eben genannten Verordnung getroffen worden ist, ms
vom Gcwerbeamt respektiert wird.

Präsident : Herr Abg. Krause  hat das Wort.
Abg . Krause : Ich wollte nur dem Staatsministmm

des Rätsels Lösung geben , weshalb die Torfindustrie q
einmal um 700 Holländer verlegen war . Die Torsarbei!» .
am Hunte - Ems -Kanal hatten das sträfliche Verlangen, ch
einmal ihren Lohn den Zeitverhältnissen angepaßt zu sch«.
Sie erklärten , daß sie mit 7,20 ^ nicht mehr leben kömN,
und selbstverständlich war die Torfindustrie sofort bereit mi
forderte soundsoviel Hundert ausländische Arbeiter an; di!
Landesarbeitsamt hat es abgelehnt . Man hat geglaubt
dadurch die Forderung der Arbeiterschaft zurückschraubenM
können , aber es ist ja klugerweise abgelehnt , und jedechll-
sehen wir daran , daß sic die nationalen Interessen zuÄ
zustellen imstande sind ; wie man gar nichts nach sei»
Volksgenossen fragt , solange sie sich nicht geduldig ausbecki
lassen . Sobald sie zeigen , daß sie Menschen sind und
nicht ausbeuten lassen , dann setzt man sich über das National!
sehr schnell hinweg und holt sich Ausländer ; das istM
allbekannte Tatsache . Sie sehen daraus , wie schön es bl
wenn man von Nationalität spricht und sich selbst dar»
hinwegsetzt , wenn es mal den eigenen Geldbeutel aiM
Ich hoffe , die Regierung bleibt fest und läßt nicht ausländW
Arbeiter herein , solange noch inländische vorhanden sm j

Präsident : Herr Abg. König  hat das Wort. r

Abg . König : In der milden Form , wie Herr MinM
Meyer  eben schilderte , daß der Achtstundentag eingelM
werden sollte , wird er aber nicht gchandhabt . Ans >>
Lande besteht eigentlich gar keine Arbeitslosigkeit , unö
sollte man nicht schematisieren . Stellenweise findet geM
eine Spioniererei statt in den Handwerksbetrieben , ob ,
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-br g Stunden gearbeitet wird , und der Demobilmacbungs-
, ° ^ jNar stellt sich dazu auf einen geradezu krassen Stand-
§ " n " Aus der Gasanstalt in Löningen arbeitet ein Arbeiter

!>it roßer Familie ; die Frau hatte sich einer zweimaligen
i "mMn unterziehen müssen , ist vollständig arbeitsunfähig,
i Mutier von 7 Kindern , davon 4 krank , 2 waren in der
i «Menheilanstalt , 2 zu Hause . Der Fall wurde dem De¬
ll mMinacbungskommissar genau mitgeteilt ; ich habe selbst
, k berichtet . Der Mann bat , über die 8 Stunden

- bims 2 weitere Stunden , die er auch vorher schon auf
i ( „M Holzwerk gearbeitet hat , arbeiten zu dürfen . Vom
z ' Kommissar wurde ihm die Antwort zuteil , es könnte unter
!> dm heutigen Umständen nicht gestattet werden , über die Zeit
i hjEs zu arbeiten . Der Mann war also dazu verurteilt,
j skiiieFamilie hungern zu lassen . Es ist das ein so krasser
° Nandpunkt, den wohl niemand gutheißen wird.

^ Präsident : Herr Abg . Hartong (Delmenhorst ) hat
^ dos Wort.

; Wg . Hartong : Herr Abg . Krause  als Hüter nati-
i mler Ideen zu sehen , ist etwas eigenartig . In der Torf-
> iodustrie wird es jedenfalls viel ruhiger zugehen bei den
i Verhandlungen mit den Arbeitern , wenn er die Arbeiter in
l Ruhe läßt.
! Herrn Abg . Behrens  möchte ich erwidern , daß die

: Bezeichnung„Handelskammer für das Herzogtum Oldenburg"
! Mich vorgeschrieben ist . Anscheinend ist Herr Behrens
! die letztenZ /̂s Jahre zu sehr anderweitig beschäftigt gewesen,

: i m dahinter zu kommen . (Heiterkeit .)

Präsident : Herr Abg . Dohm  hat das Wort.

Abg. Dohm : Meine Dame und meine Herren ! Es
is! durchaus nicht meine Absicht gewesen , mich an dieser
interessanten Besprechung zu beteiligen . Aber nachdem die
Herren Hug und Behrens  sich an dem Fürstentum Lübeck
-esWii haben , fühle ich mich veranlaßt , ein paar Worte
dazu zu sagen . Zunächst möchte ich bemerken , daß wir uns
mLandcsteil unter dem Fürstentum ganz bedeutend wohler
besunden haben als unter dem Wort Landesteil , und daß
»ir gar nicht einsehen können , daß mit dieser Bezeichnung
6 jetzt besser geworden ist . Aber ich habe auch nicht ge¬
glaubt, daß die Republik durch diese Bezeichnung irgendwie
Borteil oder Nachteil haben könnte . Aber nach den Aus»
Wungen der Herren Hug und Behrens  scheint es doch,
als ob für die Republik Gefahr im Verzüge ist . Nun wurde
doch erst kürzlich von Herrn Oberbürgermeister Scheide-
"aiin in Kassel erklärt , daß der Republik von links keine
Gesahr droht , und das wäre ja schön ; ich kann aber hinzu-
etzein von rechts auch nicht . Die Republik kann unsertwegen

und gesund sein . Aber es scheint doch so , als wenn
d>kRepublik nicht recht leben und sterben kann , und so wird
M guten Tages wohl die Zeit kommen , wo sie znsammen-
Wcn wird wie ein altes Taschenmesser oder ein Regen-
W " - d>em das Rückgrat gebrochen ist . Mir scheint , der
Mi Ministerpräsident hat vollständig recht : „ Die Liebe zur

Publik wird nicht gestärkt durch die äußeren Merkmale,
Mrrn sie wird nur erhalten und gestärkt , wenn sie das
? was versprochen worden ist " , und mir scheint , als

die Revolutivnsmänner nicht alles gehalten haben,

was sic damals versprochen haben . Sie behaupteten immer,
daß , wenn wir nur erst die Republik Hütten , dann alles
viel schöner und besser werden würde . Ich habe leider bis
jetzt noch nichts davon gemerkt , würde mich aber freuen,
wenn cs noch kommen würde . Wenn es allen wohlgehen
würde , würde vielleicht mancher nicht mehr so sehr viel da¬
gegen haben und sich leichter damit abfinden können . Mir
kommt es schon so vor , als wenn auch die Herren in Berlin
sich gar nicht so sehr wohlfühlen . Wenn man die Republi¬
kaner mal fragt : „Was haben Sie alles bekommen von dem,
was versprochen wurde ? " , dann werden Sie sehr unan¬
genehm davon berührt . Sie müssen den Beweis liefern,
daß es besser wird unter der jetzigen Regierung als es unter
der früheren Regierung gewesen ist . Vorläufig fühle ich
mich unter dem Fürstentum noch sehr wohl.

Präsident : Herr Abg. Bäuerle  hat das Wort.

Abg . Bäuerle : Jnbezug auf die Bemerkungen gegen
die Kontrolle auf Einhaltung des Achtstundentages will ich
nur einige Worte dazu sagen , warum es notwendig ist , daß
die Kontrolle ausgeübt wird auch auf dem Lande . Herr
Hug hat bereits darauf hingewiesen , und auch der Herr
Minister hat ausgeführt , daß wir durchaus nicht schemati¬
sieren . Aber ich könnte Ihnen hier heute eine ganze Anzahl
Fälle vorführen , wo die Handwerksmeister auf dem Lande
in ungehöriger Weise nicht nur Gesellen über 8 Stunden
haben arbeiten lassen , sondern auch die Lehrlinge in unge¬
höriger Weise zur Arbeit anhalten . Es ist tatsächlich not¬
wendig , daß da mal nach dem Rechten gesehen wird . Ich
will hier nicht verallgemeinern . Aber Tatsache ist , daß in
einer großen Zahl von Fällen auf dem Lande der Acht¬
stundentag nicht ordentlich durchgeführt wird , ganz besonders
inbezug auf die Haltung von Lehrlingen und die Beschäfti¬
gung der Gesellen . Ich kann mich nur dem Bestreben an¬
schließen , hier eine dauernde Kontrolle beizubehalten , zumal
ich ja weiß , daß der Achtstundentag einer ganzen Anzahl
Meistern und sonstigen Personen ein Dorn im Auge ist
und man ständig dabei ist , den Achtstundentag systematisch
zu bekämpfen , obwohl er Gesetz ist . Wir haben durch unsere
Presse wiederholt zum Ausdruck gebracht , daß wir keineswegs
schematisch an diesen Achtstundentag festhalten ; aber wo
etwas unordentlich ist , gehört es sich , daß eine Kontrolle
ausgeübt wird . Ich glaube , daß das Gewerbeamt Olden¬
burg durchaus seine Pflicht getan hat , indem es da und
dort mal nach dem Rechten sieht.

Präsident : Herr Abg. Hug hat das Wort.
Abg . Hug : Es wäre sehr verlockend , dem Herrn Abg.

Dohm  in allen Einzelheiten zu antworten . Ich will nur
sagen , wir haben aber auch nicht geglaubt , daß wir auf
eine solche Art zur Republik kämen , wie wir gekommen sind.
(Sehr richtig !) Ich habe immer nur geglaubt , noch erleben
zu können , daß wir das parlamentarische Regiment bekommen
unter einer Monarchie . Nun auf einmal haben wir die
Republik bekommen , aber doch nicht durch unser Zutun;
durch den Krieg haben wir sie bekommen . Also diejenigen,
die am Kriege schuld sind , machen Sie bitte verantwortlich
für die Republik ; und da kann die Republik natürlich auch
nicht anders sein , als wie die Verhältnisse durch den Krieg
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geworden sind. Ich bin fest überzeugt, wenn Herrn Dohm
sein innerster Wunsch erfüllt würde, dann würde wieder das
alte Regime kommen; er und seine Leute würden dann keine
sechs Wochen die republikanischen Abzeichen an den öffent¬
lichen Gebäuden lassen. (Sehr richtig!)

Ich bin sehr erfreut, daß Herr Abg. Lohse sich als
Vernunftrcpublikaner bekannt hat, und daß cs nur noch
wenige gibt, die nicht vernunftgemäß dazu gekommen sind;
aber vor Leuten, wie Herr Dohm , muß man sich doch in
acht nehmen. (Heiterkeit.) Wenn das Wort von Herrn
Dohm angewandt worden ist: „Wo cs mir wohl geht, ist
mein Vaterland", so wünsche ich, daß es uns noch möglich
sein wird, sein Vaterland, in dem es ihm nicht gefällt, so
zu gestalten, daß es ihm gefällt, auch wenn eS die Re¬
publik ist.

Präsident : Der Herr Finanzminister hat das
Wort.

Staatsminister Or. Driver : Etwas anderes. Der
Reichstag hat gestern die Erhöhung der Beamtengehälter
beschlossen. Das Rcichsgesetz ist noch nicht heraus. Es
werden aber sicher die Vorbereitungen im Reich für die
Auszahlung der Beamtengehälter schon getroffen. Die olden-
burgische Negierung wird dem Landtag ein inhaltlich gleiches
Gesetz vorlegen, hält es aber für richtig, daß den Beamten
schon, bevor dies Gesetz verabschiedet ist, Vorschüsse gezahlt
werden. (Sehr richtig!) Ich nehme an, daß der Landtag
hiermit einverstanden ist und möchte eventuell um die Er¬
mächtigung bitten.

Präsident : Herr Abg. Raschle  hat das Wort.
Abg. Raschle : Meine Herren! Ich wollte nur ein

Wort sagen zu der Einhaltung des Achtstundentages. Ich
halte die Einführung einer Kontrolle des Achtstundentages
zunächst für erforderlich für die Gewerkschaslssekretäre; die
müssen jeden Tag 10 und 12 Stunden, manchmal auch
14 Stunden arbeiten. Dann möchte ich Herrn Abg. Bäuerle
auf eins Hinweisen: Wenn die Einhaltung des Achtstunden¬
tages scharf kontrolliert werden soll, dann möchte ich auch
darauf Hinweisen, daß heute in den Städten vor allen
Dingen die Pfuscharbeit doch in ziemlich großer Blüte steht,
und fast hat es den Anschein— ich will mich vorsichtig
ausdrücken—, als ob ein nicht geringer Teil der Arbeiter¬
schaft durch diese Pfuscharbeit den Nachweis erbringen will,
daß die gesetzliche Regelung der Arbeitszeit überhaupt über¬
flüssig ist.

Präsident : Herr Abg. Bäuerle hat das Wort.
Abg. Bäuerle : Ich muß auf die letzten Ausführungen

des Herrn Abg. Raschle  sagen, daß, wenn er in der Lage
ist, irgend welche Beweise anzutreten über Pfuscharbeit, er
uns an seiner Seite findet zur Bekämpfung dieser Pfusch¬
arbeit. Wir haben wiederholt die Organisation der Arbeit¬
geber aufgefordert, unS diesbezügliche Nachweise zu liefern.
Bis jetzt ist nur in einem Falle der Nachweis erbracht
worden, der aber in sich zusammenfiel, als wir ihn unter¬
suchten. Im übrigen muß ich nach wie vor aufrecht erhalten,
daß die Kontrolle eine Notwendigkeit ist auf dem Lande,
lieber die Arbeitszeit der Gewerkschaftssekretäre braucht Herr

Naschke  sich keine Sorge zu machen; er kann versink» '
daß wir uns schon selbst zu helfen wissen. ^ )

Präsident : Herr Abg. Fröhlc  hat das Wort !
Abg. Fröhle : Ich bin wegen der Kontrolle auf!« t

Lande mit Herrn Abg. Bäuerle  nicht einverstanden. !
dieser Weise ist es nicht durchzuführeu; und wir mG i
nachdrücklich darauf bestehen, daß wir im allgemeinenM
dem Lande den Achtstundentag nicht gebrauchen könnin
Wenn man in dieser Weise den Handwerkern Schwierigkeit
machen wollte, so wäre das nur zu bedauern. Mer du
Herr Minister hat auch ja erklärt, daß die Betreffen!«
einen Antrag einbringen könnten und dann ihnen nM
nichts passiere.

Was mich veranlaßt hat, mich zum Wort zu meid«
ist dasjenige, was der Herr Minister gesagt hat: Es ging,,
viele anonyme Anzeigen ein. Ich setze voraus, daß diifii
anonymen Anzeigen in den Papierkorb wandern. Ich„G,
nicht an, daß wir uns noch in einer Zeit befinden, ähnlich
wie im Kriege, wo es vorgekommen ist, daß die Amtshayt-
leute auf eine anonyme Anzeige hin Höfe revidieren ließe».

Präsident : Herr Minister Meyer  hat das Wort.
Staatsminister Meyer : Das Ministerium ordnet di,

Kontrolle nicht an; dazu ist daS Gewerbeamt cingefeht.
Wenn aber aus einem Orte eine anonyme Anzeige eingehl
und der Beamte des Gewerbeamtes aus anderen Gründe»
in diesem zu tun hat, dann prüft er zugleich mit, wie sch
die Sache verhält. Das Prinzip bei allen oldenburgische«
Behörden ist jedoch, daß anonyme Anzeigen in den Pafiei-
korb wandern.

Präsident : Herr Abg. Lohse  hat das Wort.
Abg. Lohse : Herr Abg. Hug hat mich eben„Bei-

nunftrepublikaner" genannt. Ich habe nur die Tatsache»
sehen wollen, wie sie sind. Und aus diesen Tatsachen Haie
ich die Folgerung gezogen, daß absolut keine Gefahr dafür
besteht, daß Bestrebungen Raum gewinnen, die hier me
Wiederherstellung des früheren Zustandes anstreben.

Präsident : Das Wort ist zum § 1 jetzt nicht nch
verlangt? Ich schließe die Beratung, eröffne die Berat»»;
zum § 2. Herr Abg. Lohse  hat das Wort.

Abg. Lohse : Meine Dame und meine Herren! Z»
diesem8 2 der Ausgaben findet sich eine Position„Kofi"
des Landesausschussesfür Arbeiter und Angestellte im Landes-
teil Oldenburg 50000 Wie der Äusschußbericht er¬
kennen läßt, ist diese Ausgabe unter den Geschäftskofi»
des Ministeriums auch schon früher geleistet worden. E»>st
nur das erste Mal, daß man sie im Etat erscheinenw> s
daß man es in der Vorlage zum Ausdruck bringt, daß>» s
den Geschäftskosten des Ministeriums diese 50 000M̂ ». !
Es ist m. E. etatsrechtlich nicht zulässig gewesen, daß
früher diese Ausgabe unter den Geschäftskosten des M»
steriums untergebracht hat, ohne deutlich und klar zu sag!»-
wie es sich damit verhielt. Es ist ja richtig, daß hm^
Landtag von seiten des Herrn Ministerpräsidenten im
1919 gelegentlich einer Anfrage aus Lübeck einmalw
Frage erörtert und gesagt worden ist, es müßten die llrm
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nd Angestellten irgend eine Berufsvertretung haben , solange
Arbeitnehmerkammer nicht existiere . Das ist aber das

was hier offiziell verlautet ist . Es handelt sich
m eine Ausgabe, die anscheinend in Parallele gestellt werden
U mit den von Herrn Abg . Hug beanstandeten Ausgaben
ür die Kammern , für die Handelskammer , Handwerkskammer

md "andwirtschaftskammer , von denen nur die letztere auch
Betrag von 50000 ^ erreicht. Wäre dar richtig,

Wen sie an anderer Stelle der Etats stehen müssen . Aber
rz handelt sich in der Tat aber um die Uebernahme eines
durch die Revolution geschaffenen Postens , nämlich die Stelle
des Leiters des Landesarbeiterrats , auf die Staatskasse . Wie
die ganze Sache zusammenhängt , davon wissen wir eigentlich
nichts. Es wird gesagt , die Arbeitgeber müßten eine Ver¬
tretung haben . Wir wissen nur , daß Herr Gräger  sein
Walt aus Staatsmiteln bezieht . Wir wissen nicht , ob die
Besetzung des Postens den Wünschen der Arbeitnehmer
entspricht. Wir wissen nichts von einer Wahl oder davon , von
mlchen Kreisen der Arbeitnehmer diese Besetzung verlangt
worden ist. Das wäre aber doch wohl notwendig , wenn
mn sich klar darüber werden soll , ob die Stelle wirklich
als Vertrauensstclle der noch ohne Vertretung in einer
Kammer gebliebenen Arbeiter und Angestellten angesprochen
zu werden verdient . Deshalb muß m . E . hier über diese
Position verhandelt werden . Ich will davon absehen , hier
jetzt einen Antrag zu stellen , der selbstverständlich abgelehnt
werden würde . Ich will mir aber natürlich auch in dieser
Achtung zur 2 . Lesung alles Vorbehalten.

Präsident : Der Herr Ministerpräsident hat das Wort.
Ministerpräsident Tantzen : Meine Dame und meine

Herren! Schon im Ausschuß mußte ich Gelegenheit nehmen,
die nach Ansicht der Regierung nicht richtige Auffassung
zurüekzuweiscn, als wenn das Etatsrecht des Landtags in
diesem Punkte nicht in der erforderlichen Weise beachtet sei.
Diese Frage ist , wie sie sich entwickelt hat , eine etatsrechtliche,
oder mit einem politischen Hintergrund . Und dadurch ge-
M»nt sic doch bei dem einen oder anderen erst das Inter¬
esse, was sie Plötzlich hat . Es ist das Etatsrecht des Land¬
ings deshalb nicht verletzt , weil bis zum Sommer 1919 be-
lnmitlich revolutionäre Arbeiterräte und andere Organe be¬
standen. Dann kam die Verfassung , und es war die
Ausgabe der verfassungsgemäß eingesetzten Negierung , alle
Mt verantwortlichen zur Mitwirkung berufenen Stellen,
sm» sie diese Mitwirkung verlangten , zurückzuweisen . Das
H mit einer Klarheit und Entschiedenheit geschehen , daß
Wst damals , als manche Herren , die sich heute in ihrer
haut sicher fühlen, noch nicht sich in ihrer Haut sicher
Wen, dies mir wiederholt ausgesprochen haben . Aber
notwendig war es auch , daß man alles , was an berechtigtem
Kern in der revolutionären Bewegung gelegen hatte , eine
Kitwirkung der Beamten und Angestellten in stärkerem
KW auch für die Zukunft beibehielt . Deshalb hat die
Wrung damals für notwendig erachtet , daß mit der Auf-
Mg der Arbciterräte gleichzeitig gesagt wurde : Ihr könnt

emc Vertretung schaffen aus euch heraus , bis die Be-
^ Reichsverfassung zum Gesetz geworden ist , daß

imd ^ Bezirks - und Reichsarbeiterräte organisiert
>vum ihr auch eine Organisation habt , aus der heraus

ihr eure Wünsche der oldenburgischen Regierung mitteilen
könnt . Diese meine Auffassung habe ich im Dezember 1919
im Landtag gelegentlich einer Anfrage aus dem Landesteil
Lübeck mitgeteilt und habe gesagt , daß die oldenburgische
Regierung diesen Zustand beibehaltcn würde und die Kosten
dazu bezahlen würde . Wir haben keine Beamtenstellen ge¬
schaffen . Wir haben auch keine Stellen für Diätare ge¬
schaffen mit Anwartschaft ' auf Beamtenstellen , sondern wir
haben einfach bezahlt eine Angestelltenstelle , wie wir Dutzende
von Angestelltenstellen bezahlen aus dem betreffenden Para¬
graphen . Und damit haben wir nichts anderes getan , als
was wir in jedem anderen Falle getan haben . Wir lehnen
es ab , es auf diesen Politischen Hintergrund zu bringen.
Jetzt aber , nachdem wir solange haben warten müssen auf
die reichsgesetzliche Beordnung , glaubte das Staatsministerium,
es in dieser Position erscheinen lassen zu sollen , als eine
Ueberleitung zu der Ansicht der Staatsregierung , Ihnen
demnächst einen Gesetzentwurf auf Schaffung einer öffent¬
lich rechtlichen Angestellten - und Arbriterkammer vorzulegen.
Dieser wird Sie vielleicht in diesem Frühling , spätestens im
nächsten Herbst beschäftigen . Es hat nach keiner Richtung
eine Absicht bestanden , das Etatsrecht zu verletzen oder etwas
zu verschweigen . Ich will garnicht behaupten , daß irgend
ein Abgeordneter auch hätte anfragen können . Im Gegen¬
teil , ich stehe an sich auf dem Standpunkte , daß die Re¬
gierung die Karten offen zu legen hat . Aber bei einem
loyalen gegenseitigen Verhalten , wenn irgendwelche Zweifel
bestanden , war jeden Augenblick die Gelegenheit , von irgend
einem Abgeordneten zu fragen . Und Sie wissen , daß ich
in jeder Angelegenheit sofort offen Farbe bekenne.

Präsident : Herr Abg. Lohse  hat das Wort.
Abg . Lohse : Man kann doch nicht diese Stelle einfach

behandeln als die eines Angestellten im Ministerium . Ich
bin auch nach den Ausführungen des Herrn Ministerpräsi¬
denten nicht davon überzeugt , daß es nicht richtiger gewesen
wäre , diese Ausgabe auszuwerfen an einem Ort , wo die
wirkliche Bedeutung der Stelle deutlich würde . ES ist doch
etwas anderes , ob Herr Gräger derjenige sein soll , mit dem
das Ministerium als dem Vertreter der Arbeiter - und Ange¬
stelltenschaft verhandelt , oder ob er ein Angestellter im
Ministerium ist . Vor allen Dingen wissen wir immer noch
nichts darüber , auf welche Weise die Auswahl der Person
des Herrn Gräger für diese Stelle erfolgt ist.

Präsident : Herr Abg. Hug hat das Wort.
Abg . Hug : Zunächst hat Herr Abg . Lohse  gesagt,

ich hätte die Etatsposten für die Kammern beanstandet.
Das habe ich nicht getan . Ich habe nur gesagt : „ Wenn
man den Sparsamkeitstrieb so entwickelt , kann man auch
dazu kommen " usw . Bezüglich der Frage des Beamten-
und Angestclltenausschusses stehe ich auf demselben Stand¬
punkt , wie der Herr Ministerpräsident und ich glaube , wenn
Herr Abg . Lohse  die Sache einfach ohne irgend juristische
Spitzfindigkeiten oder politischen Hintergrund betrachtet , muß
er dem Staatsministerium das Recht geben , auch einen An¬
gestellten für vorübergehende Funktionen anzunehmcn . Die
Sache ist auch etatsrechtlich in Ordnung . Aber auch wenn das
wirklich nicht wäre , müßten nach meinem Dafürhalten Billig-

l
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keitsgründe dem Staatsministerium zu gute kommen . Es
ist aus der Revolution die Stelle damals als zweckmäßig
angesehen worden . Und sie wird nun übergeführt in eine
andere Form und kommt nun in einer anderen Form hier
zum Ausdruck . Gegen die Mitteilung damals im Dezember
1919 hat aus dem Hause niemand Protest erhoben . Wenn
sich nun gegen die Unterhaltung dieses Mannes in der
früheren Zeit bis heute Beschwerden ergeben , dann ist damals
versäumt worden , Beschwerde zu erheben gegen die Vergütung,
die das Direktorium festgesetzt hat . Meines Wissens ist
damals die Gewährung einer Vergütung durch das Direk¬
torium , soweit sie nicht Staatsbeamte waren , auch ohne einen
Beschluß des Landtags erfolgt . DaS liegt nach meinem
Dafürhalten aus demselben Brett . (Abg . Dannemann:
Da hatten wir keine Verfassung .) Die Verfassung war doch
im Juni fertig . Wir haben nicht den Gedanken gehabt , daß
etwas Unrechtes geschähe . Ich glaube , es war im Jahre
1904 ; da kam die Frage zur Behandlung , ob nicht möglich
sei, die Thronnachfolge für die russische Linie 'zu beseitigen.
Und da haben Verhandlungen stattgefunden . Es ist ein be¬
sonderer Delegierter nach Petersburg geschickt worden , die
Verhandlungen haben dahin geführt , daß der russische Zweig
der Familie Holstein -Gottorp für die Nachfolge nicht mehr
in Frage kam. Da kam bei der Revision der Bücher durch
den Landtag zu Tage , daß 1800 Mark oder Taler ausge¬
geben waren auS den Geschäftskosten des Ministeriums des
Innern für die Reise des Delegierten nach Petersburg.
Da haben die Revisoren , Ahlhorn und ich, erklärt : „Das ist
etatsrechtlich nicht in Ordnung . Die Summe mußte ange¬
fordert oder nachgefordert werden ." Dann haben alle
Herren im Finanzausschuß auf uns eingeredet wie auf einen
lahmen Gaul , wir sollten aus dieser Geschichte doch keine
Staatsaktion machen . Es sei doch im Interesse des Landes
geschehen und man sollte nicht so kleinlich sein . Die Aus¬
gabe , wenn sie auch nur eine einmalige war , mußte genau
so angesehen werden wie die Ausgabe , über welche Herr
Lohse  Kritik übt . Ich mit meinem einfachen Menschenver¬
stand sage mir : Entweder mußte damals das Geld vorher
angefordert werden oder nachher nachgefordert werden . DaS ist
aber nicht geschehen. (Abg . Dannemann:  Und so muß
es auch in diesem Falle gemacht werden .) Wenn damals
Amnestie oder Absolution ohne Nachbewilligung erteilt wor¬
den ist , so muß es auch in diesem Falle geschehen. (Minister¬
präsident Tantzen:  Wir brauchen keine Amnestie .)

Präsident : Herr Abg. Hartong (Delmenhorst ) hat
das Wort.

Abg . Hartong : Ich glaube nicht , daß ich in diesem
Falle den „klaren Untertanenverstand " von Herrn Abg.
Hug überzeugen werde . Aber versuchen will ich es doch.
Die Vergleiche , die er gezogen hat mit 1904 und dem Lan¬
desdirektorium , habe ich, offen gestanden , nicht begriffen.
Das mag an mir liegen . Er hat gesagt , die Annahme eines
Angestellten zu einem vorübergehenden Zweck kann dem
Ministerium nicht versagt werden . M . H . ! Darum handelt
es sich in diesem Falle gar nicht . Das Ministerium hat
zur Begründung seiner Stellungnahme im Ausschuß darauf
hingewiesen , daß der Landesausschuß die Zusammenfassung
der verschiedenen Gewerkschaften zu einer Zentralstelle im

Freistaat darstelle . Kann das von einem vorübend
nommenen " „ Angestellten " gemacht werden ? DicZEK
doch einfach die : Eine Vertretung der Angestellten und üb.
beiter , eine Kammer im Sinne der übrigen Interesse,
kammern haben wir noch nicht . Wenn die Regierung hg
Bedürfnis fühlte , eine Uebergangseinrichtung zu schaff
dann war es das Gegebene , daß an den Landtag heM
getreten wurde und gesagt wurde : Wir wollen das ns
das Provisorium schaffen mit den und den Richtlinien
mit den und den Aufgaben , solange das Reich noch M
die offizielle Institution geschaffen hat . Und dann W
der Landtag sich darüber schlüssig machen können, ob i»
oder nein . Aber so, wie eS gehandhabt ist , daß man L.

lich in der Zeitung davon überrascht wird , daß der bisherige
Landesarbeiterrat eine andere Firma aufgemacht hat und sich
jetzt anders nennt und daß der frühere Leiter des LandeS-
arbriterrats nun plötzlich sich als Vorsitzenden dieses Landez¬
ausschusses vorstellt und daß derselbe dann als Angestellter
des Ministeriums bezahlt wird und sein Büro im Mini¬
sterium hat , das paßt auf keinen Fall zusammen , und dg
hätte nicht geschehen dürfen . Ich hätte den Herrn Minister¬
präsidenten früher , wie er noch Abgeordneter war, sehen
wollen , was er gesagt hätte , wenn die alte Regierung der¬
artig vorgegangen wäre . Ich glaube , er wäre in die Lnjt
gegangen . (Ministerpräsident Tantzen:  Das ist ein Irrtum,
dann haben Sie mich nicht gekannt .)

Präsident : Herr Abg. Sante  hat das Wort.

Abg . Sante : Der Herr Ministerpräsident hat niitz-
teilt , daß dem Landtag eine Vorlage zugehen würde übrr
die Errichtung einer Angestellten - und Arbciterkammer . Ich
möchte die Frage an die Regierung stellen , ob sie schm
Stellung genommen hat zu dem Antrag der Gewerkschaft«,
eine sogenannte paritätische Kammer zu errichten?

Präsident : Der Herr Ministerpräsident hat da-
Wort.

Ministerpräsident Tantzen : Die Regierung hat dazu
noch keine Stellung genommen.

Präsident : Herr Abg. AlberS  hat das Wort.

Abg . Albers : Ich habe noch eine Berichtigung vor¬
nehmen . Auf der Seite 558 im dritten Absatz oben M
an stelle der Worte „ als Vergütungen " gesagt werden: ,,»"d
Vergütungen als Geschäftskosten " . Ich sage das auf k-
sonderen Wunsch der Herren , die hierbei interessiertM
Zur Sache selbst kann ich mich dem anschlicßen, was da
Herr Ministerpräsident gesagt hat . Wenn gesagt vorm
ist , daß es sich um eine dauernde und keine vorübergehende
Einrichtung handelt , dann meine ich, ist das doch der Fall,
weil gerade jetzt untersucht wird , ob nicht diese EinrichtW
zu überführen ist in eine besondere Angestellten - und Ar¬
bciterkammer . M . H . ! Die Unterbringung dieser Mm
an anderer Stelle ist nicht geschehen, weil es sich umeine»
vorübergehenden Zustand handelt . Im allgemeinen
ich, kann man auch nicht annehmen , daß irgendwelche« r-
schleierungsabsicht Vorgelegen hat . Sonst würde heute nie?
bei diesem Voranschlag der Betrag unter diesen Kostenr.'
scheinen . Im übrigen glaube ich, sollte man sich nicht!
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sehr darüber unterhalten, welcher Grundsatz anzulegen ist,
Mn man sollte anerkennen, daß gerade diese Einrichtung
dazu bciqetragcn hat, uns über schwierige Zeiten hinwegzu-

Das sollte man anerkennen, auch wenn man vielleicht
Mer vergessen hat, daß es solche unruhige Zeiten
gegeben hat.

Präsident : Herr Abg. Fröhle  zur Geschäftsordnung.
Abg. Fröhle : Es ist bereits 2 Uhr geworden. Ich

möchte den Antrag stellen, daß wir uns jetzt vertagen.

Präsident : Ich wollte bei diesem§ 2 schließen. Ich
warte nur darauf, daß noch die Sachen verteilt werden
können, die zweite Nachfuge zur Tagesordnung. Ich bitte
die Herren, eben in der Registratur die zweite Ergänzung
der Tagesordnung entgegenzunehmen. Die morgige Tages¬
ordnung beginnt wieder um 9 Uhr. Fortsetzung der heutigen
Tagesordnung.

Ich schließe die Sitzung.
(Schluß 2 Uhr.)
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